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nn er Schleſiſche Ehrounik. 
Heute wird Nr. 49 des Beiblattes der Breslauer 
berg, Ohlau. 2) Correſpondenz aus Breslau, Konſtadt. 3) Feuilleton. 


Zeitung „Schleſiſche Chronik“ ausgegeben: Inhalt: 


1) Communalberichte aus Schweidnit, Hirſch⸗ 


1 1977 „ 
IE 81% In land. b 
Berlin, 20. Juni. Se. Majeſtät der König ha⸗ 
den Allergnädigſt geruht: Dem geheimen Regierungs⸗ 
und Baurath Gantzer in Minden den rothen 
Adler⸗Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub, ſo wie dem 
Oberſt⸗Lieutenant a. D., von der Gablentz, den 
hen Adler⸗Orden vierter Klaſſe zu verleihen. Se. 
jeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: Dem 
ittergutsbeſitzer Freiherrn Ehrenfried Heinrich 
ug uſt von Keffenbrinck auf Griebenow, Kreiſes 
rimmen in Neu⸗Vorpommern, die gräfliche Würde 
unter dem Namen von Keffenbrinck⸗Griebenow 
zu verleihen. — Se. Majeſtät der König haben Aller: 


nes ſolchen Geſchenkes ſeines königlichen Taufpathen 
würdig ſei. — Prinz Albert, der Gemahl der Kö⸗ 
nigin, drückt dem Meiſter in einem beſonderen Schrei⸗ 
ben ebenfalls ſeine Bewunderung dieſes Werkes deut⸗ 
ſcher Kunſt aus. 


*% Berlin, 20. Juni. Das eigentliche leitende 
Prinzip in dem hieſigen Leben und Verkehr iſt ſeit 
3 Tagen der Wollmarkt. Die 70,000 Etr. Wolle, 
welche bis jetzt auf den Markt gebracht worden ſind, 
beſchäftigen eine Menge Spekulanten, Kaufleute, Fa⸗ 


herrn von Patow die Anlegung des von des Königs 
en ja nr — brikanten, Arbeiter und Soldaten (welche letztere über 


beider Sicilſen Majeſtät ihm verliehenen Großkreuzes 
des Ordens Franzesko's I. 3 ſo wie dem Geſandten und 
mmerherrn von Sydow die Anlegung des von 
des Königs der Belgier Majeſtät ihm verliehenen Groß⸗ 
kreuzes des Leopold⸗Ordens zu geſtatten. 5 ns 
Angekommen: Se. Ertellenz der wirkliche ge⸗ 
Heime Rath und Ober⸗Schloß⸗Hauptmann, Graf von 
enim, von Blumberg. Abgereiſt: Der General 


pen, bereits handgemein mit einander geworden ſind). 
Die Pferdezüchter haben ſich des Wollmarkts wegen 
2 Tage lang auf unſern Feldern herumgejagt, ohne je⸗ 
doch ſonderlich bewundert zu werden. 


den Reitern auf die Pferde ſelbſt geworfen, die viel 
5 ö 108 5 lieber aufgegeffen werden. Des Wollmarkts wegen war 
Bete nam Seen den E Bügeneur — — heute die Ausſtellung des Gartenvereins, des Woll⸗ 
Nenn i 3 | marets, wegen. fieht man bier, feit drei Tagen nur ſchön 
4. Berlin, 21. Juni. Se. Majeſtät der König ha⸗ geputzte Frauen, belebte Conditoreien, fogar neue, von 
ben Auergnäbigft geruht: dem Pfarrer Karthaus zu denen eine ein Denkmal der böfen Zeit „zum armen 
ene, Pafen, ben 
zothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; fo wie dem bei dem 
yofſtaate des Prinzen Friedrich von Preußen königliche 
eit angeſtellten Bereiter Hohaus das allgemeine 
hrenzeichen zu verleihen. — Se. Majeſtät der König 
ha en Allergnädigſt geruht, dem Vice⸗Ober⸗Ceremonien⸗ 
Meifter, Freiherrn von Stillfried, die Anlegung des bliziſten, wird ein Proteſt gegen Aeußerungen auf dem Land⸗ 
ihm verliehenen Kommandeur⸗Kreuzes des königl. han⸗ tage gegen die Juden erſcheinen. Dem Gerüchte nach 
noverſchen Guelphen⸗Ordens zu geſtatten. I wird gegen einige der neuen Stadtverordneten⸗Wahlen 
Das Laſte Stück der Geſetzſammlung enthält un⸗ wegen Unregelmäßigkeiten Einſprache geſchehen. Auch 
ter Nr. 2854 die Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 3. bei der Wahl des Herrn Behrendt ſoll man Bedenken 
N haben aufkommen laſſen, die aber wahrſcheinlich unfun⸗ 
dirt bleiben. Der von hier entwichene Holzhaͤndler Lohſe 
iſt, wie man verſichert, noch nicht eingebracht worden, 
im Gegentheil will man ihn in Hull erkannt haben. 
Wegen der abermals geſtiegenen Korn- und Kar⸗ 
toffelpreiſe hat die Stadt neue Vorräthe zum Verkauf 


Teufel“ genannt, bleiben zu wollen ſcheint. 
Wolle find übrigens bereits gegen 40,000 Ctr. ver⸗ 
kauft (geſtern Abend etwa 30,000), und die Preiſe 
ſchwanken zwiſchen 2 und 4 Kthlr. beſſer als im vo⸗ 
rigen Jahre. (S. unter den Handelsnachrichten.) — 
Von dem ehemal. Stadtrath Benda, unſerm bekannten Pu⸗ 


Zolls für Oel in Fäſſern; desgleichen Nr. 2855 vom 
28ſten deſſelben Monats, betreffend die den Anklamer 
und Ueckermünder Kreisſtänden in Bezug auf die dor⸗ 
tigen Chauffee-Bauten. bewilligten Rechte. 1. 


r | ab, Dereifheflen laflen, zei Kroll haben-unfe 
% 5 * 2 Rh — u Andere K. 0 8 - 2 — Berliner eine italieniſche Nacht gefeiert, auf der wie⸗ 
\ n 2 2 2 derum von kei ine er⸗ 
der gs geheime Rath und Ober⸗Schloßhauptmann, biken Ri ee Base mn 
—— 8 — — hc Geenen künftig bei Zeugenaussagen vulgo. Denunziationen 
Ae Miner, Sri chern ſcheff nach Kiſſingen. die Wigtlanten, der Poltei nicht mehr für zwelfelos au- 
. 5 1 geſehen werden ſollen. — Die Nachricht, daß der Po⸗ 
lizeirath Duncker zum Polizeidirektor in Poſen beftimmt 

ſei, iſt wahrſcheinlich ganz ohne Grund. 


Königsberg, 8. Juni. Da die Freievangeliſchen 
hieſiger Stadt den geſetzlichen Beſtimmungen des Re⸗ 
ligions⸗Patentes vom 30, März d. J. bis jetzt, unge⸗ 
achtet der an ſie ergangenen wiederholten pofzeitichen 
Aufforderungen, immer noch nicht genügt haben, Dr. 
Rupp auch von Neuem geiſtliche Amtshandlungen, 
wie Taufen, Trauungen u. dgl. m. ausgeführt hat, ſo 
fol nun, wie man hört, zuvörderſt eine Polizeiſtrafe 
von 50 Thlr. gegen ihn feſtgeſetzt ſein, die ſchlimm⸗ 
ſten Falls exekutiviſch beigetrieben werden wird 


105 nun kommenden 
a 1 der feftgfegte Schluß am 19. d. wegen der noch 
Vörliegenden wichtigen Gegenſtände nicht ſtatthaben konnte. 


Unter Anderm ſagt die Königin: daß ſie hoffe, daß ihr 
Sohn, in deſſen Namen ſie ſchreibe, da er noch nicht 
ſchreiben könne, ſpäter durch ſeinen Kunſtſinn und durch 
ſeine Kunſtliebe den Beweis liefern werde, daß er ei⸗ 


den oder das Verdienſt, die Säcke hin⸗ und herzuſchlep⸗ 


U Der Enthuſias⸗ 
mus für die Wettrennen iſt erloſchen, er hat ſich von 


Von der 


an die Armen angeſchafft und bereits durch die Eiſen⸗ 


Beim Feſtungsbau find zur Zeit 1400 —1500 
Arbeiter beſchaͤftigt. Die Erdarbeiter verdienen pr. 
Mann 10—12 Sgr. Die Mauer⸗ und Steinarbeiter 
am Königsthore ſchreiten bedeutend vor. Das Königs⸗ 
thor iſt zu einer Höhe von etwa 30 Fuß gediehen. 
Es wird ein viereckiges hohes Mauerwerk mit einem 
Vorſprung und einer Vormauer, von welcher die Brücke 
über den Feſtungsgraben geht. Zur Brücke ſind be⸗ 
reits 8 Ziegelmauern als Unterlagen derſelben gelegt. 
Das Batardeau, ganz von Stein, iſt fertig. Von 
dieſem bis zum Sackheimer Thore wird ein und vom 
Sackh. Thore bis zum Litthauer Baum das zweite 
Schleuſenwerk gelegt. Am Pregelufer (Litth. Baum) 
iſt ein breiter Pfahlroſt gelegt, worauf ein Mauerwerk 
errichtet wird. Ein länglich viereckiges Mauerwerk 
(Traverse) iſt quer über den Wall gelegt. Die Mauer⸗ 
arbeiten an der Kaſerne und im Mittel⸗Reduit auf 
Herzogs⸗Acker ſind in voller Arbeit; die Doſſirungen 
meiſtens planirt und mit Raſenſtücken belegt. Die 
weite Rennerſche Mühle wird nun auch abgebrochen. 
Im Oberteich am Roßgäxrter Thor find noch eine 
Menge von Arbeitern mit dem Einrammen von Pfäh⸗ 
len beſchäftigt. f 


Unter den hieſigen Juden iſt ein bitterer Haß und 
Streit ausgebrochen, indem ein Theil derſelben, die ſo⸗ 
genannten Rechtgläubigen oder Orthodoxen, ſich mit al 
ler Macht gegen die Einführung des ſonntäglichen und 
deutſchen Gottesdienſtes auflehnen. Dieſe Partei ſcheint 
in der Polizeibehörde einen Allürten bekommen zu ha⸗ 
ben, da, wie man hört, dieſe an den Vorſtand der jü⸗ 
diſchen Gemeinde geſchrieben hat und den ſonntäglichen 
Gottesdienſt aufgehoben wiſſen will, ſich ſtützend auf 
ein altes Miniſterial⸗Reſcript, nach dem den 5 
Abweichung von der einmal üblichen Form des Got 
tesdienſtes unterſagt iſt. Dem zufolge fiel‘ bereits am 
vorigen Sonntage der Gottesdienſt in der Synagoge 
aus. Wegen Fr. Grünhagen, der als Anführer der 
Tumultuanten in Stettin verhaftet wurde und zu ‚er 
ſchwerer Strafe verurtheilt fein ſoll, haben dem Ver⸗ 
nehmen nach mehrere Kaufleute eine Petition an den 
Juſtizminiſter geſendet, in der ſie ſich erbieten, eidlich 
zu erhärten, daß Grünhagen hier ſchon geiſteskrank ge⸗ 
weſen ſei. (Stg. f. Pr.) 


Poſen, 19. Juni. Oft ſchon war unſer deut⸗ 
ſches Theater dem Tode nahe, oder vielmehr der Un⸗ 
ternehmer Herr E. Vogt auf dem Punkte, aus peku⸗ 
niären Rückſichten, die fi auf den ſeit längerer Zeit 
ſehr unregelmäßigen und ſchwachen Theaterbeſuch un⸗ 
ſeres Publikums gründen, das Direktorat niederzulegen 
und einem jüngeren Nachfolger Platz zu machen, im⸗ 
mer trat jedoch die Genade Sr. Majeſtät der Königs 
durch Bewilligung oft bedeutender Gnadengeſchenke ver⸗ 
mittelnd und weiterhelfend ein. Auch jetzt hatte Herr 
Vogt nach langem Kampfe mit ſich, ſeiner Geſellſchaft 
bereits zum 1. Juli d. J. definitiv gekündigt, als wie⸗ 
derum Se. Majeſtät auf Verwendung unſerer Regie⸗ 
rung einen ihm ſchon früher durch das Oberpräſidium 
gewährten Vorſchuß von 500 Rtl. niederſchlug und 
ihm außerdem eine weitere Unterftügung von 2000 Rtl. 
unter der Bedingung bewilligte, daß er das Unterneh⸗ 
men in bisheriger Weiſe fortſetze. Wie wir hören war 
ſogar bei der anerkannten jetzigen Nichtrentabilität eines 
ſtehenden deutſchen Theaters in Poſen von hier aus 
die Bewilligung eines fortlaufenden beſtimmten Zuſchuſ⸗ 


5 


* 


‚ können. 


ſes von 500 Rtl. vierteljährlich aus königl. Kaffe bes 
antragt und vom betreffenden Miniſterium auch befür⸗ 
wortet, allerhöchſtenorts aber abgeſchlagen worden. 


Dentſchland. 


München, 16. Juni. Inhaltlich einer höchſten 
Miniſterialentſchließung vom 5. d. M. hat Se. Maje⸗ 
ſtät anzuordnen geruht, daß bei künftigen Erlaubnißer⸗ 
theilungen zur Abhaltung von Miſſionen durch die P. P. 
Redemptoriſten ſich genau an die Beſtimmungen 


des § 79 der II. Beilage zur Verfaſſungs⸗Urkunde“) zu 


halten iſt. Insbeſondere wird die Erlaubniß hierzu von 
der Zuſtimmung des einſchlägigen Pfarramts, der ober⸗ 
hirtlichen Stelle und von der allerhöchſten Bewilligung 
abhängig gemacht; ferner haben alle Polizeibehörden bei 
Inſtruirung deßfallſiger Geſuche ſtrenge darauf zu ach⸗ 
ten, ob die Miſſion auch im Wunſche der Gemeinde 
liegt, wer die Koſten trage und ob den dringenden land⸗ 
wirthſchaftlichen Verrichtungen hierdurch kein Schaden 
zugehe. — Sehr allgemein iſt die Nachricht verbreitet, 
daß der Landtag für 18% ſchon im nächſten Früh⸗ 
jahr zuſammenberufen werden würde. Bei der Wich⸗ 
tigkeit und dem Umfange der bevorſtehenden Arbeiten 
hat dieſe Nachricht viel Wahrſcheinlichkeit 5 18 


Aus Franken, 14. Juni. Ueber die hieſigen pe⸗ 
kunidren Verhältniſſe der Regierungs- und Juſtizbeam⸗ 
ten ſchreibt unter andern das Frankf. Journal: „Die 
Diäten ſind ein Krebsſchaden unſerer Adminiſtration 
und bilden ein anſehnliches Emolument der dabei ver⸗ 
wendeten Beamten, indem ſich oft Gelegenheit bieten 
muß, um ſolche zu verrechnen. Während die mit Ge⸗ 
ſchäften überhäuften Juſtizbeamten der unteren Bran⸗ 
chen kärglich beſoldet find, erfreuen Bau: und Verwal: 
tungs⸗Bedienſtete ſich angenehmer, finanzieller Verhält⸗ 
niſſe. Eine Ausgleichung und Reduction der Diäten 
in den verſchiedenen Staatsgeſchäftszweigen wird er⸗ 
wartet und mancher Mißbrauch dadurch aufhören. Man 
darf hoffen, daß den in Baiern noch geltenden finan⸗ 
ziellen Uebelſtänden der Art abgeholfen wird; da Herr 
von Zu⸗Rhein ſelbſt viele derſelben in ſeiner treffli⸗ 
chen juriſtiſchen Zeitſchrift treffend berührt hat. Um 
ein Beiſpiel anzuführen, erwähnen wir, daß es ſchon 
vorkam, daß der Landrichter zu Fuß bei Commiſſionen 
in ſeinem Gerichtsbezirke zu gehen gezwungen war, weil 
er kein Privatvermögen beſaß, während dem Landge⸗ 
richtsdiener bei ſeinen Bezügen, die oft das Doppelte 
des Gehalts eines Aſſeſſors betragen, dies gar nicht 
ſchwer fällt. Daher meldete ſich vor Jahren in Ober⸗ 
Franken ein Landgerichts⸗Aſſeſſor im vollen Ernſte um 
eine erledigte Landgerichtsdiener⸗Stelle und bezweckte 
auch dadurch ſeine höhere Verwendung im Staats⸗ 
dienſte.“ N 


Eine diplomatiſche Korreſpondenz der Allgem. Ztg. 
„vom Rhein“ meldet, die drei konſervativen Höfe 
ſchienen enſchloſſen, den Ausbruch eines Bürgerkrieges 
in der Schweiz, wie er wohl durch einen Beſchluß 
der Tagſatzung für Vertreibung der Jeſuiten und Auf⸗ 
löſung des Sonderbundes herbeigeführt werden würde, 
um jeden Preis, ſelbſt um den einer bewaffneten In⸗ 
tervention zu verhindern. Minder entſchieden ſchienen 
in dieſer Beziehung die Abſichten Frankreichs. — Der⸗ 
ſelbe Korreſpondent der Allg. Ztg. behauptet, Briefe 
aus Madrid, die in London eingelaufen ſeien, ließen 
kaum mehr zweifeln, daß die Königin Iſabella entſchloſ⸗ 
ſen ſei, dem Throne zu entſagen. Serrano, der Un⸗ 
päßlichkeit halber ſich in die Provinz zu begeben wünſchte, 
habe die Einwilligung der Königin dazu nicht erlangen 
Auf die Vorausſetzung einer möglichen Ab⸗ 
dankung hin habe England neuerdings geſucht, in's 
Einvernehmen mit anderen Mächten zu treten. Eng⸗ 
land hege für den Grafen von Montemolin große 
Sympathie. In Paris würde man aber Alles daran 
ſetzen, Ferdinands VII. Dekret zu Gunſten ſeiner Töch⸗ 
ter aufrecht zu erhalten und der Herzogin von Mont⸗ 
penſier die Thronfolge zu ſichern. f 


Mannheim, 17. Juni. Geſtern Abend iſt die be⸗ 
reits erwähnte Auflöſung des hieſigen Turnvereins wirk⸗ 
lich erfolgt. Einem der wackerſten Mitglieder deſſelben 
ward zugleich angekündigt, daß er wegen Abhaltung 
einer Rede ſtaatsgefährlichen Inhalts binnen 4 Tagen 
die Stadt zu verlaſſen habe. (Mannh. Bl.) 


Darmſtadt, 10. Juni. Das Miniſterium des 
Innern und der Juſtiz hat ſich geneigt erklärt, den 
Entwurf der Statuten des Nationalvereins für deutſche 
Auswanderung und Anſiedlung, insbeſondere für das 
Großherzogthum Heſſen, zu beſtätigen, wenn der Ver⸗ 
ein bereit ſei, den Beſtimmungen der Verordnung vom 
16. März d. J. zu entſprechen, wornach in baarem Gelbe 
oder in Immobilien oder in inländiſchen Obligationen 
eine Kaution geſtelt werden muß. Wie man hört, 
wird der proviſoriſche Ausſchuß jene Bereitheit ausſpre⸗ 
chen und es ſteht dann der Beſtätigung wohl nichts 
mehr im Wege. (Schw. M.) 


*) „Zu außerordentlichen kirchlichen Feierlichkeiten, beſon⸗ 
ders wenn dieſelben an Werktagen gehalten werden wol⸗ 
len, muß allezeit die fpesielle königliche Bewilligung ex: 
holt werden. r k 
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Gießen, 11. Juni. Unſer Abgeordneter Profeſſor 
Schmitthenner, hat nun doch, laut der „Heſſiſchen 
Zeitung,“ am 7. d. einen Antrag auf Preßfreiheit in 
der zweiten Kammer geſtellt. F 

Hamburg, 18. Juni. Die Ruheſtörungen, von 
welchen die geſtern publicirte Bekanntmachung des Se: 
nats Kunde giebt, haben ſich, ſo viel wir hören, in der 
verfloſſenen Nacht in Folge der getroffenen militäriſchen 
Maßregeln nicht erneuert. Sie begannen am Dienſtage 
und äußerten ſich in Thätlichkeiten gegen einige Auf⸗ 
käufer, ſo wie in Angriffen auf die Häuſer mehrerer 
Victualienhändler und Bäcker, von denen einige nicht 
unbedeutend beſchädigt worden ſind. Die Ruheſtörer 
beſtanden übrigens faſt ausſchließlich aus Weibern und 
Buben, und nur wenige Erwachſene nahmen an dem 
Unfug Theil. Schaaren von Buben machten insbe⸗ 
ſondere vorgeſtern Abend ihrer Bosheit oder ihrem Muth⸗ 
willen dadurch Luft, daß ſie mit Steinen bewaffnet 
durch die Straßen zogen und Fenſter und Laternen ein⸗ 
warfen. Hier und da haben ſelbſt am hellen Tage 
Plünderungen der Bäckerläden ſtattgehabt. Der bedeu⸗ 
tendſte Exceß fand jedoch am Dienſtag Abend auf dem 
Schaarmarkte ſtatt, wo das Haus eines Viktualien⸗ 
Händlers ſpolirt wurde, und ein Bataillon der Bürger⸗ 
garde nebſt mehreren Compagnien des regulären Mili⸗ 
tärs zur Herſtellung der Ruhe erfordert wurden. Mehrere 
Verwundungen haben ſtattgehabt. Vorgeſtern war die 
Bürgergarde theilwelſe, geſtern in großer Anzahl auf: 
geboten, um durch Patrouilliren und Beſetzung der 
Straßen die Ruhe zu erhalten. (Hamb. Bl.) 

Kiel, 18. Juni. Am letzten Montage ſind in 
Flensburg einige unerhebliche Ruheſtörungen vorgekom⸗ 
men, die indeſſen nicht durch die Lebensmitteltheuerung 
veranlaßt ſind, ſondern mehr politiſcher Natur waren. 
Bei Gelegenheit eines Bürgervogelſchießens zog am 
Abend eine Anzahl von Leuten mit dem Volkslied 
„Schleswig⸗Holſtein“ durch die Straßen. An dieſem 
unſchuldigen und erlaubten Vergnügen nahmen einige 
fanatiſche Dänen Anſtoß und wollten den Geſang mit 
Gewalt verhindern. Durch den auf ſolche Weiſe ent⸗ 
ſtandenen Tumult, bei welchem die Angreifer von den 
angegriffenen Schleswig = Holſteinern ziemlich unſanft 
zurückgewieſen zu ſein ſcheinen, ward die Direktion der 
däniſchen Filialbank in eine unnöthige Angſt verſetzt, fo 
daß ſie ſelbſt militäriſchen Schutz für die Bank requi⸗ 
rirte. Die Maſſe verlief ſich am Abend ganz ruhig, 
nachdem dem bekannten ſchleswig⸗ holſteiniſch geſinnten 
Advokat Bremer ein Hoc gebracht war. (Hamb. Bl.) 

Oeſterreich. 

8 Wien, 18. Juni. Der k. k. Oberpolizeikommiſ⸗ 
ſär Felſenthal iſt auf Requiſition des Bankhauſes Arn⸗ 
ſtein und Eskeles vorgeſtern auf der Eiſenbahn nach Mäh⸗ 
ren abgereiſt, um die Spur eines Betrügers zu verfol⸗ 
gen, welcher mittelſt falſcher Wechſel in verſchiedenen 
Plätzen des weſtlichen Europa's 80,000 Fl. behob. — 
Durch Erdabrutſchungen an der Nordbahn bei Oder⸗ 
berg, die eine Folge der andauernden Regengüſſe ſind 
und durch die Böswilligkeit der Landleute dortiger Ge⸗ 
gend noch gefördert wurden, haben die Fahrten zwiſchen 
hier und Hamburg einige Unterbrechung erlitten und 
find darum die Briefe und Zeitungen verfpätet einge⸗ 
troffen. Ueberhaupt hört man über die Mängel der 
Bauart bei unſern Eiſenbahnen vielfache Klagen und 
wie ſchöne und impoſant auch die Kunſtbauten der 
Metallſtraßen in Böhmen und Steiermark ſein mögen, 
die Solidität derſelben läßt leider Vieles zu wünſchen 
übrig, und ſowohl bei dem Tunnel am Leitersberg bei 
Marburg, als dei jenem auf der Prager Route wird 
den Paſſagieren gewöhnlich freigeftellt, ob fie die Strecke 
zu Fuß zurücklegen oder aber in den Waggons bleiben 
wollen! Die beiden Verbindungsbahnen der hier 
mündenden Eiſenbahnſtraßen, wodurch der Verkehr un⸗ 
mittelbar in die Zollhalle beim k. k. Invalidenhauſe ge⸗ 
leitet werden ſoll, werden demnächſt in Angriff genom⸗ 
men und auf das Eiligſte hergeſtellt werden. Sie ſind 
als Staatsbahnen erklaͤrt und werden blos mit Pferden 
befahren; da mehrere Wohnhäuser demolirt und ſelbſt 
die Sakriſtei der Pfarrkirche in der Vorſtadt Weißger⸗ 
ber angekauft werden mußten, ſo ſind die Anlagekoſten 
bedeutend geworden. f 

* Wien, 19. Juni. Morgen wird in den Sälen 
des polytechniſchen Inſtituts zur Wahl eines Präſiden⸗ 
ten der neu errichteten Akademie der Wiſſenſchaften ge⸗ 
ſchritten werden. Se. k. H. der durchlauchtige Curator 
dieſer Akademie, Erzherzog Johann, iſt abweſend. Man 
will wiſſen, daß im Schooße der neu ernannten Aka⸗ 
demiker nicht die beſte Eintracht herrſcht. — Einem 
Gerücht zufolge, wäre Se. k. H. der Erzherzog Ludwig, 
der ſeit 30 Jahren die Regierungsſorgen mit dem ver⸗ 
ſtorbenen Kaiſer Franz und dem jetzt regierenden Herr⸗ 
ſcher theilt, geſonnen, ſein Referat über die innern An⸗ 
gelegenheiten, denen er als Stellvertreter der Monarchie 
ſo lange vorſtand, niederzulegen. Allein an dieſem Ge⸗ 
rücht ſcheint kein wahres Wort zu ſein, und es iſt um 
ſo mehr zu bezweifeln, als der Charakter des Erzherzogs 
es kaum zulaſſen würde, in dieſen Zeiten der Noth 
abzutreten. 

Prag, 11. Juni. Einige Stunden nach dem Er⸗ 
ſcheinen der neulich erwähnten polizeilichen Kundmachung 
war wieder ein Brotkrawall auf der Kleinſeite ge⸗ 


gen einen Bäcker, der auf feiner Kramftelle 8 
vorräthig hatee. 5 aan 
. ee 10. Juni. Eine merkwürdige, aber wie 
mich bebünken will, nicht ganz unerklärliche Erſchei⸗ 
nug iſt der Umſtand, daß gegenwärtig die Cenſur in 
gewiſſer Beziehung um einige Grade milder ift als u, 
Zeit der ſogenannten Republik. — In Folge des an 
lerdings eigenthümlichen Umſtandes, daß die öſterreich 
ſche Regierung das Verbot der Getreideausfuhr 
nicht auf Galizien ausgedehnt, ſollen bereits bedeutende 
Gewaltthaten gegen Getreidehändler ſtattgefunden ha⸗ 
ben, die in gewohnter Weiſe fortfuhren, Getreide in 
großen Maſſen nach Preußen zu bringen. — An der 
Eiſenbahn und beſonders dem vielverſprechenden 
Bahnhofe wird fleißig gebaut; wann aber die ununter? 
brochene Eiſenbahn-Verbindung mit Breslau wirklich 
wird hergeſtellt fein, läßt ſich noch nicht beſtimmen? 
Einige behaupten, bereits mit dem 1. Juli, Andere 
ſchieden dieſen Augenblick, der unbedingt feit der öfter? 
reichiſchen Einverleibung das wichtigſte Ereigniß für un? 
ſere Stadt ſein wird, etwas weiter, ſogar bis zum 
1. Okt. hinaus. — Zwar befindet ſich gegenwärtig die 
preußiſche Poſt noch hier, welches Schickſal ihr aber 
bevorſteht, möchte ſchwer vorauszuſagen ſein. Na 
aller Wahrſcheinlichkeit behalten wir ſie nunmehr ganz 
ſicher bis zur Eröffnung der Eiſenbahn; dann iſt mir 
aber wirklich für das Weiterbeſtehen bange. Gleich 
wohl giebt es Leute, welche kühn genug ſind, zu be⸗ 
haupten, daß auch dann Alles beim Alten bleiben und 
die preußiſche Poſt nur auf den Bahnhof verlegt wer⸗ 
den würde. Gott gebe, daß es ſo kommen möge; mir 
kommt es noch etwas unwahrſcheinlich, vor! — e 

8 f (D. A. Ztg.) 1 
Salzburg, 13. Juni. Sie wiſſen, daß der pP 
niſche Graf K., Ulanen⸗Offizier und geweſener Schü⸗ 
ler des Equitations⸗Inſtituts, am Geburtstage Sk. 
Majeftät des Kaiſers auf einen friedlichen und unbe⸗ 
waffneten Studenten einhieb, ihn verwundete und ob 
drein noch verhaften ließ. Dieſes Benehmen des Re 
ters reizte nicht nur den Zorn der Kameraden des Ver 
wundeten, ſondern auch aller hiebei Unbetheiligten. Der 
Offizier entzog ſich der entſtandenen Bewegung du 


* 


die Flucht, und nur das Verſprechen der Chefs, daß 


dem Beleidigten Genugthuung werden ſolle, hat arge 
Auftritte hintangehalten. Nun iſt das Urtheil über 
den Beleidiger erfolgt, derſelbe wurde mit dreitägigen 
Profoßen⸗Arreſt beſtraft. N . 
s Aus Siebenbürgen, 27. Mai. Während bi 
nah in ganz Europa Mangel iſt, erfreut ſich dies klein 
Gebirgsland eines ſo geſegneten Ueberfluſſes, daß es 
dem benachbarten, ebenfalls an Mangel leidenden UM 
garn aushelfen kann; obwohl die mangelhafte Straßen“ 
Verbindung der Ausfuhr von Getreide große Hinderniſſe 
in den Weg legt. In dieſer Beziehung iſt die Nach⸗ 
richt ſehr niederſchlagend, daß die Ausſicht, bald eint 
Eiſenbahn⸗Verbindung mit dem übrigen Europa dur) 
die Eiſenbahn nach Debrezin in Central» Ungarn fort? 
geſetzt zu ſehen, an welche man ſeit mehreren Jahte 
die ſchönſten Hoffnungen knüpfte, jetzt ganz verſch 
det. Dieſer Schienen-Weg befindet ſich nämlich ſchon 
in Arbeit von Peſth bis Solnok an der Theiß, und ſo 
lau der Bau betrieben wird, ſollte derſelbe in dieſem 
Herbſt endlich dem Gebrauch überliefert werden können; 
um dann nach Debrezin, der zweiten Handelsſtadt 1 
garns, fortgeſetzt zu werden. Allein leider ſoll ſich, mi 
allgemein verlautet, jetzt die Gewißheit berausgeſel, 
haben, daß auf der Strecke zwiſchen der Theiß un 
dieſer Stadt, ſich unergründliche Moorgründe befinden 
welche es unmöglich machen, darauf einen Damm 
errichten, der eine Eiſenbahn zu tragen vermöchte; 
habe daher dieſen Plan aufgeben müſſen und ſoll d 
mit umgehen, dieſe Bahn weiter ſüdlich, auf — 
fortzuſetzen. Auf dieſe Weiſe bleiben die fürchrerli ion 
Wege durch die ſogenannten Paften oder Wüſtene! 5 
weſtlich von Debrezin, auf denen der gelangweilig 
Reiſende, wenn er dem Umwerfen oder Steckenblee⸗ 
in den Sümpfen entgeht, mitunter durch — bis⸗ 
nung der Fata Morgana unterhalten wied, er uchen 
herigen heilloſen Verfaſſung, denn bei — 1 jener 
Mangel an Steinen iſt an eine Kun . . ort 
Gegend nicht zu denken. Es werden en ; * u 
die ungariſchen Fieber aber fo baernöit 1 je 1e . 
lachiſchen und italieniſchen durch — ber TER: MO 
ten Fieber, noch fortwährend Abe erüchtigt bleiben. 
f en Siebenbürgen leidet man 
Auch in dem ſo hoch gelegen on 
viel an dieſen Fiebern, nicht nur Fremde werden az 
leicht befallen, fondern auch unter den Einheimiſche 
findet man ſie eben ſo haufig als langwierig. Ue d 
haupt iſt die Sterblichkeit in dieſe m ſonſt fir ae 
gehaltenen Lande ſehr bedeutend, fo daß die Zunah 
der Bevölkerung weit geringer iſt, als man bei nd 
Leichtigkeit, ſich gut zu nähren, und einen Hane 
zu gründen, erwarten ſollte. In Herrmannſtadt 9 55 
jetzt ein fleißiger Auditeur eines in ne Stat 


niſonirenden Regiments eine ſehr umſtändliche S 


von Siebenbürgen heraus. Nach den daraus bekalet 
gewordenen Mittheilungen — da der Druck 100 
beginnt — ſoll die große Sterblichkeit Ba het 
durch die verheerenden Menſchen. Pocken bert d Ver⸗ 
werden. Zwar find Comitat⸗Aerzte angestellt, und 


— 


drdnungen wegen der Nothtdendigkeit der Impfung er⸗ 
laſſen worden, allein die Reſultate find ſehr mangelhaft, 
das Medizinal⸗Weſen an denſelben Mängeln leidet, 
wie im Ganzen die innere Verwaltung des Landes, 
der es eben ſowohl an Ordnung als Energie fehlt; 
obwohl hier nämlich die Aemter im Ganzen nur auf ein 
ir Jahre durch die Wahl der Kreis⸗ oder (Comitats⸗) 
Stände oder der Landſtände beſetzt werden, hat ſich doch 
nicht ein ſolches Prinzip der Ehre ausgebildet, wie in 
gland, wo die angeſehenſten Leute gern unbedeutende 
Aemter annehmen, um ſich dadurch Ehre und Anſehen 
zu erwerben; ſondern es werden die vornehmſten Stel⸗ 
len durch mitunter nur zu bekannte Wahl⸗Umtriebe ge⸗ 
ſucht, die anderen fallen dem armen Adel anheim, der 
ſolche Aemter ſucht, um ſich bei der geringen Beſol⸗ 
dung, die eigentlich nur eine Tage⸗Gelder⸗Entſchädigung 
vorſtellen ſollen, ſich auf jedem möglichen Wege Geld 
zu machen. Auf dieſe Weiſe ſind weder die höchſten, 
noch die unterſten Beamten ſo beſchaffen, wie man ſie 
in dem ebenfalls konſtitutionellen England findet. 
0 Rußland. 
Warſchau, 7. Juni. Wie ſtreng der Beſitz ver⸗ 
botener Schriften, ſobald er nämlich erwieſen iſt, 
von der ruſſiſchen Regierung beſtraft wird, dafür diene 
als Beleg folgender Fall, der ſich in Minsk zugetra⸗ 
gen. Bei dem Kollegien⸗ Sekretär Zegotta und dem 
Kanzliſten Lukaszewiez, welche Beide bei dem geiſtlichen 
Konſiſtorium in Minsk angeſtellt waren, wurden Ge⸗ 
dichte vorgefunden, in denen die Regierung ganz ent⸗ 


ſchieden verhöhnt worden ſein und ſich überhaupt eine 


Nichtachtung der beſtehenden Ordnung kundgethan ha⸗ 
ben ſoll. Oo dieſe Gedichte gedruckt oder ob fie blos 


im Manuſcript geweſen, geht aus der offiziellen Ver⸗ 


öffentlichung dieſes Falles, nach der ich ihn wieder er⸗ 
zähle, nicht unbedingt hervor. Faſt möchte man ans 
nehmen, daß man ſie blos im Manuſcript vorgefun⸗ 
den, da jene offizielle Bekanntmachung den Verdacht 
ausſpricht, als wären die beiden Genannten die Ver⸗ 
faſſer jener Gedichte. Die Strafe, die deshalb über 
fie verhängt und vom Kaiſer ſelbſt beſtätigt worden iſt, 
beſteht für Zegotta in drei⸗ und für Lukaszewicz in 
ſechsmonatlichem Gefängniß. Nach Abbüßung dieſer 
Strafe find Beide nach Ortenburg abzuſenden und dort 
zum Staatsdienſt in der Adminiſtration zu verwenden. 
Wie lange dieſes Exil dauern ſoll, iſt nicht ausgeſpro⸗ 
chen, doch wahrſcheinlich die ganze Zeit ihres Lebens 
hindurch. Gleichzeitig ſind ſie für die Dauer des Exils 
strenger polizeilicher Aufſicht unterworfen. (D. A. 3.) 
Großbritannien. 5 
Von don, 15. Juni. Im Oberhauſe brachte heute Lord 
Stanley ſeinen Antrag wegen der Intervention in 
Portugal ein. Derſelbe war dahin gerichtet, zu erklä⸗ 
ren, daß in der gegenwärtigen Lage der Dinge keine 
Rechtfertigung zur Einmiſchung liege. Der Antrag, 
von dem Marquis von Lansdowne und dem Herzoge 
von Wellington bekämpft, wurde mit 66 gegen 47 
Stimmen verworfen. — Der auf die Intervention in 
Portugal bezügliche Antrag des Hrn. Hume im Un: 
terhau ſe iſt heute natürlichen Todes verblichen. Die 
ſebatte darüber wurde zwar fortgeſetzt, erloſch aber ſehr 
bald, da die befchlußfähige Anzahl der Mitglieder nicht 
mehr vorhanden war. 5 > ade 
de ae 2 7 u 35 nr ch. in es 
* Paris, 17. Juni. In der Deputirtenkam⸗ 
mer hat man geſtern gegen die Anſichten des Mini⸗ 
ſteriums einen Beſchluß gefaßt. Der Antrag des Hrn. 
Demesmay auf Ermäßigung der Salzſteuer iſt nam ich 
mit 264 gegen 14 Stimmen angenommen worden. 
Trotz dieſer gewaltigen Mehrheit wird es das Miniſte⸗ 
rium fo machen wie im vorigen Jahre, wo es denſel⸗ 
ben Antrag, nachdem ihn die Deputirtenkammer ange⸗ 
nommen, von der Pairskammer verwerfen ließ. Dieſe 
Verhältniſſe haben aber augenblicklich ſchlecht auf die Courſe 
gewirkt, fo daß die Zproz. mit 772½ , die proz. mit 
117½ notiten. Heute hat die Deputirtenkam⸗ 
mer die Debatte über die Bewilligung der Vorladung 
des Hrn. E. v. Girardin begonnen. Die Tribünen 
ſind ſtark beſetzt. Hr. v. Girardin hat ſehr gut für 
ſich geſprochen, indeß iſt noch nichts entſchieden. Wenn 
dieſe Angelegenheit erledigt iſt, kommt die Petition des 
Königs Jerome an die Reihe, die wahrſcheinlich auch 


anders entſcheiden wird, als in der Pairskammer. Hr.“ 


Guizot und Hr. Duchatel, die mit einander in Zwiſt 
lebten, haben ſich wieder ausgeſöhnt. — Die Nachrich⸗ 
ten aus Madrid vom 12. enthalten alte Nachrichten 
aus Portugal. Das Journ. des Deb. beſtätigt, daß 
die Königin von Portugal eine Amneſtie erlaſſen habe. 
Aus Algier meldet man, daß der Prinz von Joinville 
eine Reiſe ins Innere gemacht hat und dann nach 
Melilla und Tanger ſegeln wolle. 700 
anf en. ! 
Madrid, 11. Juni. Der General⸗Capitain von 
Galizien, Don Santiago Mendez Vigo, richtete am 
Iten von Valenza aus einen Aufruf an die Portugie⸗ 
ben, in welchem ex fie auffordert, feine Truppen als 
Brüder aufzunehmen, und den Inſurgenten vorſchreibt, 
die Waffen an die rechtmäßigen Behörden auszuliefern, 
widrigenfalls er fie ſtrenge beſtrafen werde. Die Ins 
lurgenten meldeten ihm aus Braga, daß die in Porto 
renden Konſuln Englands und Spaniens fie zur 
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Einſtellung der Feindſeligkeiten aufgefordert hätten. ſigen Frohnfeſte gelungen, aus dem Gefängniß auszu⸗ 
Allein der General Mendez Vigo ließ ihnen erklären, brechen, über die nach dem Exerzierplatz gehende hohe 


er würde dieſe erſt dann einſtellen, wenn ihm eine ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift durch jene Konſuln zukäme. Seine 
Mannſchaft beſetzte Pont du Lüna. Aus Liſſabon er⸗ 
fahren wir unter dem öten, daß Sa da Bandeira ber 
reit war, ſich unter gewiſſen Bedingungen zu unter⸗ 
werfen, die Königin aber nicht länger in Zugeſtändniſſe 
einzuwilligen geneigt war. — Der General Concha 
befand ſich am Sten an der Spitze von 10,000 Mann 
in Zamora, und am Iten ſollten fünf Jäger⸗Bataillone 
nach Alcanices, hart an der portugieſiſchen Grenze, 
Braganza gegenüber, vorrücken. Die Hülfs⸗Armee iſt 
übrigens ſo ſehr von Geldmitteln entblößt, daß der 
General Concha auf ſeinen perſönlichen Kredit eine 
Summe aufnehmen mußte, damit die Truppen mit 
Brot verſehen werden konnten. In der Kriegskaſſe 
befanden ſich nicht mehr als 800 Piaſter. 
(Allg. Preuß. 3.) 
Portugal. 

Auf telegraphiſchem Wege erfahren wir, daß die 
Rebellen die Bedingungen eines Vergleichs zwiſchen der 
Königin und ihnen unterzeichnet haben und die Köni⸗ 
gin hierauf am 10. Juni eine Amneſtie erlaſſen hat. 

(Allg. Pr. 3.) 
Dänemark. 

Kopenhagen, 17. Juni. Von Helſingör wird ge⸗ 
meldet, daß dort ein ruſſiſches Geſchwader von 
6 Linienſchiffen, 1 Fregatte, 1 Corvette, 1 Brigg 
und 1 Dampfſchiff auf der Rhede ankert. Von Dragoe 
wird die Ankunft von noch 3 Fregatten gemeldet, welche 
zur eben erwähnten ruſſiſchen Flotte gehören, allein das 
Fahrwaſſer für noch größere, vier und zwanzig Fuß 
tief gehende Kriegsſchiffe, die in vierzehn Tagen 
von Petersburg nachkommen ſollen, unterſuchen 
ſollen. 

0 Amerika. 

Newyork, 31. Mai. Die Nachrichten vom Kriegs⸗ 
ſchauplatze gehen beinahe vierzehn Tage weiter als die 
letzten; melden aber keine entſcheidende Thatſache. Ge⸗ 
neral Scott befand ſich am 11. Mai in Jalapa und 
hatte in einer Proclamation an das mexicaniſche Volk 
ſeine Abſicht, auf Puebla und Mexiko vorzurücken und 
zugleich feinen Wunſch baldiger Wiederherſtellung des 
Friedens ausgeſprochen. General Taylor ſtand am 21. 
April noch in Monterey; er ſoll am Vorrücken dadurch 
verhindert werden, daß ihn die Freiwilligen, deren Dienſt⸗ 
zeit abgelaufen iſt, in großer Anzahl verlaſſen. Nach 
den Berichten aus Vera⸗Cruz, welche bis zum 13. 
Mai reichen, ſo wie nach denen aus der Hauptſtadt 
ſelbſt, ſcheint es ſich wirklich zu beſtätigen, daß die 
Mexikaner den letzten Wurf auf die Einführung eines 
ausgedehnten Guerilla⸗Syſtems ſetzen wollen. Sendlinge 
Santa Annas fordern alle männlichen Einwohner des 
Landes von 12 bis 50 Jahren auf, ſich zu Guerillas⸗ 
Banden zu conſtituiren; er ſelbſt ſteht mit 5000 Mann 
in Orizaba und aus dem Norden wurde General Al⸗ 
varez mit 25,000 Mann erwartet, die in kleinen Ab⸗ 
theilungen den Parteigängerkrieg zwiſchen Jalapa und 
Puebla nach Vera⸗Cruz hin führen ſollen. Am Rio 
Grande hat Canales den Guerillaskrieg ſchon organiſirt 
und übt die größten Grauſamkeiten gegen die Amerika⸗ 
ner, ohne Rückſicht auf Alter oder Geſchlecht. In 
der Hauptſtadt, welche unter das Kriegsgeſetz erklärt 
war, ſcheint große Unruhe zu herrſchen; die beſſere 
Klaſſe der Einwohner verließ die Stadt und die Re⸗ 
gierung war beſchäftigt, ihren Sitz nach Morelia zu 
verlegen. Am 15. Juni ſollte die definitive Präſiden⸗ 
tenwahl ſtatthaben. Im merikaniſchen Congreß war 
mit 44 gegen 33 Stimmen beſchloſſen worden, das 
Vermittelungs⸗Anerbieten Englands nicht einmal in Er⸗ 
wägung zu ziehen; nichtsdeſtoweniger ſoll nach Angabe von 
Berichten aus Vera⸗Cruz im New⸗MPork Herald neuer⸗ 
dings die mexikaniſche Regierung die Vermittelung des 
Hrn. Bankhead nachgeſucht haben. — Oberſt Doni⸗ 
phan ſoll in dem Paß von Sierra Gordon, halbwegs“ 
zwiſchen Saltillo und Chiuhahua von den Mexikanern 
unter General Riero geſchlagen worden ſein, und ſeine 
ganze Artillerie verloren haben. 


Tokates und Provinzielles. 


L Breslau, 20. Juni. In der geſtern unter dem 
Vorſitze des Herrn Oberlandes⸗ Gerichts = Präfidenten 
Hundrich in Gemäßheit der Verordnung vom 30ſten 
April d. J. abgehaltenen General⸗Verſammlung der Ju⸗ 
ſtizkommiſſarien und Notarien des Departements des 
königl. Oberlandes⸗Gerichts ſind zum Ehrenrathe be⸗ 
ſtellt und gewählt worden: als Vorſitzender Hr. 
Juſtizrath v. Uckermann hier; als Mitglieder die 
Herren IR. Hahn, JR. Beyer, JC. Nitſche, 
Fiſcher, Haupt und Hayn hier, IR. Robe in 
Hirſchberg, IR. Keck v. Schwarzbach in Jauer, 
herzogl. Braunſchw. IR. Wenzky in Oels; als Stell⸗ 
vertreter die Herren IR. Paur, IR. Gelineck Il, 
JC. Löwe hier und JC. Ottow in Brieg. 


Breslau, 21. Juni. Am 15. d. M. Nachts 
gegen 2 Uhr war es zwei Strafgefangenen in der hie⸗ 


Mauer überzuſteigen, und die Flucht zu ergreifen. Die 
dort ſtehende Schilwache hatte dies indeß bemerkt, und es 
gelang ihr, einen der Flüchtlinge mit Hülfe der, un⸗ 
weit am Studt 'ſchen Haufe ſtehenden Wache feſtzuhal⸗ 
ten und wieder zur Haft zurückzubringen. Beide 
Flüchtlinge hatten ſich indeß nicht darauf beſchränkt, zu 
entfliehen, ſondern ſie hatten vorher auch noch einen 
Diebſtahl in der Frohnfeſte ſelbſt verübt, indem ſie ih⸗ 
rem Mitgefangenen einen dunkelblauen Buksking⸗Rock, 
mit ſchwarzem Futter, eine ſchwarze Tuchmütze, ein 
roth und gelb geſtreiftes Taſchentuch, eine Weſte, eine 
bunte Tabaksdoſe mit Feder und eine blautuchene Weſte 
vorher entwendet hatten. Dieſe Gegenſtände ſind von 
dem Entſprungenen mit fortgenommen worden. 

Am 13. d. M. iſt hierſelbſt wiederum ein grober Ex⸗ 
zeß verübt worden, welcher recht deutlich zeigt, wie der 
alte Handwerkszopf und Handwerksmißbräuche noch 
immer ſpuken. Schon vor längerer Zeit waren zwiſchen 
hieſigen Schloſſermeiſtern und Geſellen deshalb Strei⸗ 
tigkeiten vorgekommen, weil ein Theil der Geſellen nicht 
mehr bis 6 Uhr, ſondern nur bis 5 Uhr an Monta⸗ 
gen arbeiten wollte. Die Geſellen ſuchten die Meiſter 
durch allerlei Ungehörigkeiten zu ihrem Willen zu zwin⸗ 
gen, und erlaubten ſich ſogar Thätlichkeiten nicht nur 
gegen ihre Meiſter, ſondern auch gegen ihre Nebenge⸗ 
ſellen, welche bis um 6 Uhr nach dem Verlangen der 
Meiſter arbeiteten. Indeſſen war ſeit einem Jahre in 
dieſer Beziehung von Seiten der Geſellen keine Unge⸗ 
bühr mehr verübt, wenigſtens nicht zur Kenntniß der 
Behörde gekommen. Am 13. d. Mts. fand ſich einer 
derjenigen Schloſſergeſellen, die bis um 6 Uhr arbeiten, 
im Tanzſaal zum ruſſiſchen Kaiſer ein. Kaum war er 
eingetreten, als eine Menge Geſellen über ihn herfielen, 
mit Fäuſten auf den Kopf und ins Geſicht ſchlugen, 
zu Boden warfen, und ſo ſchwer mißhandelten, daß 
derſelbe beſinnungslos weggetragen werden und in das 
Hoſpital gebracht werden mußte. Die Veranlaſſung 
hierzu war keine andere, als daß der ſo Gemißhandelte 
bis um 6 Uhr arbeitete, und ſich einer dieſerhalb von 
den übrigen bis um 5 Uhr arbeitenden Geſellen gegen 
ihn verhängten Geldbuße von 1 Rthl. 15 Sgr. vers 
nünftigerweiſe nicht unterwerfen wollte. Vier der Theil⸗ 
nehmer an dieſer ſchmachvollen Rohheit ſind verhaftet 
und an das Kriminalgericht zu ihrer wohlverdienten 
Beſtrafung abgegeben worden. (Bresl. Anz.) 


J. Breslau, 20. Juni. Nachdem der Schaden, 
welchen der Eisgang und das Hochwaſſer im März 
1845 in den Umgebungen der Stadt angerichtet hatte, 
verſchmerzt war und vergeſſen ſchien, und dem Strome 
durch die Thätigkeit der betheiligten Behörden erhöhte 
und verſtärkte Schranken geſetzt zu ſein ſchienen, iſt 
jetzt eine neue Unglücks⸗Kataſtrophe über uns hereinge⸗ 
brochen, größer als die frühere. — Ein Blick von einem 
der Thürme der Stadt auf die heimgeſuchte Gegend 
zeigt uns die Höhe des Verluſtes, die wahre Größe des 
Unglücks. Es ſtellt ſich dem Auge ein Waſſermeer dar, 
im Süd⸗Oſt begrenzt durch die Chauſſee nach Ohlau, 
über Tſchanſch, Treſchen, Ottwitz, Schwoitſch, Schott⸗ 
witz, Lilienthal, Pilsnitz hinaus, bis zur Chauſſee nach 
Neumarkt im Nord⸗Oſt, aus welchem eilandsartig ein⸗ 
zelne Gegenden, hauptſächlich der noch vom Lehmdamm 
geſchützte Theil von Neudorf, die Odervorſtadt und das 
Bürgerwerder hervorragen. Der Hauptarm der Oder, 
die alte Oder, die Ohlau und Weide ſcheinen ihre Flu⸗ 
then vereinigt zu haben. Wo vor wenigen Tagen noch 
prangende Kornfelder, üppige Wieſen ſtanden, ſtrömt 
heut das Waſſer unaufhaltſam, der Schaden an Län⸗ 
dereien und Baulichkeiten iſt unberechenbar; die Hoff- 
nungen der vom Unglück Betroffenen auf eine beſſere 


Zeit, ſind wieder zerſtört. — Es fragt nun jeder theil⸗ 


nehmende Menſch, wie iſt das Unglück entſtanden? Da 
iſt eine nahe und eine entferntere Urſache als Antwort 
anzugeben. Die nächſte iſt: der Hauptdamm am rech⸗ 
ten Oder⸗Ufer zwiſchen der Kalkbrennerei und den Kaf⸗ 
feehänfern von Grüneiche brach am 17. d. M. Abends 
halb 8 Uhr, die herausbrauſende Fluth ergoß ſich un⸗ 
aufhaltſam in das Bett der alten Oder, die ihrerſeits 
die Maſſen nicht faſſen konnte und auf ihrem ganzen 
Lauf bis vor Oswitz ſich rechts und links verbreitete. 
— Die entferntere Urſache iſt in dem unzulänglichen 
Zuſtand der Dämme zu ſuchen. Wie iſt es aber mög⸗ 
lich, daß während eines Reparaturbaues von länger als 
zwei Jahren die ſchwachen Stellen nicht erkannt, nicht 
verſtärkt worden ſind? Im vergangenen Winter wußte 
man nicht wo die brodloſen, hungerigen Arbeiter be⸗ 
ſchäftigen, da wurde der Stadtgraben geſchlemmt, der 
Viehmarkt planirt, die Pappeln auf dem Lehmdamme 
niedergeſchlagen. Dachte man denn gar nicht an die 
Dämme wußte man denn nicht, daß auf dem Lehm⸗ 
damme hundert Schritt entfernt von der Stelle wo die 


niedergeſchlagenen Pappeln begannen — bei den ſoge⸗ 


nannten Waſchteichen — eine ſchwache Stelle des Dam⸗ 
mes ſei, von deren Haltung noch heut das Schickſal von 
Neudorf und der Oder⸗Vorſtadt abhängt. — Dank den 
hohen Militär⸗Behörden für die bereitwillige unausge⸗ 
ſetzte Geſtellung von Militär⸗Hilfsmannſchaften, durch 
deren große Thätigkeit es allein möglich war, den be⸗ 


regten Damm bis heut zu halten. "Schreiber dieſes 
hat die braven Soldaten, welche am 18. d. Mts. in 
allet Frühe aus den Kaſernen abgerufen wurden, und 
denen nicht Zeit blieb, ihr Frühſtücks⸗Kommißbrod zu 
verzehren, bis Mittag bei der angeſtrengteſten Arbeit 
atishalten ſehen, ſie wetteiferten an Thätigkeit mit den 
Bewohnern jenes Stadtheils, welche ihr Eigenthum ge⸗ 
gen das Element vertheidigten. So hat ſich denn wie⸗ 
detum das ſchöne Einverſtändniß zwiſchen Militär und 
Civil, zwiſchen Bürger und Soldaten zum Beſten des 
Geſammtwohls bewährt. 


Breslau, 21. Juni. Der heutige Waſſerſtand 
der Oder am hieſigen Ober⸗Pegel iſt 21 Fuß 5 Zoll 
und am Unter⸗Pegel 13 Fuß 11 Zoll, mithin iſt das 
Waſſer ſeit dem 19ten d. M. am erſteren um 1 Fuß 
3 Zoll und am letzteren um 1 Fuß 9 Zoll wieder ge⸗ 


fallen. 3 

vsBfel, 20. Juni. Der Waſſerſtand der Oder war 
am 19. Juni früh 6 Uhr am hieſigen Oberpegel 14 
Fuß 11 Zoll, am Unterpegel 12 Fuß 10 Zoll; Mittags 12 
» Une am Oberpegel 14 Fuß 8 Zoll, am Unterpegel 
12 Fuß 6 Zoll; Abends 6 Uhr am Oberpegel 14 
Fuß 8 Zoll, am Unterpegel 12 Fuß 4 Zoll; am 20. 
Jufli früh 6 Uhr am Oberpegel 14 Fuß 7 Zoll, am 
Unterpegel 12 Fuß 2 Zoll. 


# Liegnitz, 19. Juni. Nun ſage Jemand noch, 
daß er den heutigen Handel verſtehe, und deſſen Kon⸗ 
junkturen berechnen könne! Trotzdem, daß die Ausſich⸗ 
ten auf eine herrliche Ernte, welche vor 8 Tagen die 
Preiſe bedeutend herabgedrückt haben, nicht ſchlechter, 
ſondern noch viel beſſer geworden ſind, trotzdem, daß, 
wie der vorige Markt gezeigt, wir noch gar nicht Man⸗ 
gel an Gettelde leiden, trozdem daß wir Zufuhr erhal⸗ 
ten haben, trotzdem endlich, daß die Nachfrage geſtern 
nicht bedeutender als vor 8 Tagen war, ſind die Preiſe 
plötzlich wieder bedeutend geſtiegenn — von 7 Rtl. 20 
Sgr. auf 9 Rtl. 10 Sgr. der Sack Korn. Was iſt 
alſo jetzt der Handel geworden?! — Die Juden? 
ſchaft hatte am 17ten ein großes Diner zu Ehren 
ihrer Synagogen⸗Einweihung und des Rabbiner Sachs, 
dem auch am 16ten ein Ständchen gebracht worden 
war, veranſtaltet. Nachdem auf Se. Maß. den König, auf 
die Vorſteher, Gemeinderäthe und die Gemeinde, und den 
beliebten Rabbiner Sachs Toaſte ausgebracht worden 
waren, gedachte man auch des Landtags und ſeiner Be⸗ 
ſtrebungen für Emancipation der Juden, namentlich 
aber des Abgeordneten Beckerath. Heute wird Doktor 
Sachs noch einmal predigen und die Synagoge daher 
ſehr gefüllt ſein. — Zu Ehren des 18. Juni 1815, 
wo der letzte Sieg über Fremdherrſchaft durch preu⸗ 
ßiſche Waffen entfchieden wurde, hatte die Liedertafel in 
Anbetracht der ſchlechten Zeiten ein ſehr frugales Abend⸗ 
brot veranſtaltet, an dem circa 70 Mitglieder Theil 
nahmen. 5 ? 


8 Schweidnitz, 20. Juni. In ‚der. Testen Stadt⸗ 
erordnetenverſammlung kam die vom Magiſtrat auf das 
10 der Stadtverordneten in Sachen des 
Schweidnitzer e (ſ. Bresl. an Nr. 138 
d. d. Schweidnis, den 13. Junt) gethane Erwiderung 
zur Sprache. Der Magiſtrat erklärte ſich mit der Ant: 
wort, die fie als „loyale Bürger“ gegeben, beruhigt. — 
Geſtern gegen Abend % 8 Uhr ertönten feierliche Glok⸗ 
kentöne vom Thurme der Pfarrkirche hernieder und ver⸗ 
kündeten die Ankunft des Fürſtbiſchofs von Bres⸗ 
lau. Nach einer Viertelſtunde langte derſelbe, von einer 
Deputation auf einem mit ſechs Pferden beſpannten 
Wagen, dem eine Menge Staatskaroſſen folgten, ‚einge: 
holt, in der Stadt an. Die Straßen, dürch die er 
fuhr, weren mit jungen Bäumen und Guirlanden feſt⸗ 
lich geſchmückt, und in dichtgedrängten Maſſen hatten 
ſich die Bewohner der Stadt ohne Unterſchied des Glau⸗ 
bens aufgeſtellt, dem Einzuge des katholiſchen Kirchen⸗ 
fürſten beizuwohnen. An der großen Kirchgaſſe ſtieg der 
Fürſtbiſchof aus und wurde von dem Stadtpfarrer im 
Namen der verſammelten Geiſtlichkeit der Stadt und 
Umgegend begrüßt und hierauf unter einem Baldachin 
unter Vorantritt der Chorknaben, der katholiſchen Schul⸗ 
jugend und des Klekus 197 die Kirchgaſſe nach dem 
mit reichen Feſtons geſchmückten Pfarrhofe und von da 
nach det feftlich dekorirten Kirche geführt, wo zu den 
Seiten des Altars die Deputirten der Stadtgemeinde zur 
Bewillkommnung ſich aüfgeſtellt hatten; weißgekleidete 


Mädchen empfingen den erhabnen Seclenhirten, eine der 


Jungfrauen begrüßte ihn mit einem Gedicht. Der Fürſt⸗ 
diſchof verrichtete am Altar knieend das Gebet, machte 
die Gemeinde auf die Wirkſamkeit, zu deren Ausübung 
ex. fie beſucht, aufmerkſam und dankte für die herzliche 
Aufnahme, ‚mit der man ihm entgegengekommen 17 2 
Magſſtegt und Stadtverordnete werden, der an fie, er⸗ 
gangenen Einladung folgend, heut dem Gottesdienſt in 
der Pfarrkicche beiwohnen. Das Sakrament der Fir⸗ 
mung zu erhalten, trafen heut, von den Pfarrern der 
Ortſchaften geleitet, vier Prozeſſionen aus den Dörfern 
Költſchen, Würden, Schmellwitz und Gräditz ein; andere 
Prozeſſionen ziehen morgen in die Stadt. Der freund⸗ 
liche Empfang, mit dem man von verſchiedenen Seiten 
den Fürſtbiſchof an hieſigem Orte, wo die Zahl der ka⸗ 
tholiſchen Gemeindeglieder nicht viel mehr als den vier⸗ 
ten Theil der Bevölkerung ausmacht, geehrt, iſt ein 
ſchlagender Beweis, daß der Frleden zwiſchen den ver⸗ 
ſchiedenen Glaubensparteien nicht fo geſtört, und daß 
unſere Kommunalbehörden nicht von ſo einſeitigen kon⸗ 


ein von dem Melodikon begleiteter vierſtimmiger Ge⸗ 


für die dardenden Kameraden ergtiff Kam. Bahr das 
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feſſionellen Rückſichten geleitet werden, als in Vorurthei⸗ 
len befangene Referenten in manchen Blättern zu ver⸗ 
breiten bemüht geweſen ſ nnd. 
Schweidnig, 15. Juni. Die dieſer Tage verſtor⸗ 
bene Frau Elifabeth Hoffmann hierſelbſt hat der hieſi⸗ 
gen Beneſizien⸗Kaſſe ein Kapital von 20,200 Kthlr. der: 
geſtalt für ewige Zeiten vermacht, daß 10,000 Kthl. 
davon zur Gründung eines armen Bürger⸗Wittwen⸗In⸗ 
ſtituts verwandt werden, in welches rechtſchaffene Bür⸗ 
gerswittwen, die das 60. Lebensalter übetſchritten, und 
deren Mann wenigſtens 10 Jahre Bürger geweſen ſein 
muß, aufgenommen werden; ferner: 3000 Rthlr. dem 
hieſigen ſtädtiſchen Bürgerhoſpital, 2500 Rthlr. der hie: 
ſigen Laubeſchen Waiſen⸗Anſtalt; 1000 Rthlr. dem hie⸗ 
ſigen evangeliſchen Gymnaſium zur Gehaltsvergrößerung 
des jedesmaligen jüngften, daſelbſt funglrenden Leh⸗ 
rers, mehrere kleinere Kapitale zur beſſern Salarirung 
der Lehrer des hieſigen ſtädtiſchen Bürger⸗Schul⸗Kolle⸗ 
giums mit Inbegriff mehrerer anderer Legate an Pri⸗ 
vat⸗Perſonen, unter denen auch die ehemalige Wirth⸗ 
ſchafterin der Verſtorbenen reichlich bedacht iſt. Son⸗ 
derbar erſcheint hierbei der Umſtand, daß gerade den, in 
den nächſten Graden mit der Erblaſſerin verwandten 
Perſonen nur wenige Hundert ausgeſetzt ſind, während 
das Univerſal-Erbe (man ſchätzt das in alten Krügen, 
Töpfen und Kaſten im Keller und an a. O: aufge: 
fundene und ſonſt ausgeliehene Vermögen der Verſtor⸗ 
benen nahe an 70,000 Rthl. an eine weitläuftige Ver⸗ 
wandte per Teſtament vermacht worden feinfol! — —— 
So fand man allein in einem morſchen Beutel 500 Stück 
Doppellouisd'or mit grünem Schimmer überzogen, ein 
Beweis, wie lange und wie ſorgſam die Eigenthümerin 
ſich die Bewachung ihres Schatzes hat angelegen ſein 
laſſen. 1 51 f N (Beob. | 


== Hirſchberg, 19. Juni. Endlich find auch 
bei uns die Preiſe des Getreides fo gefallen, 
daß es ſich doch der Mühe lohnt, davon zu reden. 
Nachdem nämlich am vorigen Markttage der Sack Korn 
1. Rthlr. 10 Sgr. heruntergegangen war, iſt er am 
letzten Donnerstagsmarkte wieder um 1 Rthlr. 15 Sgr. 
herabgeſunken. Dennoch koſtet der Sack noch immer 
7 gthlr. 15 Sgr. — Daß bei dieſer Höhe der Preiſe 
die Noth, unter dem Volke noch immer groß iſt, kön⸗ 
nen Sie ſich wohl denken. So ſtarb in dieſen Tagen 
ein Mann auf dem Lande, als er von der Arbeit nach 
Hauſe kam — vor Heißhunger. — Aber „die 
Noth kennt auch kein Gebot.“ Darum haben wir 
auch hier mancherlei Verbrechen zu beklagen, welche 
unter günſtigeren Zeitverhältniſſen wohl vermieden wor⸗ 
den wären. In das hieſige Stockhaus wurde z. B. 
ein Mann gebracht, welcher ſein eigenes Kind in das 
Waſſer geworfen hatte. Er war mit demſelben von 
Hauſe aus weggegangen und kam nach einiger Zeit 
ohne daſſelbe zurück. Als ihn ſeine Frau darüber fragt, 
erklärt er ihr mit fürchterlicher Ruhe: „Ich habe das 
Kind in den Teich geworfen, damit wir doch einen 


Eſſer weniger haben.“ 


Brieg, 18. Juni. Zum zehnten Male hatte ſich 
heute der hieſige Kriegerverein zur Feier der Erinnerung 
an die Schlacht von la belle Alliance in K. Thunakks 
Lokale, das von K. Schmidt des Feſtes würdig ausge⸗ 
ſchmückt worden, verſammelt; nur etwa 100 Mann 
ſtark, denn die überfluthende Oder hatte den Bewoh⸗ 
nern des rechten Ufers das Kommen unmöglich ge⸗ 
macht. Nachdem Appell gehalten worden, marſchirte 
das Corps, die Kavallerie am rechten Flügel, in mili⸗ 
täriſcher Ordnung aus dem Garten in den Saal, nach 
den Tönen des von dem Stadtmuſikus Wenzel geleite⸗ 
ten trefflichen Muſikchores. Der Chef des Corps, 
K. Fritſch, begrüßte zuvörderſt die Verſammelten, ließ 
den Aufruf „An mein Volk“ folgen, und rief die Er⸗ 
innerung an den hochſeligen Heldenkönig wach, während 


fang. dieſe zu ſtiller Andacht erhob. Hierauf forderte 
K. Graf Pückler aus Oppeln zum Hochruf auf den 
König, feine Gemahlin und fi aus auf; Kam. 
v. Albedyl pries des Vaterlandes Heil; K. Berndt 
aus Breslau aber hielt die Todtenfeier, des am 10. Juli 
v. J. verſtorbenen Vereinsmitgliedes, Wehrmeiſters 
Pfleger in Ohlau, gedenkend. Nach der Sammlung 


Wort für das preußiſche Heer und ſeine Führet. Oberſt 
v. Hobe aus Breslau dankte im Namen des Heeres, 
als des Trägers des Geiſtes der Treue, und brachte ein 
zweites Hoch für den König aus, dann für das Haus 
Hohenzollern und für jeden ehrenwerthen Mann, der 
damals mit gekämpft. Ein, von K. Fritſch ausgebrach⸗ 
tes, Hoch dankte ihm. K. Steinhauff aus Breslau 
begrüßte den Stifter des ſchleſiſchen Freiwilligen⸗Vereins, 
K. Graf Püͤckler, und den des Brieger Vereins, Kam. 
Fritſch; K. Berndt aus Breslau, den erſtern als den 
erften Offizier, der aus den Freiwilligen, von Freiwilli⸗ 
gen gewählt, rer Nach Mittheilung von 
Erinnerungen an den 16. Juni, den er 1813 in Brie⸗ 
giſchdorf, 1815 als Gefangener bei Wawre verlebt, 
trug K. Warnke ſein Gedicht „der Kampf um Plan⸗ 


chenoit“ vor, woran K. Fritſch einen Hochruf auf den _ 


Führer der ſechszehnten Brigade, die um Planchenoi 


ame 2 


ſiegend bümpf, Generallieutenant Sauber Pillen ue 


5 
Aer 
anne 


Gärtringen, knüpfte. Wenn dem edlen Ktankem | 
Wünſche treuer Männer die Geneſung herbeiführen 
können, ſo iſt er mit dem 18. Juni in alter Kraft er⸗ 
ſtarkt. Nachdem K. Berndt zu lautem Danke für den 
Sänger K. Warnke, und den Stab des Brieger Ver⸗ 
eines, ſo wie zum Gruße an die, durch das Hochwaſſer 
abgehaltenen, Waffengenoſſen aufgefordert, begrüßte 

Mützel die Kampfbrüder, welche ſich dem feiernden ‚Vers 
eine gaſtlich angeſchloſſen, und erhielt dafür deren 
durch Oberſt von Müller. Noch bedachten mit ＋ 


ruf K. v. Albedyl den Brieger Verein, K. Ftitſ die 


ausſchmückenden Kameraden und K. Gellert die Landes? 


wehr. Der Zapfenſtreich mit Abendgebet, während am 
Nachthimmel ſtille Blitze zuckten, endete würdig die feſt⸗ 
liche Erinnerung, durch welche jene große Zeit wieder 
wach gerufen, die Liebe zu König und Vaterland er⸗ 
neut lebendig gemacht wurde. Was damals die Jüng⸗ 
linge begeiſterte, lebt noch in den Herzen alternder Män⸗ 
ner fort. Die Jahre haben ſie äußerlich verändert, die 
Geſinnung iſt noch dieſelbe geblieben, und m 
bleiben. N 6 Joh. 
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fReiſſe, 19. Juni. Auf drm heutigen Ge⸗ 

treidemarkt ſind die Preiſe etwas geſunken. Der große 
Sack (2 Scheffel) Roggen, der vor acht Tagen 

10 Thlr. 15 — 25 Sgr. verkauft wurde, ging heul 
mit 0 Thlr. 25 Sgr. bis 10 Thlr. weg. Die 
deutenden Zufuhren von Mehl und Getreide aus Ru 

land haben faſt überall eine ähnliche Rückwirkung der 


Preiſe herbeigeführt. Eine unſerer amerikaniſchen 


Mühlen hat allein 300 Etr. Mehl. erhalten und wird) 
wie wir hören, davon eine Quantität der Stadt ab⸗ 


treten. — Die jüngſte Ueberſchwemmung durch 
Neiſſe iſt nicht ohne vielfachen Schaden abgegan 


Die kleineren Mühlen in der Umgegend ſind 
durchgehends ſo beſchädigt, daß ſie vorläufig nicht 

len können; auch das Bielauer Wehr, welches dem 
Eigenthümer von Bielau, der nach einem alten Ver 
trag verpflichtet iſt, zum Nutzen mehrer Mühlen, jenes 
ſtets in gutem Zuſtande zu erhalten, bereits gr 
Summen gekoſtet hat, erfordert wieder eine bedeutende Re⸗ 
paratur in Folge des durch das große Waſſer erlittenen 
Schadens. — Der auf den 1% Juli angeſetzt geweſene 
Jahr⸗, reſp. Viehmarkt iſt auf den 26. deſſelben Mo⸗ 
nats verlegt worden. — Unſer Magiſtrat hat den 
Zwiſchenhändlern und Wiederverkäufern geſtattet den Ein 
kauf der Lebensmittel auf dem Wochenmarkte von 8 Uhr 
ab beginnen zu dürfen; wogegen in Betreff des Ge 
treide⸗Einkaufs die frühere Beſtimmung in Kraft bleibt. 
Desgleichen veröffentlichte dieſe Behörde eine andere 
Beſtimmung, nach welcher in den Sommermonaten der 
Wochenmarkt um 6 Uhr und der Getreidemarkt um 
8 Uhr und in den Wintermonaten um 7 und 9 
Morgens beginnen ſoll. Ueber die den 28. 


10 Uhr Morgens beginnende Thierſchau ſind ebenfalls 
einige dieſelbe betreffende Anordnungen W 


den. — In Nr. 138 dieſer Zeitung wird meine Sch 
bemerkung in Nr. 130 als falſch dargeſtellt. Darauf 
bezüglich gebe ich zu, daß der Bauer allerdings den 
Namen desjenigen nicht genannt hat, der die Butter 
aufgekauft habe, wäre dies geſchehen, ſo würde der 
Betreffende in eine Strafe von 20 | 
fein. Wenn daher auch Alle, welche während 
Verkaufs der Butter in der Nähe ſtanden (worun 
Ref.) kein Geheimniß aus dem Namen machten, füt 
den die Butter beſtimmt war, ſo muß zugegeben wer 
den, daß dies noch kein Beweis iſt. Der Bauer ſelbſ 
kam übrigens dabei, wenn er auch 2 Thlr. Strafe 
zahlen mußte, da er keinen Gewerbſchein hatte, ſehr 
gut weg, indem die Händler ſogleich Beſchlag dar als 
legten und 2 Sgr. mehr pro Quart bezadlten ther 
der Preis der Butter am letzten Wochenmarkte or 88 
ſtand. Die Berichtigung will zugleich, wie 
ſcheint, den Butterhandel beſchönigen, was dem pw 
blikum gegenüber ſchwer ſein dürfte, denn og i 
deutende Ausfuhr nach Berlin ꝛc., welche ger dena 
ſeit welcher die beiden B. und J. hier ame lich Pre 
vertheuert die Butter weſentlich, a 7 
in Abrede geſtellt werden können. Au ein 4 urf 
darüber, daß ſie dieſes Gewerbe a Vorm 
emacht werden, denn fie müſſen 7° j 
— das beeinträchtigte Publikum aber wird und 
bac Wenn nun aber endlich mein 
muß dagegen ſprechen. erung bi ränkte 
Berichtiger aus jener Butterbemerkung öchſt beſch fo 
Anſichten über Han del und Religion abſtrahirt, 4 
muß man an dem geſunden Urtheile deſſelben ie 


werden; es bedarf dazu weiter keines Kommentars. 


a, 14. Juni. Geſtern Nachmittags „übers 
ea, brauſenden Waſſermaſſen der eiſſe ihre 
Ufer, weil der beſonders ſeit dem 1Iten häufig 
lene Regen alle Nebenbäche reichlich gefüllt hatte. 5 
ſende, die von Landeck kamen, etzählten, daß beſon 10 
die Biela in Ullersdorf hoch angeſchwollen Hebeln 
viele Wremen dene ihre Mobilien raum fein f 
foll dort ein ſogenannter Wolkenbruch gefallen 
(Fortfegung, in der Beilage) 


Pr 


Die 


Rthlr. verfallen 


dem Geſetz un- 


A (Fortſetzung.) a 
deute den 14ten iſt das Waſſer um zwei Fuß gefal⸗ 
„ es regnet nicht mehr, das Austreten der Neiffe, 
e jetzt, wird längs das Laufes derſelben ſehr viel 
ies ſo ſchönen Graſes verderben und einen Ausfall in 
Heu Ernte verurſachen. — Unſerem Städtlein hat 
leſer reichliche Regen einen nicht unbedeutenden indi⸗ 
Aten Schaden gemacht, weil in der verfloſſenen Wo⸗ 
„und namentlich den 13ten, viele Wallfahrer nach 
Vartha gekommen ſein würden; Bäcker, Schlächter, 
Beſtwirthe und. Krämer namentlich, hatten ihre Vor⸗ 
the darnach eingerichtet und ſehen heute, anſtatt der 
ſung in der Kaſſe ihren zum Theil durch den Regen 
Mrdorbenen Vorrath. — Der allgemeine Nothſtand 
ohnedies unſer Städtlein hart berührt, das bemeis 
die vielen Abgabenreſte, wegen welchen ſogar unſer 
ämmerer vor Ablauf feiner Dienſtzeit das Amt nie⸗ 
nalegen will. Auch unſerem neuen Herrn Bürgermei⸗ 
ir ſcheint es nicht zuſagen zu wollen, denn auch er, 
noch nicht zwei Monate hier ift, abandonnirt Würde 
nd Bürde. Die Motive zu dieſem Schritt find dem 
kferenten wegen Mangel an Oeffentlichkeit unbekannt. 
— (Buͤrgerfr. ) 


N Mannigfaltiges. 

— (Düffeldo Hi Aus Südweſt zog am 

U. Mai, Nachmittags gegen 4 Uhr, ein Gewit⸗ 

ir. heran, welches ſich mit einem heftigen Regen ent⸗ 

d. Drei junge Mädchen aus dem Dorfe Hamm, 

dber⸗Bürgermeiſterei Dülſeldorf, im Felde nächſt Hamm 
Gärtnertöchter von 13 bis 


kin l 3 Fi 
ge nach, etwa e, 5 
4 Fuß tief geriſſen. — Die ärztlich poltzelcche Beſich⸗ 


hinten, 
ane 

Blut⸗unte i 
diggen und ihn theilweiſe hiermit in Maſſe bedeckten; 


Außerdem zeigten ſich auf dem 


= 

> 
E 
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Woche iſt es hieſigen und 
die, weil ſie noch 
ihnliche Vorräthe lagern haben, durch das neuliche 
Reichen der Preife unangenehm berührt wurden, durch 
dcheinkäufe, Scheinverkäufe, Aufkauf des größeren 
Heles der geringen am Platze befindlichen 7775 
e. ahier 


N 


ad andere Kunſtgriffe gelungen, die Kornpreiſe 
als ſofortige Folge davon auch auf dem 


2 E& 


zum Schrecken des Publikums die Polizeitaxe des 
ündigen Schwarzbrotes hier auf einmal um 8 Pf. 
aht werden mußte. Allgemeine Entrüftung herrſcht, 


Karies wucheriſche Treiben von Leuten, die, mit dem 


= 


 Theuerungspreife aufrecht erhalten möchten. 
— (Wiesbaden.) Die in Frankfurt gaſtirende, 
Uhmte Sängerin Mad. Viardot⸗Garcia wurde auf 
unſch des eiter yon dem Theater⸗Intendan⸗ 
Baron von Siegberg, eingeladen, auch hier ein⸗ 
zu ſingen. Mad. Viardot⸗Garcia war dazu bes 
W. du fingen. ud. a 6 
We wenn man ihr ein Honorar von 50 Louisd or 
did ind ihrem Gatten das Jagen auf der herzogl. 
10 Nate Die letztere, wirklich mehr als ſonder⸗ 
lui orderung konnte höchſten Orts keine Berückſich⸗ 
% g finden und fo unterblieb die Gaſtrolle der Mad. 
ECHTE (W. M.) 
—(Konſtantinopel.) Am 8. d. M. kam der 
te Klaviervirtuoſe Franz Lis zt hier an, und 
wenige Stunden darauf zu Sr. Hoheit dem 
berufen, um vor demſelben einige ausgewählte 
icke vorzutragen. Nene 


Wonlbericht. 


Nu 


Berlin, 20. Juni. Das Geſchäft begann bier 
ö. b. M., an weichem Tage die Wollen auf den öffent⸗ 


Frucht⸗ 
Mr zu Neuß anſehnlich zu ſteigern, fo daß vorge |. 


. Gewinne noch nicht zufrieden, auch 


ae. 


2 Erfte- Beilage zu NE 142 der Breslauer Zeitung. 


Dinstag den 22. Juni 1847. 


lichen Plätzen ausgelegt werden durften, ohne indeſſen einen 
raſchen Anlauf genommen zu haben. Man zahlte für gut 


behandelte Wollen in den erſten Tagen eine Preiserhöhung 


von 3 bis 5 Thlr. gegen voriges Jahr, ſpäter indeſſen be⸗ 
willigte man auch dieſe nicht mehr und ſo wurde geſtern und 
heute mit 1 bis 2 Thlr. und ſelbſt zu den vorjährigen 
Preiſen verkauft. Das zum Verkauf geſtellte Quantum 
beträgt Tirca 75 à 76000 Etr.; auch hier hatten die Wollen 
eine gute Wäſche, ſo wie auch durchſchnittlich einige Prozente 
weniger geſchoren worden find. ; 

Bis heute mögen ungefähr 25 bis 30,000 Etr. ver: 
kauft ſein. Das eigentliche Marktgeſchäft kann als beendet 
betrachtet werden, dagegen wird dasjenige auf den Lagern, 
welches hier in der großartigſten Weiſe betrieben wird, noch 
dieſe ganze Woche fortdauern. 

Auf dem hieſigen Markte ſind faſt die Käufer aller 
Länder thätig geweſen; auch die engliſchen traten mehr als 
auf den vorhergegangenen Märkten hervor. 

{ Leipzig, 15. Juni. Die Wäſche der Wollen war 
meiſt tadelhaft, wie die ſonſtige Beſchaffenheit, loſe und lang 
geftapelt, wenig zu loben. Mittel- und fein Mittel⸗Wollen 
erhielten 10 bis 14 Thir., feine und hochfeine Wollen 15 
bis 24 Thlr. pro Stein. Letztern Preis hat“ jedoch nur eine 
Schäferei, nämlich Zſcheppline, gebracht, deren Wollen ſich 
ebenſo durch Ausgeglichenheit und gelungene Wäſche als 
gute Behandlung und vorzüglich darin auszeichneten, daß ſie 
die geſchätzteſten Eigenſchaften der Supekelectoral⸗Wollen 
Schleſiens und Sachſens in ſich vereinigt. Sie wurde von 
einem Franzoſen, der unter andern auch Gut ⸗Thal bei, 
Oſchatz zu 22 Thlr. kaufte, genommen, derſelbe, welcher am 
Dresdner Markte Rothſchönberg' an fi brachte. Hauptein⸗ 
käufer waren deutſche Fabrikanten, Franzoſen, Engländer, 
Schweden und deutſche Händler . 


Berzeihnig 
derjenigen Schiffer, welche am 19. Juni Glogau ſtrom⸗ 
auſwärts paſſirten. e 


Schiffer oder Steuermann: Ladung von nach 
Gotif. Lange aus Neuſalz Roggen Stettin Breslau, 
Carl 1 t und . eee 
Ant. chef aus Maltſch Thon Berlin, Maltſch, 
Siegm. Neumann aus Stettin Roggen Stettin Breslau, 
Carl Riedel und an use 
Gottf. Schulz aus Kroſſen dito dito dito. 

Gottl. Rogel aus Tſchicherzig 2 . ne 

und Hanewaldt aus Steinau Seeſalz Stettin dito. 

Friedr. Gaſche und Nn 10 
Wilh. Schulz aus Kroſſen Roggen dito dito? 

Ernſt Kochale und And nid eis ia DR 
Guſt. Schwarz aus Neufalz, Güter, Stettin dito. 

Aug. Ditmann und ö i 
Wilh. Teichert aus Kroffen Güter 25 

! i 985 und Roggen dito dito. 

Gottl. Heinze aus Breslau, \ 

A. Kaspar aus Dyhrenfurth Güter, dito dito. 

Vater u. Kleinert alls Oppeln, f 

Carl Madler al x 1 Seefalz dito dito. 

Gottl. 5 aus? 1 Ah, 9 210 x : 

Ehriſt. Wühle aus Radtwiz Güter dito dito. 

Joſ. Makuſcheck aus Ko el Seeſalz dito dito. 

Gebr. Joſeph Anton und i 

Fried. Seeliger aus Tſchiefer Güter dito dito. 

Heinz; Conrad aus Beuthen, 

E. Hennig aus Neuſalz dito Hamburg dito, 

N Den 20. Juni: 

J. G. Franke aus Au halt Güter Stettin Breslau, 
deſſen Leichter Gramſch g 
au e Getreide dito dito. 

Sem, Boßholdt a 8 Glogau Roggen Glogau dite. 
Gottl. Wießner aus Neuſalz Güter Hamburg dito. 


deſſen Leichter Aug. Graeber a 

u. Aug. Wiene aus Kroſſen. dito dito dito. 

Der Waſſerſtand am Pegel der großen pte iſt heut 
10 Fuß 11 Zoll. Windrichtung: Weſt. 


Oberſchleſiſche Eiſenbahn. 

In der Woche vom 13. bis 19. Juni d. J. wur: 
den auf der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn 6643 Perſonen 
befördert. Die Einnahme betrug 10860 Ritt. 
Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn. 

Auf der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn 
wurden in der Woche vom 13. bis 19. Juni d. J. 
4058 Perſonen befördert. — Die Einnahme betrug 
4006 Nele, 6 Sgt. II PPP. 


Verantwortlicher Redakteur Di. J. Nimbs. 


Bekanntmachung. 
Gemäß der Beſtimmung zu VII. der Allerhöchſten 


Kabinets⸗Ordre vom 18. Juli vor. J., die Betheili⸗ 


gung von Privatperſonen bei der Bank betreffend, wird 
an alle Bankantheilseigner die Aushändigung der auf 


ihren Namen lautenden Bankantheilsſcheine, nebſt den 


dazu gehörigen Dividendenſcheinen, vom 15. Juli 


d. J. ab, hier und in den Provinzen bei derjenigen 


Bankſtelle, wo die Zeichnung ſtattgefunden hat, erfol- 
gen, und dabei zugleich nach $ 36, Nr. 1, und 9 98 
der Bank⸗Ordnung vom 5. October v. J. eine vor⸗ 


läufige Dividende von 3%, Prozent jährlich, für das 


erſte Semeſter d. J. vom Tage der geleiſteten Einzah⸗ 
lungen bis Ende Juni d. J. gerechnet, baar ausge⸗ 
zahlt werden. 9. - 

Jeder Bankantheilseigner erhält Anfangs Juli d. J. 


* 


von dem königlichen Haupt⸗Bankdirektorium noch eine 


beſondere ſchriftliche Aufforderung zur Empfangnahme 


x 


D / * „ 


beſagter Papiere und Gelder, nebſt Rechnung darüber 
und ein Schema zur Quittung. ö Sr 
Berlin, den 18. Juni 1847. 2 
Der Chef der Bank, Geh. Staatsminifter 
(gez.) Mother. 


Breslau, 19. Juni. Herr Dr. R. äugert in einem 
Aufſatze, welcher in Nr. 138 dieſer Zeitung abgedruckt iſt: 
„der chriſtlichen Kirche kann in ihren jetzigen Wirren und Nö⸗ 
then nur dadurch geholfen werden, daß durch einen beſon⸗ 
ders von Gott Erleuchteten und Geweihten die Göttlichkeit 
der Schrift im Einzelnen herausgeſtellt und ihr Inhalt in 
den richtigen Lehrbegriff zuſammengefaßt wird.“ Allein 
Herr Dr. R. liefert keinen Beweis für die Wahrheit ſeiner 
Aeußerung. Dieſer Beweis kann ſogar nicht geführt wer⸗ 
den. Die geſunde Vernunft vermag nicht einzuſehen, warum 
der chriſtlichen Kirche in ihren jetzigen Wirren und Nöthen 
nur dadurch geholfen werden könne, daß durch einen beſon⸗ 
ders von Gott Erleuchteten und Geweihten, alſo nicht durch 
viele, beſonders von Gott Erleuchtete und Geweihte, die 
Göttlichkeit der Schrift im Einzelnen herausgeſtellt und ihr 
Inhalt in den richtigen Lehrbegriff zuſammengefaßt wird. 
— Ferner meint Herr Dr. R., „dies ſei ſchon längſt in 
Swedenborgs Schriften geſchehen.“ Doch der geehrte Herr 
überſieht bei dieſer Meinung, daß jene Schriften zwar vie⸗ 


les Bibliſche und Richtige, aber auch manches Unbibliſche 


und Unrichtige enthalten. Dahin gehören Swedenborgs Vor⸗ 
ſtellungen von der Beſchaffenheit der Geiſterwelt und den 
Beziehungen derſelben zur Körperwelt. Dieſe Vorſtellungen 
haben won einer das rechte Maaß überſchreitenden Eindil⸗ 
dungskraft ihren Ausgangspunkt genommen und grenzen an 
Schwärmerei. Zwar deutet Dr. R. auf „Unwiſſende und 
blinde Eiferer oder Nachſprecher“ hin, von welchen die Schtife 


ten Swedenborgs „verſchmäht, entſtellt und verkehrt wor⸗ 


den ſeien.“ Indeß haben wir keine Gemeinſchaft mit jenen, 
auf welche Dr, R. hindeutet. Wir ſprechen den Schriften 
des Mannes, den Or. R. mit Recht als einen „intereſſan⸗ 
ten“ bezeichnet, einen gewiſſen Werth zu. Nur iſt dieſer 
Werth kein „hoher“, d. h. kein unbedingter. Wer Sweden⸗ 
borgs Schriften einen unbedingten Werth zuſchreibt, ver⸗ 
letzt, wenn auch unwiſſentlich, die königliche Wahrheit, und 
beurkundet, daß er dieſelben nicht geleſen, oder, falls er fie 
geleſen, nicht gründlich verſtanden hat. — Endlich ſpricht 
Herr Dr. R. von der „Vereinigung der Chriſten überhaupt 
auf einerlei Lehre.“ Und jeder, der für die chriſtliche Kirche 
ein Herz har, wird dieſe ireinigung wünſchenswerth fins 
den. Allein ſoll die Vereinigung die wahre fein: .fo muß 
zum Behufe derſelben, nicht das Menſchenwort Swedenborgs, 
das nur einen bedingten Werth hat, ſondern das Wotteswort 
der heiligen Schrift, deſſen Werth ein unbedingter iſt, be 
nutzt werden. Im entgegengeſetzten Falle dürfte es mit der 
Vereinigung übel beſtellt ſein. 2 

W. Böhmer. 


(Eingeſandt.) 

Wie leicht man in Gefahr kommen kann, arretirt zu. 
werden, oder pon einem betreffenden Kommunal⸗Beamten 
i N eißen aus ſeinem Amts⸗Lokale bedroht zu 


J. daſelbſt ereignet hat. Ob es zwar immer Krawaller ger 
ben wird, die die beſten Maaßregeln zu verdächtigen ſu⸗ 
chen, ſo kann ich dies von dem betreffenden Erzähler in 
dieſem Falle nicht gut glauben. Die ſtrenge Winterszeit 
nämlich hatte alle Rinnſteine in der Stadt mit Eis gefüllt, 


täglich gehalten und aus ſtädtiſcher Kaſſe bezahlt wurden, 
welche an öffentlichen Plätzen durch Aufeiſen den Ablauf des 
Waſſers wieder herſtellen ſollten. Daß aber dieſe Arbeiter 


befugt fein ſollten, für dieſe Beſchaftigung von Bürgern, 


welche ohnedies allmonatlich hohe Abgaben bezahlen, noch 
extra Lohn fordern zu können, ſinde ich denn doch nicht ganz 
in der Ordnung und eine Anfrage darüber wohl erlaubt. 
Die angebrachte Beſchwerde bei dem Präſes dieſer Geſell⸗ 
ſchaft führte zu obigem angeregten Benehmen. Es ſoll fo 
zugegangen ſein, daß ſich alle Haare ſträubten, jedoch nur 
bei denjenigen, die noch welche hatten. Nun entſteht die 
Frage: Kommt es einem bürgerlichen Beamten zu, bei be⸗ 


ſcheidener Anfrage über Uebelſtände, die erweislich find, wenn 
man h ai Pee 


man Antwort nicht gleich einverſtanden er⸗ 
klärt, einen achtbaren Bürger beim Arme zu faſſen und ihm 
unter drohenden ſtarken Ausdrücken die Thüre zu weifen? 
Oder hätte ſich nicht vielmehr eine beſcheidene Auseinander- 
fegung, die der Staat figar von ſeinen höheren Beamten 


dewußt iſt, daß wirklich ſolche Unregelmäßigkeiten vorkom 
men. Wer ein Amt hat, der warte ſeines Amtes. Glaubt 


man mit Arbeiten zu, ſehr belaſtet zu fein, welche vielleicht 
Mißtrauen herbeigeführt haben, ſo lehne man ſolche Poſten, 

der Ehre wegen auf Koſten der Kommune 
‘| beibehält, entſchieden ab. 2 


die man vielleicht 


Devrient als Friedrich Schiller 
in Laube's Karlsſchülern. 


nu 
a (Impromptu) BEN. 


Den Dichter ſpielen mögen Dichterlinge⸗ 


Die Welt nennt genial ſchon tolles Treiben, 
Berufen Jeden, der kann Bogen ſchreiben, .. 
Und jeder junge Sperling wähnt, er ſinge! 
Mit Mimen gar treibt man verkehrte Dinge! 
und Muth gehört dazu, ein Künſtler bleiben. 
Denn: Farben ſchreiend bunt zuſammen reiben, 
Das reicht ſchon hin, daß Beifall laut erklinge. 
Mit Männerreiz und Mienen kokettiren, 


Nicht Sinn für Schönheit — Sinnlichkeit erregen, 
Macht oft zum Garrick manchen Schulz und Müller. 
Du weißt durch Kunſt die Wahrheit vorzuführen. 


Der Menſch, das Leben tritt in Dir entgegen. 
Nur wer ein Garrick, ſchafft wie Du den Schilter! 


mit Perqus ſch 3 
ah c hat mir ein achtbarer Bürger aus der Stadt 
[N., einen Fall erzählt, welcher ſich im Monat Februar d. 


fo daß von der Kommunal⸗Verwaltung 12 bis 16 Perſonen 5 


gegen das Publikum fordert, geziemt, zumal wenn man ſich 


— 


Eheater- Repertoire. 

Dinstag, zum Beneſiz für Herrn Emil 
B und als deſſen letzte 
Gaftrolles „Hamlet, Prinz von 

Dänemark.“ Trauerſpiel in 6 Aufzügen 

von Shakeſpeare, überſetzt von Schlegel. 

Hamlet, Herr Emil Devrient. 


F. z. O. Z. 24. VI. 12. St. Joh. F. 
U. T. E a 


Gr. P. E. R. V. Z. F. 24. VI. 12. 
J F. n. T. C. I. 


Verbindungs⸗ Anzeige. 
Unſere heute vollzogene eheliche Verbindung 
zeigen wir hiermit Verwandten und Freunden, 
ſtatt jeder beſondern Meldung, ergebenſt an. 
Breslau, den 20. Juni 1847. 
Jacob Haberkorn, 
Erneſtine Haberkorn, 
geb. Lasker. 


Entbindungs⸗ Anzeige. 

Die geſtern Abend 10%, uhr glücklich er⸗ 
folgte Entbindung meiner lieben Frau Ro⸗ 
ſaline, geb. Rädſch, von einem muntern 
Knaben, beehre ich mich Verwandten und 
Freunden, ſtatt jeder beſonderen Meldung, 
hierdurch ergebenſt anzuzeigen. 

Freiburg i/ Schl., den 20. Juni 1847. 

- Guſtav Weiffig. 
Entbindungs⸗ Anzeige. 

Geſtern Abend 7 uhr beſchenkte mich meine 
liebe Frau Emilie, geb. Paar, mit einem 
muntern Knaben. 

Breslau, den 21. Juni 1847. 

Theodor Görlitz. 


Entbind ungs⸗Anzeige. 

Die glückliche Entbindung ſeiner lieben Frau 
Julie, geb. Tuſche, von einem geſunden 
Knaben, erlaubt ſich, Verwandten und Be⸗ 
kannten, ſtatt befonderer Meldung, erge⸗ 
benſt anzuzeigen: 

Dr. F. W. Beiſert. 

Lauban, den 18. Juni 1847. 

Entbindungs⸗ Anzeige. 

Geſtern Abend 9, Uhr wurde meine ge⸗ 
liebte Frau Ottilie, geb. John, von einem 
geſunden Mädchen glücklich entbunden, was 
ich anſtatt jeder beſonderen Meldung, Ver⸗ 
wandten und Freunden nen ergebenft an: 
zeige. Breslau, den 21. Juni 1847. 

H. L. Schlar baum. 
Entbindungs = Anzeige. 

Die geftern erfolgte glückliche Entbindung 
meiner lieben Frau Anna, geb. Schiller, 
von einem Mädchen, welches aber leider nach 
Verlauf einer Stunde ſtarb, beehre ich mich, 
Verwandten und Bekannten, ſtatt beſonderer 
Meldung, hiermit ergebenſt anzuzeigen. 

Breslau, den 21. Juni 1847. 

Louis John. 
Todes ⸗ Anzeige. 

Heut vor elf Wochen verloren wir den ge⸗ 
liebten Bruder und zur ſelben Stunde ſtehen 
wir am Todtenbette der theuern, unvergeßli⸗ 
chen Mutter, der verwittw. Majorin v. Re⸗ 
kowska, geb. Görtz. Nur acht Tage an 
einem gaſtriſchen Zuſtand leidend, endete ein 
Nervenſchlag unnerwartet ihr Leben in einem 
Alter von 65 Jahren. Statt jeder beſonde⸗ 
ren Meldung widmen dieſe Anzeige, um ſtille 
Theilnahme bittend, die tiefbetrübten Kinder: 


Fanny v. Rekowska, 
Stiftsdame z. heil. Grabe, als 
Charlotte v. Rekowska, (Töchter, 
Stiftsdame z. Marien⸗Vließ, 
Fedor v. Rekowsky, 
Premierlieutenant im 40ſten 
Regiment, als 
Berthold v. Rekowsky, ( Söhne, 
Premierlieutenant und Ad⸗ 
jutant im 39. Regiment, 
Verwittwete Louiſe v. Re⸗ 
kowska, geborne Engel⸗ als 
mann, „Schwie⸗ 
Minnna v. Rekowska, Jgertöchter, 


ge. Bauß, 
-und fünf Enkel. er 
Ottmachau, den 20. Juni 1847. 


Todes ⸗ Anzeige. 7 
Heute Morgen um 5 Uhr verſchied unſer 
einziges Söhnchen an Zahnkrämpfen, tief be⸗ 
trübt zeigen wir dies, mit der Bitte um ſtille 
Theilnahme, ergebenſt an. 
Woitsdorf, den 19. Juni 1847. 
Kriſchke und Frau. 


5 N ü 8 e! An 

In Nr. 135 S. 1482 der Bresl. Zeitung 
wird berichtet, daß das Feuer am 11. Juni 
im Hauſe Hintermarkt Nr. 1, in der dritten 
Etage, der Wohnung des Schuhmachermei⸗ 
ſter Schwarzbeck, ausgebrochen ſei. Die⸗ 
ſes iſt aber eine ganz unrichtige Angabe, 
indem Jeder ſehen konnte, wie das Feuer nicht 
in der dritten Etage, bei mir, ſondern über 
mir in der vierten Etage herauskam und 
von da aus um riff. Es ſollte daher 
der Verfaſſer genannten Artikels von dieſem 
Vorfalle ſich vorher beſſer überzeugt haben, 
ehe er durch ſeine unrichtigen Angaben eine 
Familie kompromittirte. 

Der Schuhmachermeiſter Schwarzbeck. 


Der g 

gelehrte, treffende, Inbensiwürbige 

Humoriſt wird um öftere Mittheilung 5 

angenehmen „Spaziergänge“ gebeten, wenn 

Zeit und Umſtände es geſtatten. 
Ein Zeitungsleſer. 


7 — 
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Bei Otto Wigand, Verlagsbuchhändler in Leipzig erſcheint und iſt durch jede Buchhandlung zu beziehen: 


Wigand's 


Für 9. Stände. — 


Conver ſations-Lexikon. 


Von einer Geſellſchaft deutſcher Gelehrten bearbeitet. 


Vollſtändig in 12 Bänden gr. 8. — Jeder Band in 12 Heften (60 Bogen). — Jedes Heft 5 Bogen in umſchlag geh. 2¼ Sgr. 


Vorräthig bei Graß, Barth und Comp. in Breslau und Oppeln, in Brieg bei Ziegler. 


Ehre, Lob und Dank 


dem weiſen Berfaffer der ſchönen Gedichte in R Die Breslauer Kunstausstellung ist von 9 Uhr früh bis Abends 


Nr. 127 und 140 dieſer Zeitung. 
Ein Abonnent. 


Nachruf. 

Am Ilten d. M. ftarb nach kurzem 
Krankenlager in Breslau unſer allge⸗ 
mein geachteter Gemeinde ⸗Vorſteher, 
der hieſige Kaufmann Herr Abraham 
Muhr. — Faſt 42 Jahre gehörte er 
der hieſigen Gemeinde an, und wir dür⸗ 
fen wohl geſtehen, unſer würdigſtes 
Mitglied, in ihm verloren zu haben, 
denn ſo wie die Aufgabe ſeines Lebens 
darin beſtand, in jedem Kreiſe nützlich 
zu wirken, das Gute und Edle überall 
fördernd zur Erkenntniß zu bringen, fo 
bemüht war er in jeder Beziehung, wo 
es das Wohl der hieſigen Gemeinde 
galt. — Es fehlen uns Worte, um un: 
fern gerechten Schmerz, unſere allge: 
meine Trauer zu bekunden, und wir 
können nur tief im Herzen erſchüttert 
ausrufen: Wir ſtehen verwaiſ't da und 
haben viel, ſehr viel verloren! Friede 
ſeiner Aſche! 

Pleß, den 17. Juni 1847. 

Die jüdiſche Gemeinde zu Pleß. 


Dank, 


innigen, treuen Dank in aller Leidtragenden 
Namen denjenigen lieben Freunden und gu⸗ 
ten Menſchen, welche am 19. d. Mts. in fo 
ehrender Anzahl um das Grab meiner zum 


— [Himmel eingerufenen, mir, ach! fo unerſetzli⸗ 


chen Frau geſtanden haben; ich habe Boten 
des Zroftes, von Gott Geſandte, in ihnen 
geſehen. Möge ihnen des Allerbarmenden 
endloſe Vatergüte dafür eine reichliche Ver⸗ 
gelterin ſein, hier und dort! 
Tſchöke, Wundarzt. 
Sowohl unſerm vollſtändig en ö 
Muſltkalien⸗Leih⸗Inſtitut, 
als auch der reichhaltigen deut ſchen, fran⸗ 
zäſiſchen und engliſchen 
Leſebibliotbek 
können täglich neue Theilnehmer unter den 
billigſten Bedingungen beitreten. 
F. E. C. Leuckart in Breslau, 
Kupferſchmiedeſtraße 13, Ecke der Schuhbrücke. 


Kapitals⸗Geſuch. 


10,000 Rtl. a 5% Zinſen werden zur 
erſten Hypothek auf ein im Neubau be⸗ 
griffenes und in guter Lage belegenes Haus, 
deren Materialwerth über 20,000 Rthl. zu 
ſtehen kommt, im Geffionswege baldigſt ge: 
ſucht. Zur größeren Sicherheit kann auch 
das Kapital in ratenweiſen Zahlungen und 
nach Fortſchreiten des Baues gezahlt werden. 
Näheres hierüber ertheilt 


v. Schwellengrebel, 


am Ohlauer Stadtgraben Nr. 19. 


500 oder 1000 Rthl. 


a 5% Zinſen werden auf ein ſchönes Gut, 
1, Meile von Breslau, für einen pünktlich 
Zinſen zahlenden Mann gegen gehörige Si⸗ 
cherheit baldigſt geſucht. v. Schwellen⸗ 
grebel, am Ohlauer Stadtgraben Nr. 19. 
Ein junger Mann wird als Geſellſchafter 
aufs Land geſucht. Vollkommene Fertigkeit 
in der franzöſiſchen Konverſation iſt Haupt⸗ 
bedingung und wird demzufolge ein Franzoſe 
oder Schweizer von Geburt vorzugsweiſe ge: 
wünſcht. Näheres Roßmarkt Nr. 11, im 
Comtoir. 0 


Haus⸗Verkauf. 

In einer belebten und nahrhaften Stadt, 
am Fuße des Gebirges, durch welche eine ſehr 
frequente Fahrſtraße führt, iſt ein brauberech⸗ 
tigtes, neu erbautes maſſives Wohnhaus, am 
Ecke des Ringes gelegen, zu verkaufen. 

Daſſelbe eignet ſich vermöge ſeiner Bau⸗ 
lichkeiten wie feiner Lage zu jedem Geſchäft, 
beſonders aber zur Anlage einer Liqueur⸗ 

Fabrik, da an dieſem Ort erſt eine ſolche 

abrik beſteht. 

Auf frankirte Anfragen ertheilt Auskunft 

das General⸗Geſchäfts⸗Bureau von 

Guſtav Döring, Altbüſſerſtraße Nr. 3. 


— — — Je 


Ein junger techniſch⸗gebildeter Mül⸗ 
ler, der beſtens empfohlen wird, gute Zeug⸗ 
niſſe aufzuweiſen hat, und bereits ſeit 10 
Jahren in den größten amerlkaniſchen Müh⸗ 
len zur großen Zufriedenheit die techniſche 
Leitung ſelbſtſtändig geführt hat, ſucht unter 
heſcheidenen Anſprüchen eine anderweitig der: 
artige Stellung als Werkmeiſter oder Diri⸗ 
gent, und würde auch geneigt ſein, den Bau 
eines derartigen Werkes auszuführen. 

Hierauf Reflektirende wollen ihre Adreſſe, 
unter der Chiffre M. E., portofrei poste 
8 5255 Breslau, bald gefälligſt gelangen 
aſſen. 


— 


GAgaggggans .... 
6 Uhr im Börsenhause am Blücherplatz geöffnet. Eintritt 5 Sgr. g 
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Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn. 

| Tägliche Dampfinagenzüge 2 
vom 1. Mai 1847 ab. 

IJ. Zwiſchen Berlin und R Breslau. 

Abfahrt von Berlin BEN Dh in Breslau 


Morg. 7 u. — M. Abends 10 u. 45 M. Abends 8 U. 19. M. Vorm. 11 u. 15 M. 
Abfahrt von Breslau Ankunft in Berlin 


. 


* 


Morg. 7 u. — M. Nachm. 4 U. — M. Abends 7 u. 33 M. Morg. 3 u. 
‘ 
j B. Güter:Züge, 2 
Abfahrt von Berlin Abds. 6 uhr 45 Min. Ankunft in Breslau Ab. 7 u. 2 Mit 
Abfahrt von Breslau Morg. 8 uhr — Min. Ankunft in Berlin Vorm. 11 u. 20 Min. 
A 
II. Zwiſchen Berlin und Frankfurt. | 
f Perfonen: Züge . 
Abfahrt von Berlin Abds. 6 u. — M. Ankunft in Frankfurt Abbe, 8 u. 35 Min, 
Abfahrt von Frankfurt Morg. 7 u. 15 M. Ankunft in Berlin Morg. Hu. 50 Min 


III. Zwiſchen Kohlfurt und Görlitz 


Per ſonen⸗ Züge. ! 
Abfahrt von Kohlfurt Mgs. 6 U. 38 M. Ankunft in Görlitz Mgs. 7 u. 30 Min. 
Abfahrt von Kohlfurt Vorm. 11 u. 37 M. Ankunft in Görlitz Mitt. 12 u. 20 Min 
Abfahrt von Kohlfurt Nchm. 2 u. 53 M. Ankunft in Görlitz Nchm. 3 u. 45 Min, 
Abfahrt von Kohlfurt Abends 8 u. 45 M. Ankunft in Görlitz Abds. 9 u. 37 Min 
Abfahrt von Görlitz Morgs. 5 u. 15 M. Ankunft in Kohlfurt Mgs. 6 u. 7Min 
Abfahrt von Görlitz Vorm. 10 u. 22 M. Ankunft in Kohlfurt Vrm. 11 u. 14 Min. 
Abfahrt von Görlitz Nachm. 1 u. 38 M. Aalunſtn Koßtſurt Nehm. 2 u. 30 Min. 


Abfahrt von Görlitz Abends 7 u. 15 M. Ankunft in Kohlfurt Abds. 8 u. 


Mit den Perſonen⸗ Zügen werden Perſonen 
Klaſſe, Equipagen, Pferde, Hunde und Eilfracht befördert. Mit den Güterzügen werden 
keine Perſonen, ſondern nur ordinaire Fracht, Pferde und Vieh aller Art befördert. Die 
näheren Beſtimmungen ergiebt das Betriebs⸗Reglement, welches auf allen Stationen für 4 
1 Sgr. zu haben ift. N 

Berlin, den 23. April 1847. 


i Die Direktion 1 
der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaftt. 


Niederſchleſiſche Zweigbahn. 4 


Die Reſtaurationen auf den Bahnhöfen zu Glogau, Klopſchen, Sprottau, Sagan und 
Hansdorf ſollen auf drei hinter einander folgende Jahre vom 1. Januar 1848 ab verpachtet 
werden. Ebenſo ſteht das neu eingerichtete Geſellſchafts-Lokal in dem Empfangshauſe von 
Klopſchen zur Verpachtung, und kann ſchon vom 1. Juli d. J. ab, für ſich allein, vom Iſten 161 
Januar 1848 ab aber auch zugleich mit der Bahnhofs⸗Reſtauration zu Klopſchen in Pacht 
gegeben werden. 5 ih 

Pachtluſtige fordern wir daher hierdurch auf, ihre Offerten bis zum 1. Juli d. J. ent 
weder ſchriftlich bei uns einzureichen oder in unſerem Hauptbüreau hierſelbſt, in welchen 
auch die näheren Bedingungen eingeſehen oder gegen Entrichtung der Kopialien abſchriftlich 
mitgetheilt werden können, zu Protokoll zu erklaren. 1 

Glogau, den 10. Juni 1847. 5 


Die Direktion der Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗Geſellſchaft. 


Oberſchleſiſche Eiſenbahn. 


Mit Bezugnahme auf unfere Bekanntmachung vom 16. April d. J. bringen wir hier? 
mit zur Kenntniß der Herren Aktionäre unſerer Geſellſchaft, daß die Bezahlung der Zinſen 
für das erſte Halbjahr 1847 gegen Einlieferung der mit einem Verzeichniſfe zu perſehenden 
Coupons in der Zeit vom 1.15. Juli d. J. . 

bei unſerer Hauptkaſſe hierſelbſt, Vormittags von 8 bis 1 uhr; 
bei den Herrn M. e Söhne in Berlin, Burgſtraße Nr. 27, Vor⸗ 
mittags von 9 bis 12 uhr, 


7 Min. 
in der I., II. und III. Wagen⸗ 


m 


a 


* 


r 
? 


0 


* 


erfolgen wird. 
Breslau, den 5, Juni 1847. 


i Das Direktorium. 
Gasbeleuchtungs-Aktien⸗Geſellſchaft. 
Die Herren Mitglieder werden hierdurch zu der 0 


Mittwoch, den 7. Juli dieſes Jahres Nachmittags 4 uhr im Central- Bureau 
Ring Nr. 25 \ .. 125 
ſtattſindenden General⸗Verſammlung eingeladen mit dem Bemerken, daß 
nicht gehörig Vertretene als den gefaßten Beſch b 
Gegenſtände der Verhandlung find: ! 
1) Bexichtserſtattung über die Einrichtung und den Fortgang des Unternehmens. 
2) Rechnungslegung. f 8 
3) Ergänzungswahl der ausgeſchiedenen Mitglieder des Direktoriums und der BR, 
nungs⸗Kommiſſion, und \ N e börher 
4) e über a Tage 4 
ſchriftlich anzugeben find. aber von 
irend Nen. 


Ausbleibende und 
lüſſen beitretend werden erachtet werden 


7 


äge von einzelnen Aktionären, die indeſſen 14 
„Nach $ 25 der Statuten find nur die aus dem Lagerbuche konſt 
Aktien reſp. Quittungsbogen berechtigt, an der General⸗Verſammlung Theil za 


Breslau, den 4. Juni 1847, Br 
Das Direktorium der Gasbeleuchtungs⸗ Aktien: Geſellſchaft. 0 1 


Gasbeleuchtungs⸗Aktien-Geſellſchaft. 95 


5 alien ume d Anfragen wegen 

Zur größeren Bequemlichkeit des Publikums behufs Anmeldungen und Anfrag a, 

Ueberlaſſung von Gasflammen zur Privatbeleuchtung, Coaks, Seen Sten 0 1 

ammoniakaliſchem Waſſer und übrigen bei der Gasbereitung . Ein Produkte iſt ir We 

genwärtig ein Central-Büreau in der Stadt, Ring Nr. 25 (Dir 15 ingang ann le 

Nr. 29) eingerichtet worden, wo auch die Schreiben an 1 0 ehr torium der Gas 0 11 7 
leuchtungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft und die Rechnungen abz geben und die Zahlungen zu 


Vormittags von 8 bis 12 use und Nachmittags von 2 bis 6 Uhr; 


100 


leiſten find. 
Das Büreau iſt 


eöffnet. 2 c 8 1 . 
5 — Coaks können auf dem Hofe der Anftalt und Proben davon im Centralbüreau . 


Augenſchein genommen werden. 2 
Breslau, den 4. Juni 1847. 5 7 

ee Das Direktorium 5 

der Gasbeleuchtungs Aktien ⸗Geſellſchaft. 


2 


—— .... . » , ar TE = 7 120 5 

Luft⸗Ballons mit Füllungs⸗Apparaten, 
kleine, bis zu zwei SEIEN Inhalt, 10 0 . ine Pr Bucht er m“ 
Reuſcheſtraße Nr. 11. 


1 


as Magazi 


Das fünf und zwanzig) 
5 der Studirenden 


N \ 
soll, wie schon. angezeigt worden, am 30sten d. M. durch ein grosses Concert in der 
Ula Leopoldina und eine darauf folgende Liedertafel gefeiert werden. Alle die frü- 
eren Herren Commilitonen; welche an dieser Feier Theil nehmen wollen, haben als 
eitrag zur Bestreitung der Kosten 1 Rthlr. zu zahlen, wofür sie ein Billet zum Con- 
zett und ein Couvert zur Liedertafel (im ehemaligen Liebichschen Garten) erhalten. 
Vir ersuchen recht dringend, um die nöthige Anzahl von Couverts bei der Liedertafel 
Sorgen zu können, die Theilnahme spätestens bis zum 26sten d. M. in der Musika- 
eendlang des früheren Commilitonen Herrn Scheffler (Ohlauerstrasse Nr. 80) an- 

elden. 


Magdeburger Feuer⸗ 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft. 


Stand des Geſellſchafts⸗Vermögens am 
9 f 1. Januar 1847. i 
N) Kapital⸗Fon dz 1,000,000 Rilr. — Sgr. — Pf. 
9 Reſerve⸗Fonds e eee 18,332 20 5 
I?) Prämien⸗Reſerve der baar vereinnahmten Prämie ; 
auf 32,937,087 Rtlr. laufende Verſicherungen 
Prämien⸗Reſerve der noch zu vereinnahmenden Prämie, 
auf mehrjänri.e Verſicherungen mit jährlicher Prä⸗ 
mienzahlung 136,258 
Zurückgeſtellt für noch nicht regulitte Brandſchäden 25,000 
! Summa 1,251,385 Rtlr. 22 Sgr. 11 Pf. 


leberſicht des Geſchaftsbetriebes im Jahr 1846. 


Geſchloſſene Verſicherungen: 2 
= vorgetragen aus dem Jahre 1845 22,896,421 Rtlr. Verſ.⸗Summe 


Im Jabre 1846 neue geſchloſſene Verſicherungen: 
d 14,050 auf längere Dauer mit 41,100,392 


+ 


2 


2 


E 


76,794 


24 


2 


uf kürzere Dauer und Transporte 141,259,229 
Summa der geſchloſſenen Verſicherungen . . 205,256,042 5 
Die Magdeburger Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaft, con: 
deſfionirt 6 die allerhöchſte Beſtätigun s- Urkunde vom 
17. Mai 1844, übernimmt zu billigen feſten Prämien Verſicherungen 
egen Feuersgefahr, fowohl in Städten als auf dem Lande auf Gebäude al⸗ 
ir Art, Mobilien, Waaren⸗Lager, Fabrikanlagen, Maſchinen, Geräthe, Vieh, Ge⸗ 
geide, Feldfrüchte ſowohl in Scheunen als in Diemen, Waldungen, Lager von 
Menn⸗ und Nutzholz im Freien wie in Gebäuden, überhaupt auf alle bewegli⸗ 
en und unbeweglichen Gegenſtände, mit alleiniger Ausnahme von Pulver, Pulver⸗ 
Mühlen, Dokumenten und Geld. i 
. Die Geſellſchaft ſteht in der Billigkeit ihrer Prämien⸗Sätze kei⸗ 
per ande soliden Anſtalt nach, gewährt bei Verſiche⸗ 
ungen auf längere Dauer bedeutende Vortheile, und vergütet 
1 Brandſchäden allen Verluſt, der durch Feuer oder den Blitz, ſei es durch 
erbrennen, Beſchädigung beim Löſchen oder Retten, Niederreißen, Vernichtung oder 
bhandenkoramen beim Brande entſtanden iſt. 
Die Agenten der Geſellſchaft: e 
Herr Apotheker F. Boelicke in Liſſa, 
Louis Behrend in Karge, g 
Carl Diedtmann sen. in Primkenau, 
C. H. Goldmann in Beuthen, 
Otto Hoffmann in Frauſtadt, 
C. R. Hirſchfelder in Neuſalz, 
G. Jenſch in Bomſt, 
J. F. Kurtz in Schlawa, 
8 Albert Uthemann in Neuſſädtl, 
if * A. Ziehlke in Gubrau, 5 
wie der unterzeichnete Haupt⸗Agent, ertheilen über die näheren Bedingungen ſtets 


n 
2 


weitwilig Auskunft und nehmen Verſicherungs⸗Anträge gern entgegen. 
Der Haupt⸗Agent der Magdeburger Feuer⸗ 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft: | 


Gr. Glogau, im Juni 1847. Carl Linke. 
Trebnitz⸗Zdunyer Attien⸗Chauſſee. 


Einladung zur ordentlichen General⸗Verſammlung. 
In Gemäßheit des § 29 der Vereins⸗Statuten werden die Herren Aktionäre zu der 
ichen ordentlichen General⸗Verſammlung auf den 
dat Juli d. J., Vormittags 9 Uhr, 
das Lokal des Gaſtwirths Rimane hierſelbſt mit dem Bemerken ganz ergebenft einge: 
la daß gegen den Ausbleibenden angenommen werden wird, als trete er den Beſchlüſſen 
Mehrheit bei. Diejenigen Herrn Aktionäre, welche durch Bevollmächtigte erſcheinen 
en, werden erſucht, ihre Vollmachten zwei Tage vor dem Termine dem unterzeichneten 
eklorio franco einzureichen. ‚ 
dd Da in dieſer Verſammlung mehrere wichtige Gegenſtände zur Berathung kommen 
en, insbeſondere aber über die Beſchaffung der zur bevorſtehenden gänzlichen Vollen⸗ 
ihrs des Baues noch erforderlichen Geldmittel ein Beſchluß gefaßt werden ſoll, fo wird 
hm gewünſcht, daß recht Viele der Herren Aktionäre an dieſer Verſammlung Theil 
Men mögen. Militſch, den 17. Juni 1847. a 


Teftorium der Trebnitz Zdunyer Chauſſeebau-Geſellſchaft. 
Dr. Romershauſens Augeneſſenz 


zu Erhaltung, Herſtellung und Stärkung der Sehkraft. 

„auf die vielfach in der letzten Zeit an mich ergangenen Anfragen erwiedere ich, daß 
on der „Dr. Romershauſenſchen Augeneſſenz“ in Breslau keine Niederlage befindet, 

uebi m die Reelität dieſes allgemein anerkannten Mittels vollkommen zu ſichern, auch wei⸗ 
nicht gegeben werden wird. ! 55 

A ML) erſuche deshalb die Leidenden, die ſich dieſes Mittels bedienen wollen, ſich direkt 
Wels, zu wenden, und bemerke, daß mein Offizin gegen portofreie Beſtellung eine zu 

dr, uß. Gebrauch zureichende Flaſche dieſer Eſſenz nebſt Gebrauchsanleitung für 1 Nthl. 

U Cour. liefert, und find die Flaſchen zur Verhütung von Verfälſchungen im 

t dem Siegel, was ſich auf dem Pfropfen befindet, geſtempelt. 

ken a. d. Elb F. G. Geiß, Apotheker. 


S 


aſe mi 
be. 
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ährige Bestehen des Musik - Vereins 


Bekanntmachung. 

Die Inhaber der in dem nachſtehenden Verzeichniſſe aufgeführten, 
theils längſt verlooſten und zur baaren Rückzahlung, theils zum Um- 
tauſche gegen andere Apoints gleichen Betrages, gekündigten Pfand⸗ 
briefe B., die ſolche aller Aufforderungen ungeachtet bisher nicht zur 
Empfangnahme des Nennwerthes oder der dafür zu erhaltenden Aus⸗ 
tauſch⸗Pfandbriefe präſentirt haben, werden hierdurch wiederholt daran 
erinnert, die gedachten Pfandbriefe binnen längſtens ſechs Monaten 
entweder dem Handlungshauſe Ruffer und Comp. in Breslau, 


oder der königlichen Seehandlungs-Haupt-⸗Kaſſe in Berlin einzurei⸗ 


chen. 
ſein, ſo muß das gerichtliche Aufgebot der fehlenden 
Koſten der Säumigen veranlaßt werden. 

Berlin, den 14. April 1847. f 


Königliches Kredit⸗Inſtitut für Schleſien. 
Verzeichniß 
der gekündigten, bisher nicht eingegangenen Pfandbriefe Littr. B. 


A. Verlooſte und zur baaren Rückzahlung des Nennwerthes 
gekündigte Pfandbriefe B. 


Sollte dies bis zum Ablaufe von ſechs Monaten nicht geſchehen 
Pfandbriefe auf 


Mit den Pfandbriefen ab⸗ 


Nr. Name des Guts, Datum : f 
ver rn. #28 [aufniges ie Manb-er bahn de gen Ben Lene ee de 
briefe B. ſind. digung erfolgte. Kürzt re or 

Rthlr. 
10,743| 50 | ö 
92 ir 4 28. Dezbr. 1840. Ohne Coupons. 
10,746 50 F 
21,642 25 
21,643 25 > 
21,644 25 
21,645 25 : 4 
21,646] 25 Mit Coupons Ser. 
Ann 55 II. Nr. 6 bis 10, 
1 55 Wildſchütz. 24. Novb. 1842. über die Zinſen vom 
1,655 25 1. Juli 1843 bis 
21,656] 25 > Ende Dezember 
‚21,657 25 1845. 
21,658 25 
21,659 25 
21,663 25 
21,664 25 | 
81 1000 | Ratibor. 18.Dezbr.1845.|Ohne Coupons. 
3,688] 200 Roſchowitz. desgl. Ohne Coupons. 
17,566] 100 ] Siemianowitz desgl. Mit Coupons Ser. 


III. Nr. 2 bis 10. 


B. Von den Schuldnern zum Umtauſche gekündigte 
Pfandbriefe B. 


5,552] 100] Drogelwitz. 2. April 1842. [Ohne Coupons. 
21.6650 25 5 ö 5 8 f 
21,666] 25 
21,66 2 
4 0 5 Wildſchütz, 30. Novb. 1843.] Ohne Coupons. 
21,669| 25 
21,670] 25 N 
22,352 25 | Sulmikau. 4. Dftbr.,1844.] Ohne Coupons. 
21,623 25 Wiegſchütz. 16.D zbr. 1845.] Ohne Coupons. 


Ueber Promenaden⸗Rauchfreiheit. 


Auch ich rauche gern meine Eigarre — in meiner Stube, im Wirthshauſe, oder auch 
im Freien; genug, wo's erlaubt oder nicht unſchicklich iſt! — Aber auf der Promenade, 
da, wohin man aus dem dumpfigen oder tabaksqualmigen Zimmer ſich flüchtet, um friſche, 
geſunde Luft und jetzt den Duft der Blüthen und Blumen zu athmen, gleichſam am reinen 
Gottes⸗Athem ſich zu laben — nein, da ſagt mir doch ein gewiſſes Etwas: es paßt nicht, 
oder: es geht ſchon einmal ohne Tabakrauchen. —, Oder, muß denn wirklich jedes Vergnü⸗ 
gen beräuchert werden? giebts denn auf dieſer Welt gar keinen Genuß mehr ohne Qualm, 
reſp. Tabaksqualm? — Will man denn nicht ein Bischen uneigennützig, zu deutſch, beſcheiden 
fein, und Andern ungetrübt auch Etwas gönnen; ſolchen nämlich, die zugleich um ihrer 
Erholung willen gern einmal ſo recht con amore ein Stündchen auf unſerer wahrhaft ſchö⸗ 
nen Promenade luſtwandeln und dabei allem gemeinen Qualm dieſer Erde, alſo auch allem 
Tabaksqualm gänzlich entrückt fein wollen?! — Kann man denn die wunderholde Natur, 
oder auch die liebenswürdigen Damen nicht anſchauen, ohne beiden Tabaksqualm ins Antlitz 
zu blafen?! — und doch macht ein herrlicher Jemand in einer hieſigen Zeitung ſich um's 
allgemeine Wohl (vermeintlich) recht verdient, und wünſcht, daß das Rauchen auf der Pro⸗ 
menade, a's eine faſt erwieſene Nothwendigkeit, wenigſtens als keine unſchicklichkeit, hinfort 
geſtattet werden möge! — Wir rathen dieſem rauchſeligen Herrn freundlichſt, entweder die 
Promenade zu meiden, oder beim Beſuch derſelben als Schutzwaffe gegen die (ihm?) fo ge⸗ 
fährliche Ausdünſtung des Stadigrabens ſich einer guten Prife oder des Riechfläſchchens be⸗ 
dienen zu wellen, was beſſer als der Eigarrenqualm zweckdienlich fein und Andere zugleich 
nicht beläſtigen würde. 


Commiſſionen, Speditionen und Incaſſos 


i f über hier und Umgegend beforgt prompt und billig: 3 f 3 
} Moritz Haeusler u. Comp., in Gr.-Glogau, : 


e Nee 


* 
g 


x 


So eben erſchien PR ift in allen Buhhenbtungen zu haben, in Breslau bei Frie- 5 
drich Aderholz (Kornecke) und in Oſtrowo bei Lorenz: 


gave de Vaux's untrügliches Mittel gegen 
Gicht und Rheumatismus. 


8. broch. 18 Sgr. Gera bei Heinſius. 

Als ich während meines letzten Aufenthalts in Frankreich durch ungünſtige Witterung 
mir einen heftigen Gichtanfall früher zugezogen hatte, als dieſes Uebel ſich ſonſt bei mir ein⸗ 
zuſtellen pflegt, ward mir das Glück zu Theil, durch die Güte des Herrn Cuvier in Paris 
das Gichtmittel des Herrn Cadet de Baur und deſſen darüber erſchienene Schrift kennen | € 
zu lernen. Die vielen glücklichen Kuren, welche ich in dieſer Schrift aufgezählt fand, be⸗ E 
ſtimmten mich, dieſes Mittel ſofort ſelbſt zu gebrauchen. Dieſes einfache Heilmittel hat ſi ſich N 
auch an mir auf das Glänzendſte bewährt, indem ich mich ſeit zwei Jahren der ſchönſten ES 


„Die Spediteure der Niederſchleſiſch⸗Mär⸗ 
Geſundheit erfreut, wie ich fie. vorher nie gekannt habe. — Dieſem eben fo einfachen als 8 


kliſchen Eiſenbahn in Breslau: | 
ſichern Heilmittel meine Geſundheit verdankend, nehme ich hierdurch Gelegenheit, daſſelbe 25 Meyer. H. Berliner. H. L. Günther. C. F. G. Kaerger 
auch zur Kenntniß des an der Gicht leidenden deutſchen ee Be zu Beni n j Johann M. Schay. 
v. B. g. 
Von dieſem Buche wurden in Frankreich binnen 5 N 
acht Wochen 25,000 Exemplare verkauft!! u 


Im Verlage von Th. Hennings in Neiſſe und Frankenſtein iſt Fefehieden und durch 
ſämmtliche Buchhandlungen zu beziehen, in Breslau durch G. P. Aderhol 3: 


I eg w. eiſer 
die ſchleſiſche und brandenburg⸗ preuß. Geſchichte 


Ein Leitfaden 
Ir die Schüler der oberen Klaſſe in den katholiſchen Elementar- 
ſchulen, namentlich Schleſiens und der Grafſchaft Glatz. 
; Von Ludwig Meißner, 
katholiſchem Lehrer in Silberberg. 
Mit hoher fütſtbiſchöflicher Approbation. 
5 ¼ Bogen auf weißem Kanzlei-Druckpapier. Ladenpreis 6 Sgr. 


Bei Abnahme von mindeſtens 25 und mehr Exemplaren werden noch beſondere 
Vortheile gewährt. 


Vom 1. Juli d. J. an erſcheint in Heidelberg täglich, einen Bogen ſtark, die 


Deutſche Zeitung, 


EZ 


Ser 2 1 
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ir, die Non e machen EHEN he. el 55 2 
ſämmtliche Speeſen⸗Nachnahmen, bei Verſendung von Gütern, auf der 8 
ene iſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn, in unſerm Speditions⸗ Comtoir auf 
dem Bahnhofe, nach Abgabe des Gutes und des Frachtbriefes, ſofort aus⸗ 
gezahlt werden, ſofern der Abſender dem Comtoir bekannt iſt. f 
Wir erfuchen daher hiermit dringend, die Einziehung jener Nachnah⸗ 
men, wo möglich niemals länger als 24 Stunden anſtehen zu laſſen. 


DET 


SH 


SEAN; 9 RR, A 
SR < 1 am, 2 


rk schaue endes 


\ Sta 2 
pal ndiſches Scheuer. Pulver, 
as Packet circa / Pfd. 1%, 

Ein vorzügliches 3 zum Scheuern von far 80 Pen ꝛc., welche man, . 
ſchädlich angegriffen zu werden, auf eine Weiſe reiniget, wie es keine Seife vermag. Dab ei 
ift die Anwendung dieſes Pulvers weit billiger als Seife oder andere Surrogate, und jede 
1 wird, wenn ſie nur einmal daſſelbe verſucht, ſich von deſſen praktiſchem Gebrauche 
überzeugen. 

In Breslau befindet ſich die Niederlage bei S. G. Schwartz, Ohlauerſtraße Nr. a. 
mm ä——„ä — nm 


Freunden und Bekannten fagt ein herzliches! Nach langwieriger ſchwerer Krankheit bes 
Lebewohl! Breslau, d. a Juni 1847. nahe geneſen, iſt es mein Erſtes, in mein 
. 25. Fifcher, 7 . Namen den Freunden maine 
. lieben ſeligen Vaters für die vielen Beweſſt 
Liebich 8 Garten, von Liebe und Achtung, welche ſie vor und 
heute, den 22. Juni, nach feinem Tode fo offen bekundet, den in⸗ 
großes Horn: Concert, nigſten, tiefgefühlteſten Dank zu ſagen. 
von 3 ½ bis 10 uhr. Nieder⸗Arnsdorf gi wenig, ch 
A. Kutzner. 


den 19. Juni 1 

Ein Wörthſchafts⸗ Inspektor, unverheirathet, 
49 an alt, der deutfchen und polniſchen 
Sprache mächtig, welcher das Polizei- u. Schieds⸗ 
mannsfach geführt, auf den größten Gütern 
in Schleſien . N * 5 

ſtändig gewirthſchaftet hat, mit den beſten em⸗ amiliensBerhältniffe be 
Herausgegeben von ban gabe at an ae Ne feed, wäscht Freigut z FE fee 7 155. 
Gervinus, Hauſer, Höfken, Mathy und Mittermaier. von Johanni ad einen ähnlichen Poſten, gleich⸗ Verkauf 30 zu ſtellen. Ruf portofreie Auſrehen 


Verantwortlicher Redacteur: Gervin viel in Schleſien oder im Großherzogthum, Das wird über? ne ercheült. 
Fiedler. 


5 us. 
Alle Poſtämter nehmen Beſtellungen an. Man ahonnirt bei dem nächſtgelegenen a bei“? A. 34 eh, n Fans T u 
100 Schacht reiner Mautrſand fg ae 


Poſt⸗Amte 
Der preis ift jährlich 5 Rthlr. 20 Sgr. in Heidelberg und Mannheim, bei den großh. e verkaufen: Stadt Danzig, Matblashr- Br, 2. 
nee ere 
Nitterplag Nr. 10 ift ber erfte Stock nebſt 10 


badiſchen Poſt⸗Aemtern 7 Rthir. 3 Sgr. Außerhalb Baden kommt der betreffende Poſt⸗ 
1 zu vermiethen, Näheres dannen 15 


Kaffe hinzu. 
. Gefunde dec trockene 18. 7 


7 


Einem jungen anftändigen Manne, „ dee 
außer dem Haufe 13 iſt, kann Bür 10 


n bittet, die Beſtellungen rechtzeitig zu machen, damit keine Verſpätung oder Un⸗ 
Tai Tanz 


eue in der Zuſendung eintrete. 
Für En wird der Raum der dreiſpaltigen Petitzeile mit 2 Sgr. berechnet. 
Ein Asehe, 75 ſowohl im Latein’ 
Franz ch als auch im Wasen Unter⸗ Weißbuchen⸗ Leibholz empfehlen in n . 


Die Verlagshandlung von Fr. Baſſermann in Mannheim. 
2 1 mn ird u 3 ni. und zweimal geſägt und klein geſpaltenn 
Iwoniczer Jodq uelle. dat n 58 yes Alge Hübner u. Sohn, Ning 35, 1 


—— ͤ—ͤ — — 

Die Zwoniczer Jodquelle kommt mit der Heilbrunner Adelheidsquelle ſowohl ade, Anutelrläbeg: pflanzen: Verkauf. 
in Zuſammenſetzung als Witkung überein, iſt 5 5 wirkſamer, weil fie mehr Natronſalze Neue Sandstraße Nr. 2. Auf dem köni gli em ee 1 
führt und weit angenehmer zu trinken, da ſie viel Kohlenſäuer enthält und deshalb ſelbſt © Eine gebildete Frau in mittlern Jahren, Neukirch bei Breslau, ſind täglich dee 
von Kindern gern genommen wird. ſſucht als Wirthſchafterin, oder als Pflege:in Runfel- Rüben Pt flanzen zu haben 

Die ausgezeichnetſten Erfolge, gewonnen bei Anwendung in allen Formen der Skro⸗ einer kranken Perſon, wobei fie das Häus⸗ Möbel werden repgtirt und aufpolier 11 
kene len * a der Gicht, bei Kropf und Bıäppatt ꝛc. zc. ſichern die⸗Aliche mit beſorgen will, 82 Unterkommen. billigen Preiſen: Ketzerberg 28. . 
em Jodwaſſer einen entſchledenen Vorzug. Näheres ertheilt gern die Handlun 

haben Lager die Mineral⸗Brunnenhandlungen von 0 — Stodgaſſe Rr. 8. Rn eg — 
Julius Lüke. 


2 . Scheurich und Straka, Carl Straka, 


us Ver ka uf. 2 
Mein neu ner Zſtöcki Haus, mel 


neue Seu Straße Nr. 7. Albrechtsſtraße Nr. 39. “ 1 18 up IR her Steif und Steppröcke 
ur Di re £ t i 0 n 1 900 W zu erbaut Nee Alt. At e debe von à 2 Rtl. 
der Mineral-Waſſer⸗Heil⸗Anſtalt z. Iwonicz in Galizi. n. ln Nr. 3. Etage, Yartkıle Bus. 1 Maria Morſch, N ikotaiftraße 9 
Bezugnehmend auf vorſtehende Anzeige empfehlen wir ſowohl dieſe 2 Drel m al inen. nen. en uns 410 e Be 14 * 
Iwoniczer Jodquell e f ö Alois Schwa 
als auch 


10 Mehreren ae ie: 8 = Friedr.⸗Wilh.⸗Str. Nr. Sen gelb. Löwen 
ich den Herren Lan wirthen hierdur ge G 75 hm. Lederſoh d 
benſt an, daß in meiner Maſchinenfabrik wie⸗ zummiſt n eder Nr 
Lale von den allgemein . 0 und Geſundheitsſohl lo 

portablen Drehmaſchinen mit eiſernem Göpel⸗⸗ —— G09 66 1 


werk zum Verkauf. bereit abe Auf denſel⸗ ( Ein Foktad AT ht, billig zu EA 
ben | wird in 120 ei 6 2 
aufwand We de 112 Ade 105 Scha e am 2455 —.— Bel) 15 
Getreide rein au6gedtof em nen 

ane na mit derſelben 4150 ac f S 
ungsmaſchine verbunden werden kann. Au 7 den 
ps ehle ich un gleichzeitig mit 8 —— Schubbrücke * 6, im Lade 
tigung von Dampfmaſ⸗ und eſ⸗ ne end auf- be A. 
fein 15 allen uch Na mit Eſmichtun⸗ Zwei fette Schweine find auf u 
gen von Mahl, Oele, Brettſchneide⸗ und Kno- Stabelwig bei Liſſa zu verkaufen 
‚hen: Mühlen nach den neueſten Konſtruktio⸗ 


nen, ſo wie auch mit Einrichtungen zu Bren⸗ 
nereien und Kartoffelſtärke Fabriken und den 


Hinnewieder Brunn aus Carlsbrunn in Oeſterreich⸗ Schleſi ien, 
Selter, Roisdorffer, Kiſſinger Ragozzi; 
Emſer Kränchen, Fachinger, Pyrmonter Stahlbrunn, 

Heilbr. Adelheids⸗ Homburger Eliſabeth⸗Quelle, \ 
Marienbader Kreuzbrunn, Eger Franzensbrunn, 

Eger Salzquelle, Sprudel, Wie ſenquelle, 

Carlsbader Schloß⸗ und Mühlbrunn, Carlsbader Sprudel, 

Saidſchützer und Pillnaer Bitterwaſſer, 

Salzbrunn, Cudowa⸗, Langenau⸗, Reinerz und Stinsberg-Beunn ; 


„2 wie echte 4 F. d Seeſalz. 
Carl Straka, W. eurich und Straka, 


See * Mm. m 1 neue Schweonizer Straße Nr. 7. 


222% b d Ma- 2 0 nberg fin nd 54 
7 a On 5 ee 2 8 e Beal, “im J 7 men. 3 3 w el st ſta arke 5 
Y gut aſſortir K J. F . . \ a 

2% Gardinen und Mabel Stoff Lager, 3 Ein Rittergut 5 gemäftete Ochſen 3 
5 artie . 11 

® 1 ne fo 50 J —.— AR ne = en irtpfäaftsgekäutem, I E 558 g adeses # 
B. A Se 0 Louis S chleſinge ſoſort für 22000 Rthl. mit 6000 Nil. Ein⸗ Er a, g ich mit der Sitendh 1 


1 k f 
* Ning Nr. 12, Ecke Blücherplatz, im Hl des — u Hrn. Philippi. 5 bah Kühe ene, Gempte n 


li PEEOLEEECOFEER brücke Nr. 13. 


Wald⸗ Wolle 
Köni un 
welches die Eig 95 Waſch⸗ 8 und Ba de Pulver, reinigt, und Waldwollen Decken. 


derſelben einen Tönen, feinen weißen Teint verleiht, ſelbſt die rauheſte Hand bekommt na 
kurzem Gebrauche ein artes Anſehen. Die Schachee Ah Gebraucht Aneitung roset 2 Car Die Niederlage davon befindet dia 
Zeugniß. Ueber obiges von mir unterſuchte Waſchpulver ftelle ich pflichtmäßig das in der a anP Sanblung Ring Nr. 
Zeugnit aus, daß daſſelbe aus rein ger Subſtanzen Be und weil es frei von Breslau, 19. Juni 1 it 
allen ſcharfen Beſtandtheilen ifi, e ſehr hal daten Wirkung auf die Haut hervorbringt. Direktorium der Wade weafe 
Ich kann es mithin als ein eben eee duülere Wesch nur empfehlen. in Humdelbts-Au. . 
Dr. Eduard Hedenus. Wallſtraße 28, neben dem gl. 1 ſind 
In Breslau 85 ſich die Niederlage bei S. G. Schwartz, Ppheueehr. Nr. . in erſten Stoa 7 5 1 vermieten, 


* 


Ene 
Den daß ich dieſelben mit wei gi 


. 


Moderne Arfhhaumene Möbel ER 
ame billig zu le m 
zerberg 26. 1 


7 


18 FN e hung. 
Ju este ede 


mann Carl Erler gehörigen, auf 19210 
Athir. 11 Sgr. 1 Pf. geſchäßten Hauses ha⸗ 


auf den 21. 1 er 1847 
Be. . Vorm. 10 Uhr I 
vor dem Herrn Stabtgerichtsuath Schmidt 
in unſerm e e anberaumt. 
are 1 Hypothel 

bhaſtations⸗Regiſtratut eingeſehen werden. 
Breslau, den 8. Juni 1847. 

Königl. Stadtgericht. II. Abtheilung. 


Bekanntmachung. 


Aecker von 13 Morgen 87 Quadrat: Ruthen 
an der Freiburger Eiſenbahn und von 25 Mor⸗ 
en 59 Quadrat⸗Ruthen an der Niederſchle⸗ 


werden. Zur Licitation ſteht Termin am 
5. Juli d. J. Vormittags 4 Uhr 
auf dem rathhäuslichen Fürſtenſaale an. Be: 
dingungen und Charten ſind in unſerer Die⸗ 

nerſtube einzuſehen. 5 
1 Breslau, den 17. Juni 1847. 

Der Magiſtrat 
hieſiger Haupt: und Reſidenzſtadt. 
3 ekanntmachung. 
Die für in Ledermarkt debudegr 
im Erdgeſchoß und dem erſten Stocke des am 
Ende der Herrenſtraße an den Mühlen bele⸗ 
genen Geb Zube über der Waſſerkläre ſollen 

e Benußung (ür die Zeit außer den 4 Jahr. 
märkten auf 3 Jahre, und zwar vom 1. Juli 
1847 bis auitimo Juni 1850, meiſtbietend öf⸗ 
ſentlich vermiethet werden, und ſteht hierzu 
ein Termin auf a 
„den 22ſten d. M., 
in dem rathhäuslichen Fürſtenſaale an. 


eingeſehen werden. 
Breslau, den 15. Juni 1847. 

ö Dier Magiſtrat ' 

hieſiger Haupt- und Refidenz « Stadt, 

De Bekanntmachung. 


Eine Quantität Metall, aus metallenen 


Gewichten gewonnen und im ſtädtiſchen Ei⸗ 
chungs Amt zur A bereit, ſoll in ter- 
mino Dinstag den 
8 2 
Bezahlung, jedoch gegen Vorbehalt der Ge⸗ 
naeßmigung, verkauft werden. 
Breslau, den 16. Juni 1847. 
Die Stadt ⸗Banudeputation. 


„Bekanntmachung. 
In 170 Liten d. N. iſt in der Oder, an der 
Matthiasmühle hierſelbſt ein unbekannter 
männlicher Leichnam, etwa 5 Fuß 6 Zoll groß, 
RE: Derſelbe war ſchon ſtark 
in Fäulniß übergegangen, die Geſichtszüge 
nicht mehr kenntlich; der Unterkörper deſſel⸗ 
‚ben. war nur mit ein Paar verfaulten, in 
Ha trabhängenden Hoſen, der Oberkörper 
cht bekleidet. Alle diejenigen, welche 
etwa über die Perſon des Verunglückten Aus⸗ 
kunft zu geben vermögen, werden aufgefor⸗ 
dert, ſich deshalb innerhalb 14 Tagen im Ver⸗ 
börzimmer Nr. 6 des hieſigen Inqliſitoriates 
in den Vormittagsſtunden von 8 bis 12 uhr 


12 uh 
u melden. Koſten entſtehen den eser 


den nicht, Breslau, den 18. Juni 
15 ie Inquiſitoriat. 

brief⸗Widerruf. 
in et (ruſſt 


ch ⸗polni⸗ 


e Stephan 1 am 


„ d. M. erlaſſene Steckbrief findet bei ſei⸗ 
ner am heutigen Tage erfolgten Wiederein⸗ 
bringung hierdurch feine, Erledigung. 
Keiſſe, den 18. Juni 1847, 0 
Koönigliche Kommandantur. 


Bekauntmachung. 


996 


Der Gutsbefiger Hans Biene zu Nie 
e 205 beabſichtigt die Anlage einer 


Dampfmaſchine, Behufs Betreibung einer 
e bee 

g 0 t der Gewer ung vom 
147. Sense 1845 529 wird dieſes Vorhaben 


* 


mit der ‚Uuffosberung, anne bekannt ge⸗ 


macht, etwanige Einwendungen in der ge⸗ 
8 ſetzichen je Hentächen Präkluſtv⸗ Friſt Hier 
amumelden. 
h Ni he-&iiheim, ben MB. Juni 1847, 
* Orts⸗Po e e. 
ne . Wienke. a 


FPferſchmiedeſtraße Nr. 10 belegenen, dem Kauf- 


ſchein können in der 


Die dem Hiercnymi : Hoſpikal gehörigen 


ch⸗Märkiſchen Eiſenbahn ſollen im Ganzen 
oder ini Parcellen von Michaeli d. J. ab auf 
6 Jahre nach erfolgter Licitation verpachtet 


Räume] 


Die 
Bedingungen können in der Rathsdienerſtube 


ſten d. M., Vormittags 


N nor, auf dem rathhäusli ürſtenſaale 
N Wel Alete 8 3 baare 


erſte Etage, 3 Stuben, 


merz Rath Wä 


Engels a. Köln. 3 
u, Kaufm. Meier a. Berlin. Kaufl. Krüger 


1605 


Beilage zu NE 142 der Breslauer Zeitung. 


Dinstag den 


.... ˙ ͤ˙e 51 ˙ . ⁵ 1 wu m —2ʃ— 


Publikandum. 
Für den früher in Conſtadt und zuletzt an⸗ 
geblich in London wohnhaft geweſenen Rauch⸗ 


finden ſich in unſerem Depofitorium 623 Rtl. 


werden wird. 110 
Kreuzburg, den 12. Juni 1847. 
Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Auktion. Am 23. d. M. Vorm. 9 uhr, 


werde ich in Nr. 19 Neue Gaſſe: Kleidungs⸗ 
verſteigen. Mannig, Aukt.⸗Kommiſſ. 


Anktion. Am 23. Mai d. M., Nachm. 
2 uhr, werde ich in Nr. 42, Breiteſtraße, 
Leinenzeug, ‚Betten, Kleidungsſtücke, Möbel 


und Hausgeräthe verſteigern. 
Wannig⸗ Aukt.⸗Kommiſſ. 

Wohnung⸗ Veränderung. 

Die Uhrgehäuſemacher⸗Werkſtätte, 
der bekannten Firma: J. Guttentag, befin⸗ 


3 Thürmen. J. Pickhan. 


i 
Ein großes Spielwerk 


mit 6 Walzen wird zum Verkauf nachgewie⸗ 


fen: Stockgaſſe 28, im Gewölbe. 
E e 
Das Dominium Pilsnitz bei Breslau ver⸗ 
mittags 10 uhr. 


Eine neue Sendung 


billigen Preiſen, empfiehlt: 
Julius Joßmann, 


Ring Nr. 52. 


Zu vermiethen 
und bald 55 > 


Zwei Stuben nebſt Küche 
vermiethen. 
im erſten Stock. 

Ein kleines Gewölbe, 


hanni zu beziehen Stockgaſſe Nr. 28. 


Bald zu vermiethen {3 


Enttee, welche auch vereinzelt werden kann, 
auch iſt daſelbſt eine trockene Remiſe zu ver⸗ 
miethen. 


1 Kiofterftraße Nr. 66 iſt eine Wohnung in 


der Aften Etage, beftehend aus 3 Stuben, 


Küche und Beigelaß für 90 Rtlr. jährlich zu 


vermiethen und Term. Johannis d. J. zu 
beziehen. Adminiſtrator Kuſche, 
a Kirchſtraße Nr. 5. 
Zu vermiethen 
iſt zum I. Juli d. J. Meſſergaſſe Nr. 3 in 
der erſten Etage eine möblirte Vorderſtube. 
Das Nähere daſelbſt links zu erfahrenn 


Wageupferde ſtehen zum ur 
Junkernſtraße 33. 8 


Angekommene 

Den 19. Junt. 0 
Adler: Fürſt v. Wolkonski u. Fr. Beamt. 
Kaminski 4. Warſchau. Gutsb. v. Mitkowski 


Ferne. * 


a. Großhetz. Polen, ». Wenkky a. Heiders⸗ 


dorf, von Kornatowski. Geh.⸗Rath Raffel, 
Aſſeſſor Kahle u. Kaufm. Vogel g. Berlin. 
Juſtiz⸗Kommiſſ. Schratke. Juſtiz⸗Kommiſſ. 
Dühring a. Landeshut. Reg. Rath Vieb 


Ja. Poſen. Dr, Habrowski a. Radom. Hof 
gärtner Burgund a. Schlawentzitz Fr. Roms: 

A ee ace 2. . E ef Ban 
Schickfuß a. Neiſſe, v. Caub a. Stargard. 


Gr. v. d. Recke Volmerſtädt a. Kraſchnitz. 
Kaufl. Riedel a. Age en, Leitgebel a. Liegnitz, 
Gumperg a. Zittau, Engelſchalla, Bromberg. 
— Hotel zur goldnen Gans: Kammer: 
herr Gr. v. Pückler a. Schönfeld, Ritter v. 
Manner a. Ungarn. Juſtiz⸗Kommiſſ. Krüger 
aus Jauer. Sekretär Mazaraki aus Poſen. 
Gutsbeſ. v. Zeſchwitz a. Ober⸗Peilau, Dittrich 


u. Oekon. Lamche a. Ezienskowitz. Juſtizrath] Nach mitt 
Krompholz u Courier Caiſons aus Wien. 


Intendanturrath Engels a. Comorno. Oberſt 
Kommerz.⸗Rath Löwe 


— 8 


ja. Kottbus, Müller, Fr. Kaufm. Ludendorff 
u. Fräul. Sander a. Stettin. 
Schickedantz a. Zwickau. Prinzeſſin Schakoffs⸗ 
waarenhändler Carl Friedrich Giesler be⸗ koy a, Petersburg. Bierbrauer Beier aus 


3 Sgr. 3 Pf. baar und ein Pfandbrief über 
100 Rtl., welche nicht herausgegeben werden 
können, weil, ob und wo Giesler noch lebt, 
unbekannt iſt. Der genannte Eigenthümer der 
Maſſe und deſſen Erben werden hierdurch be⸗ 
nachrichtigt, daß bei ferner unterbleibender 
Abforderuug des Geldes die Maſſe an die 
Juſtiz⸗Offizianten⸗Wittwen⸗Kaſſe abgeliefert 


ſtücke, Möbel, Hausgeräthe und 1 Fortepiano 


unter 


det ſich jetzt äußere Reuſcheſtr. Nr. 38 in den 


pachtet das Obſt Sonntag den 27. Juni, Vor⸗ 


geſchmackvoller Jaconets, Percals, Som⸗ 
mer⸗Umſchlagetücher, desgleichen ſchwarze 
Luſtrines in vorzüglichen Qualitäten, zu 


Wegen Verſetzung eines Beamten iſt Neu⸗ 
markt Nr. 9 eine freundliche Wohnung im 
Seitengebäude, zu Johanni zu beziehen. 


Termin Michaeli zu beziehen 
iſt Kloſterſtraße Rr. 39, erſte Etage, eine 
— von 3 Stuben, Kabinet und Zu⸗ 


find von Johanni d. J. ab für 70 Rthl. zu 
as Nähere Herrenſtraße Nr. 20, 


nahe am Ringe, iſt zu vermiethen und Jo⸗ 


Kloſterſtraße 49 die 
Alkoven, e und 


Hotel zam weißen 


23. Zuni 1847. 


Oberſtlieut v. Neuhaus aus Hünern. Frao 
Apoth. Krukenberg a. Danzig. Fr. Bauinſp. 
Krafft u. Kaufm. Grebel a. Stettin. Kaufl, 
Löwenthal u. Eichmann a. Hamburg. Pro⸗ 
feſſor Begas und Student Begas a. Berlin. 
Part. Caſtellaz u. Varges a. Warſchau. — 
Hotel zum weißen Adler: Se. Durchl. 
Prinz Biron v. Curland a. Großherz. Poſen. 
Staatsrath v. Lewinski, v. Walewski und 
Kaufm. Hordliczka a. Warſchau. Gutsbeſ. 
Bar. v. Seherr⸗Thoß a. Olbersdorf. Lieut. 
v. Heidebrand u. d. Laſa a. Poſen. Brlieſe⸗ 
mann v. Nettig a. Petersburg. Banquier 
Friedländer a. Beuthen. Kauft. @umpredt 
a. Mancheſter, Gierow a. Stralſund, Schroll 
a. Braunau, Dümcke a. Berlin, Schöller a. 
Düren, Putzell a. Potsdam. Senator Dolan 
a. Löwenberg. — Hotel de Sileſie: Lan⸗ 
des ⸗ Advokat Dr. Beyer aus Johannesberg. 
Fräul. Lambardiny a. Schlawenpis. Stifts⸗ 
dame Stach v. Goltzheim a. Heiligengrabe. 
Fr. v. Tiſchowitz a. Berlin. Kaufl. Berliner 
a. Neiſſe, Mehwaldt a. Liegnitz. — Hotel 
zum blauen Hirſch: Gutsbeſ. Dr. Lariſch 
a Kurtwitz, Urban a. Friedland. Inſpektor 
Grundmann a. Gleiwitz. Kaufl. Mentzel a. 
Ratibor, Langner aus Leobſchütz, Stiller aus 
Berlin. Oekon Froher a. Döbern, Günther 
a. Grottkau. — Hotel zu den drei Ber» 
gen: Generalpächter Heitz a. Dyhernfurth. 
Oekon. Wendenberg a. Hedersleben. Part. 
Rodgate aus Warſchau. Kaufl. Cahn aus 
Deſſau, Schlieper aus Dresden, Neuhoff aus 
Eiberfeld, Gabbe u. Fr. Reitzenſtein a. Ber⸗ 
lin. Fr. Kaufm. Lindemann a. Salden. Fr. 
Simon aus Kroſſen. — Hotel de Saxe: 
Gutsbeſ. Gr. v. Bethuſy a. Langenhoff. — 
Zettlitz's Hotel: Gutsbeſ. Hofrichter aus 
Wilkau. Inſp. Saart aus Magdeburg. — 
Röhnelt’s Hotel: Oekonom Lamche aus 
Czienskowitz. —Deutſches Haus: Steuer⸗ 
Einnehmer Gericke a. Gnadenfeld. Gutsp. 
v. Szezepkowski u. Gutsb. Pfarski a. Groß⸗ 
herz. Poſen. — Weißes Roß: Hauslehrer 
Scheitz a. Dittersbach. Spediteur Richter a. 
Gleiwitz. Mechanikus Friedrich aus Warm⸗ 
brunn. — Goldener Baum: Inſpektor 
Moſſiers a. Poſtelwitz. — Goldener Hecht: 
Kaufm. Weiß a. Koſel. Kunſthdlr. Pellizar 
a. Liegnitz. — Kronprinz: Gaſthofbeſ. 
Schwarz aus Poſen. Weißer Storch: 
Handl.⸗Reiſender Glaſer a. Berlin. 


Fr. Kaufm. 


Hirſchberg. Gr. Monts a. Glaz. Apotheker 
Jannaſch a. Barby. — Hotel de Sileſie: 
Lieut. Gr. v. Götzen a. Potsdam, v. Wro⸗ 
chem a. Gleiwitz. Dr. Gürcke a. Bunzlau. 
Gräfin v. Dyhrn aus „Höfendorf. Handl. ⸗ 
Commis Siegert a. Liegnigz. — Hotel zum 
blauen Hirſch: Gutsbeſ. v. Kobierzycki a. 
Polen, Neumann a. Krappitz. Fr. Gutsbdeſ. 
Hoffmann a. Racendowo. Juſtiz⸗Kommiſſ. 
Bernhard a. Gneſen. Maler v. Nekowski a. 
Berlin. Oberamtm. Richter aus Glogau. 
Kaufl. Krumſchmidt a Frankfurt Hertel a. 
Ellguth. Part. Hanke aus Oberſchleſien. — 
Hotel zu den drei Bergen: Kaufl. Ma: 
rion a. Berlin, Etzrodt a. Frankfurt a. M., 
Obermann a. Stettin, Pröbſting a. Lüden⸗ 
ſcheid. — Zettlitz's Hotel; Profeſſor 
Reichel a. Gnadenfeld. v. Gieraldowski aus 
Polen. — Hotel de Saxe: Rentmeiſter 
Schöneich a. Glumbowitz. Lieut. v. Walther 
a. Neuſtadt. Kaufm. Oelsner aus Berlin. 
Sekretär Oelsner a. Peterswaldau. — Röh⸗ 
nelt's Hotel: Forſt⸗Kand. Mentzel a. Bran⸗ 
denburg. — Zwei goldene Löwen: Kaufl. 
Levin a. Liegnitz, Haberkorn u. Neiſſe. Kan⸗ 
didat Klotz aus Beuthen O.⸗S. — Deut: 
ſches Haus: Juſtizrath. Porſch a. Krappitz. 
Juſtiz⸗Kommiſſ. Rüppelt aus Frankenſtein. 
Rechnungsführer Koszewski aus Warſchau. 
Regier.⸗ und Schulrath Schultz aus Oppeln. 
Eigenth. Rapp aus Heinzendorf. — Gol⸗ 
dner Zepter: Paſtor Behrendt a, Völſchow. 
Generalpächter Biebrach u. Apoth. Grünha⸗ 
gen a. Trebnitz. Oekonom Nowacki a. Kar: 
czewo. — Weißes Roß: Hauptm. Schade 
a. Stettin. Oberförſter Rudolph a. Bechau. 
Avoth. Steminger a. Levin. — Goldener 
Baum: Gerichtsſekr. Kluczuh a. Schiniſchow. 

Privat⸗ Logis. Karlsſt. 201 a. Schwei⸗ 
nie a. Herrnhuth. — Albrechtsſtr. 33: Juſtiz⸗ 
Kommiſſ. Schramm aus Strehlen. Kaufm. 
Haack a. Berlin. 

Den A). Juni. Hotel zur goldenen 
Gans: Sanitätsrath Dr. Schäffer a. Hirſch⸗ 
berg, Gutsbeſ. v. Laszezynski a. Grabowo, 
Gr. v. Skorzewski a. Großherz. Poſen. Ihre 
Durchl. Fürſtin v. Hatzfeldt a. Trachenberg. 
Rittmeiſter von Korckwitz aus Kummelwitz. 


Cours Bericht vom 21. Jun 1847. 
Fonds und Geld: Cours. 


Poſener Pfendbrieſe 3¼ % 93 Br. 


Breslauer 


Friedrichsd'or, preuß. 223, Win. Schleſ. dito 3 ½ % 98% u. „ bez. 
Louisd' or, vollw. 111 /, Gld. “| bite dito 4% Lat. B. 102%; Br, 
En t 99% Br. dito dito 3% % dito 95% Br. 
eftes. Banknoten 103 ¼ Br. Poln. Pfdbr., alte 4% 655 Gld. i 
Staatsſchuldſcheine 3 ½ % 92% Gld. dito dito neue 4“ da Gld. 
Seeh.⸗Pr.⸗Sch. à 50 Thl. 95 % Gld. % Br. dito Part. ⸗L. & 300 Fl. 96 % Gd. 
Bresl. Stadt⸗Obligat. 3 ¼ % — dito dito d 500 Fl. 80% Br. 
dito Gerechtigkeits 4½ % 96% Br. dito P.⸗B.-C. à 200 Fl. 17 Br. 
Poſener Pfandbriefe 4% 106 bez. u. Br. Nſſ.⸗Pin.⸗Sch.⸗Obl. i. S.⸗R. 4% 81% Gld. 
Siſenbahn⸗ Aetien. 


Sberſchief. Tat A. 7% Wolltingez. 104 0 Old. Nheiniice 1% — 


dito Prior. 4% 96 Br. dito „St. Zuf.⸗Sch. 4% — 

dito Lite, B. 4% 98 % Gld. Keln⸗Seden Sue 70. 93% Br. 
Bresl.⸗Schw.⸗Freib. 4% 101 ½ Br. SAL. Schl. (Drs. Get.) Juſ.-Sch. 4% 99% Win, 

dito dito Prior. 4% 96 Br. Nſſe.⸗Brieg. Zuf.⸗Sch. 4% 64% etw. bezeu. Br. 
Niederſchleſ Märk. 4% 87% Br. Y, Gl. Krak.⸗Oberſchl. 4% 76 bez. u. Sid. % Br. 

dito dito Prior. 5% 102% Br. Poſen⸗Starg. Zuſ.⸗Sch. 4% 84 Br. 

dito Zwgb. (Sl.⸗Sag.) — Fr. Wilh. Nordb. Zuſ.⸗ Sch. 4% 72 ¼ Gd. 
Wiülhb. (Koſel⸗Oderb.) 4% — 


Breslauer Wechſel⸗Courſe vom 21. Juni 1847. 


Amſterdam in Courant, 2 Mon., 250 FT l. 1 . — Briefe. 140 . Old. 
Hamburger in Banko, 300 M., a vistis — „ II „ 
dito dito DRM. een 5 3 — „ 149% „ 
London 1 Pfund Sterl. 3 Moũ᷑ n. 6. 22% „ — ” 
aris 2 Mon . — — 5 
F EPEFTERN IR VOENSER 102% „ 102 2 
Berlin, M Wists „„ „ RR ES — 7 99% „ 
dito 2 Won. N ET — . n 

Breslauer Getreide⸗Preiſe vom 21. Juni 1847. 


* Beſte Sorte. „Mittle Sorte. Geringſte Sorte. 
Wehen, weber. BEL. 15 Sg. — DI Fall. 5 Sg. — pf. 5 Kü. . eg. — Pi. 
dito gelber .* n 12 wei ze 5 ” 3 Se a 4 7 25 „ 
Bruch 5 eizen SL, y 75 27 67. 6 ” 4 " 25 7 u 4 7 20 „ 
Roggen ee 4 m 27 ın 6 7 4 „ 18% % 1 10 Mr 
Gerſte 4 W ee 3 7 22 „ 6 3 7 17 „ 6 " 
Hafer 14% e. Liu aun - 18 + Te 


Univerſitäte⸗ Sternwarte. 2 2 


eo Thermometer ’ 

N Ve At MT A er wind. | Sewoelt. 

wm || ic | urn 

Abends 10 uhr. 27 5, 50 + 15, 35 14, 0% 1 e 0, N HainHeiter 

Morgens 2 4.4404 14, 40 T 13, 0% 0, 2 fe N abw. Ng. Gwtr 
litt. 2 uhr. 3, 940 15, 00 14 2 0, 4 23 Nfüberw. Regen 

‚Minimum 3, % 16 04 12 6 0, 2 40 . 

Maximum 5, 340 15, 500 / 18, 2] 1. 0 27 


Temperatur der Oder 7 13, 6 


Landtags-Angelegenbeiten. 


Sigung der Kurie der drei Stände am 
16. Juni. . 

Die e um 10 Uhr unter Vorſitz des 
Marſchalls v. Rochow mit Verleſung des Protokolls 
der geſtrigen Sitzung, welches von der Verſammlung ge 
nehmigt und anerkannt wird. 

Die Kurie geht nunmehr zur Fortſetzung der geſtern 
abgebrochenen Berathung über. 

Referent: 


8 15. 

Vertretung der Judenſchaften in Stadtgemeinden. 

Wenn in einer Stadt, in welcher eine der beiden 
Städte⸗Ordnungen gilt, ſich ſo viele wahlberechtigte Bür⸗ 
ger jüdiſchen Glaubens befinden, daß ſie mindeſtens diejenige 
Zahl der ſtädtiſchen wahlberechtigten Bürgerſchaft erreichen, 
welche eine Theilung der Geſammtzahl der letzteren durch 
die Zahl der Stadtverordneten ergiebt, ſo kann auf den 
Grund einer zwiſchen den ſtädtiſchen Behörden und dem 
Vorſtande der Judenſchaft unter Zuſtimmung der Repräſen⸗ 
tanten ftattfindenden Einigung den jüdiſchen wahlberechtig⸗ 
ten Bürgern geſtattet werden, einen oder nach dem ange⸗ 
gebenen Verhaͤltniſſe auch mehrere Verordnete nebſt Stell⸗ 
vertretern aus ihrer Mitte zu wählen, welche in der Stadt⸗ 
verordneten Verſammlung in allen, nicht das chriſtliche Kir⸗ 
chen⸗ und Schulweſen betreffenden Angelegenheiten Sitz und 
Stimme haben; dagegen ſcheiden alsdann die Juden bei 
den Wahlen der übrigen Stadtverordneten, deren Zahl ſich 
nach Maßgabe der eintretenden jüdiſchen Verordneten ver⸗ 
mindert, als Wähler und Wahl⸗Kandidaten aus, 

Das Ergebniß einer ſolchen Vereinbarung unterliegt 
der Beſtätigung der Regierung und iſt in das ſtaädtiſche 
Ortsſtatut aufzunehmen. 

Bei der ſeitens der Juden ſtattfindenden Wahl von 
Verordneten aus ihrer Mitte finden die Vorſchriften und 
Bedingungen Anwendung, welche für die Stadtverordneten⸗ 
ae überhaupt an dem betreffenden Orte maßgebend 
ind, 


Gutachten der Abtheilung. 

Wenngleich es den ſtädtiſchen Behörden und Vorſtän⸗ 
den der Juden nur anheim gegeben und in deren freien 
Willen geſtellt iſt, Vereinbarungen zu treffen, nach welchen 
die Juden in Beziehung auf die Verwaltung der ſtädtiſchen 
Angelegenheiten ihren chriſtlichen Mitbürgern gegenüber eine 
beſondere Corporation bilden würden, ſo iſt doch auch dem 
Gedanken an die Möglichkeit der Hinwirkung königlicher 
Behörden auf die Bildung ſolcher Corpoeationen nicht aller 
Raum abgeſchnitten. Wenn nun ſchon oben in der Einlei⸗ 
tung und bei § 1 zur Sprache gekommen, daß Ver⸗ 
einbarungen, wie ſie der in Rede ſtehende Paragraph ſta⸗ 
tuirt, zu offenbaren Rechtskränkungen der einzelnen Ju⸗ 
den führen und dem öffentlichen Intereſſe entgegen ſein 

würden, ſo mußte ſich die Abtheilung hier noch beſonders 
vergegenwärtigen, daß in dem Falle ſolcher Vereinbarungen 
in der Bürgerſchaft eine Judenſchaft beſtehen, in der Stadt⸗ 
verordneten -Verſammlung nicht blos Repräſentanten der 
Bürgerſchaft, ſondern auch Repräſentanten der Judenſchaft 
ſitzen und die Städte⸗Ordnung in ihren weſentlichſten Be⸗ 
ſtimmungen aufgehoben ſein würde. Dieſe Betrachtung 
führte zu dem einſtimmigen Beſchluſſe: 

daß der § 15 ganz und gar zu ſtreichen ſei. 

Die Dispoſition dieſes Paragraphen iſt zwar nur als 
eine fakultative hingeſtellt, indeſſen kann dieſelbe durch Inter⸗ 
pretation auch bald einen verpflichtenden Charakter annehmen. 
Was das Gouvernement hier als zuläffig ausgeſprochen, hat 
daſſelbe auch für zweckmäßig erachtet, und was von ihm als 
zweckmäßig erachtet iſt, darauf könnten die Unterbehörden ſich 
lange verpflichtet fühlen hin zu wirken. Immerhin mag bei 


dem Entwurf dieſes Paragraphen die beſte Abſicht obgewaltet 


haben, ſowehl in Bezug auf die Juden, als auch in Bezie⸗ 
hung auf das allgemeine Staatswohl. Aber das Mittel, 
welches zu deren Erreichung gewählt worden, iſt ſolchem 
Zwecke nicht entſprechend, denn es führt zu einer Separation 
der Juden von den Chriſten, über welche oft geklagt worden 
und gewöhnlich den Juden Schuld gegeben iſt. Im Laufe 
unſerer Debatte ſind wir zu der Ueberzeugung gekommen, daß 
ein Theil dieſer Schuld uns ſelhſt trifft und den bisherigen 
Stand unſerer Verfaſſung und Geſetzgebung. Sind wir zu dieſem 
Schluſſe bisher nur indirekt gekommen, ſo finden wir in dem 
vorliegenden Geſetz⸗Paragraphen die ſo oft beklagte Separa⸗ 
tion direkt ausgeſprochen und ſanktionirt. Abgeſehen hievon 
iſt noch ein umnand ins Auge zu faſſen. Nach der bisheri⸗ 
gen Verfaſſung der Städte hatten die Juden, und zwar von 
allen in dem preußiſchen Staate lebenden mehr als die Hälfte 
derſelben, das Recht, einzeln für ihre individuelle Perſon an 
der ſtädtiſchen Verwaltung Theil zu nehmen. Dieſes ihr in- 
dividuelles Recht, an der Verwaltung der ſtädtiſchen und ihrer 
eigenen Angelegenheiten Theil zu nehmen, ſoll ihnen künftig 
durch einſeitigen Beſchluß ihrer Vorſtände und Repräſentan⸗ 
ten, durch deren Vereinbarung mit dem Magiſtrat entzogen 
werden konnen. Dies widerſtreitet dem Rechtsprinzipe, und 
die eben gemachten Bemerkungen werden hinreichen, um die 
hohe Verſammlung für die Annahme des Vorſchlages zu ſtim⸗ 
men, der von der Abtheilung gemacht worden iſt. 

Abgeordn. Merkens: Der geſtern von der Miniſter⸗ 
bank gehörten 9 Rede wird ohne Zweifel ver⸗ 
dankt, daß die F 2 bis 14 des vorliegenden Geſetzes 
mit ſo großer Majorität von uns angenommen worden 
ſind. ir haben dadurch unſer Beſtes gethan, um mit 
echt chriſtlicher Liebe dem Judenthum in kirchlicher Hin⸗ 


ſicht Form und Geſtalt zu geben und auf dieſe Weiſe 


die Verheißung der heiligen Schrift zu erfüllen, die uns 
die Unzerſtörbarkeit dieſes Volkes Gottes verkündet hat. 
Vom Standpunkte des chriſtlichen Staats aus betrach⸗ 
tet, og dies recht fromm, aber mehr noch inkonſequent 
ſein. Denn wenn beim § 15 dieſem allzu gutmüthigen 


Wirken nun auch eine politiſche Richtung gegeben wer⸗ 


den wollte, ſo würde der politiſche Staat im Gegentheil 
fo unchriſtlich ſtaatsklug fein und dem chriſtlichen Staat 
each feinen Willen den guten Dienſt erweiſen, das Ju’ 
entbum als ſolches nicht kirchlich zu organiſiren, an 
der Reparatur ſeines hinfälligen Tempels nicht mitzu⸗ 


arbeiten, ſondern an demfelben den Zahn der Zeit unge⸗ 


ſtört fortnagen zu laſſen. Der politiſche Staat würde 
ferner die große Beifälligkeit ſeitens der Judenſchaft, 
welche der Herr Oberpräſident von Potsdam uns ſo ge⸗ 


1606 
rühmt hat, bedenklich und für eine Aufforderung gehal⸗ 


ten haben, ſchärfer über die Konſequenzen nachzudenken. 


* 


. Stimmen: Nicht abgeleſen.) 8 

Der politiſche Staat würde vielmehr alsbald erkannt 
haben, daß auf dieſem Wege die unerwünſchte Abſonde⸗ 
rung und iſolirte Nationalität der Juden immer mehr 
gefördert werde und neue Nahrung erlanges ja daß auf 
dieſem Wege das Chriſtenthum die Amme werde, an der 
das neue Judenthum ſich nähre und ſo zu erneutem 
Leben groß gezogen werde. Der politiſche Staat würde 
die Juden als ſolche ignoriren und ihnen eben als be⸗ 
zahlende Mitglieder des Staats alle politiſchen Rechte 
ungekränkt einräumen. Ich muß daher gegen den 15. 
Paragraphen ſtimmen, weil er auf dieſem Wege fort⸗ 
fährt, das politiſch zu thun, was kirchlich ſchon gethan 
iſt: abſondern. 

Regier.⸗Kommiſſar Brüggemann: Es iſt mir 
zwar nicht völlig gelungen, die Anſecht des geehrten Red⸗ 
ners, der ſo eben die Tribüne verlaſſen hat, aufzufaſſen; 
wenn ich mich jedoch nicht irre, ſo hat er eine Inkonſe⸗ 
quenz darin finden wollen, daß der chriſtliche Staat die 
religiöfen: Verhältniſſe der Juden ordne und durch die 
Feſtſtellung ihrer äußeren Verhältniſſe ihnen zugleich die 
Möglichkeit gewähre, ſich weiter zu entwickeln, während 
nach dem Ausſpruche des Stifters des Chriſtenthums 
dieſes Volk in ſeiner Zerſtreuung dem Zahne der Zeit 
überlaſſen werden ſolle. Eine ſolche Anſicht würde aber 
ſowohl dem Rechtsbegriffe des Staates, als dem von 
mir geſtern entwickelten chriſtlichen Prinzip widerſprechen. 
Das Rechts-Prinzip gewährt auch anderer als chriſtli⸗ 
cher religiöſer Ueberzeugung Schutz, indem es die Ge⸗ 
wiſſensfreiheit ſicherſtellt, das chriſtliche Prinzip verlangt 
Duldung. Der chriſtliche Staat glaubt nicht durch 
Verletzung des Rechts und der Liebe der Vorſehung in 
der Ausführung ihrer Beſchlüſſe zu Hülfe kommen zu 
müſſen; wenn er ſeine Pflicht erfüllt hat, überläßt er 
jener höheren Hand, welche über den Schickſalen der 
Menſchen waltet, in welcher Weiſe ſie ihre Rathſchlüſſe 
zur endlichen Erfüllung bringen will. 

5 (Von einigen Seiten Bravoruf.) 

(Von den nun drei folgenden Reden für den Weg⸗ 
fall des $ 15 theilen wir nur eine mit.) 

Abgeordn. Möwes: Schon dei Gelegenheit der 
Beſprechung des Geſetz-Entwurfes im Allgemeinen habe 
ich mich gegen das Abſonderungs-Prinzip ausgelaſſen, 
das in dieſem § 15 hauptſächlich hervortritt. Es iſt 
mir unerklärlich, wie man in unſerer Zeit auf ſolche 
Prinzipien geräth, während unſere Geſetzgebung es ſich 
ſchon längſt zur Aufgabe gemacht hat, alle Verſchieden⸗ 
heiten zu beſeitigen und zu verſchmelzen, die zwiſchen 
Juden und Chriſten in bürgerlicher Beziehung beſtehen. 

(Lauter!) 

Mir iſt nicht bekannt, daß daraus ſchon ein Nach⸗ 
theil hervorgegangen wäre. Ich befürchte aber, daß, 
wenn ſolche Grundſätze wieder Platz greifen, man zu 
der Zeit zurückkommen wird, in welcher den Juden 
ein beſtimmtes Stadt⸗Revier zur Wohnung angewieſen 
wurde. Ich frage, ob man nicht mit Bedauern auf 
ſolche Städte hinblicken muß, in welchen ſolche Be⸗ 
ſchränkungen verfaſſungsmäßig noch ſtattfinden, ob man 
nicht bedauern muß, daß die Bundes⸗Geſetzgebung, die 
ſchon längſt den Juden eine Verbeſſerung ihrer Lage 
verſprach, noch nicht Bedacht darauf genommen hat, 
jene Verheißung zu erfüllen, und darauf hinzuwirken, 
daß in dem Juden das Menſchenrecht geehrt wird. 
Abgeſehen davon, erachte ich dafür, daß dieſe Beſtim⸗ 
mung des § 15 der bisherigen Geſetzgebung vollſtändig 
widerſpricht. Ohne allen Zweifel ſollen die Juden nach 
dieſem Paragraphen nur in ihrem Verhältniſſe als 
Stadtbürger betrachtet werden. Sie ſind daher auch 
nur nach der Verfaſſung der Ortſchaften, wo ſie ſich 
niedergelaſſen haben, zu beurtheilen. In dieſer bürger⸗ 
lichen Beziehung ſchreibt aber ſchon die Stüdte⸗Ord⸗ 
nung vom 19. November 1808 vor, daß die jüdiſchen 
Bewohner der Städte nur nach der Städte-Ordnung 
beurtheilt werden ſollen. Dieſes Geſetz hat längſt alle 
Verſchiedenheiten zwiſchen Juden und Chriften aufge⸗ 
hoben. Es kennt keine Judenbürger und keine Chri⸗ 
ſtenbürger. Es würde daher das Grundprinzip der 
Städte⸗Ordnung umſtoßen heißen, wenn man wieder 
Verſchiedenheiten zwiſchen Juden und Chriſten in bür⸗ 
gerlicher Beziehung wollte eintreten laſſen und dem 
vorliegenden Grundſatze Geltung zu verſchaffen geneigt 
wäre. Die Einleitung zut Städte⸗Ordnung giebt ſchon 
zu erkennen, daß der Geſetzgeber die Abſicht gehabt 
hat, jede Verſchiedenheit, nicht allein die aus den kon⸗ 
feſſionellen Unterſchieden hervorgehende, ſondern über⸗ 
haupt alle das Bürgerthum angehende Verſchiedenhei⸗ 
ten aufzuheben, ſie mögen einen Grund haben, welchen 
ſie wollen. Die Städte⸗Ordnung hat in der Bürger⸗ 
gemeinde einen feſten Vereinigungspunkt bilden wollen, 
in welchem alle Intereſſen zu vereinigen, und um wel⸗ 
chen ſich alle Bürger zu ſammeln haben, um Theil zu 
nehmen an der gemeinſamen Verwaltung der ſtädtiſchen 
Angelegenheiten. 5 ; zul 

Der § 5 der alten Städte Ordnung vom Jahre 
1808 theilt die Einwohner der Städte nur in Bürger 
und Schutzverwandte und macht keinen Unterſchied, ob 
fie Juden oder Chriſten find. Im § 6 wird, wie vor⸗ 
her geſagt, ausdrücklich feſtgeſezt, daß alle Bürger, 
ohne Unterſchied der Religion, nach der Städte⸗Ord⸗ 


nung und nach der Verfaſſung des Ortes, in welchem 


fie wohnen, behandelt werden ſollen. Der $ 16 fett 
ausdrücklich feſt, daß es nur ein Bürgerrecht geben 
ſoll. Er lautet dahin: 8 
„In jeder Stadt giebt es künftig nur ein Bür⸗ 
gerecht. Der Unterſchied zwiſchen Groß⸗ und 
Klein⸗Bürgern und jede ähnliche Abtheilung der 
Bürger in mehrere Ordnungen wird daher hier⸗ 
durch völlig aufgehoben.“ | 
und der fo eben an dieſer Stelle erwähnte $ 73: 
„Die Wahl der Stadtverordneten nach Ordnungen, 
Zünften und Corporationen in den Bürgerſchaften 
wird dagegen hierdurch völlig aufgehoben. 
nehmen an den Wahlen alle ſtimmfähigen Bürger 
Antheil, und es wirkt Jeder lediglich als Mitglied 
der Stadtgemeinde, ohne alle Beziehung auf Zünfte, 
Stand, Corporation und Sekte.“ 178 
Die revivirte Städte⸗Ordnung läßt in Beziehung 
auf dieſen § 73 zwar zu, daß die Bürger nach Klaſſen 
zu Stadtverordneten gewählt werden können, aber ! 
bezweifle, daß man hierbei die Abſicht gehabt hat, eine 
konfeſſionelle Verſchiedenheit eintreten zu laſſen, 
glaube vielmehr, daß man nur die Klaſſen im Sinne 
gehabt hat, die aus der gewerblichen Beſchäftigung oder 
ſonſtigen Verhältniſſen der Bürger hervorgehen. 
$ 110 der alten Städte⸗Ordnung ſetzt endlich aus- 
drücklich feſt: 
„Die Stadtverordneten find im vollſten Sinme 
Vertreter der ganzen Bürgerſchaft, mi 
ſo wenig Vertreter des einzelnen Bezirks, der fie 
gewählt hat, noch einer Corporation, Zunft u. ſ. Wr 
der ſie zufällig angehören.“ 7 
Dies u. ſ. w. bezieht ſich natürlich auf den Aub 
druck Sekte, der im § 73 gebraucht iſt. — 
Aus allen dieſen Beſtimmungen glaube ich die Be 
hauptung herleiten zu müſſen, daß dieſer Paragraph 
des Geſetz⸗Entwurfs ohne Aufhebung, ohne Gefährdung 
des Prinzips der Städte⸗Ordnung nicht ſtehen bleiben 
kann. Jedenfalls fragt man ſich, wie man zu eine 
ſolchen Beſtimmung kömmt und welche Vortheile 
gewähren ſoll. Es iſt mir in der That nicht möglich 
geweſen, mir dieſe Frage zu beantworten, und dies 
ſo weniger, als wir vielfach die Erfahrung gemacht 
haben, daß auch die Bürger jüdiſchen Glaubens fl 
auf das thätigfte der ſtädtiſchen Angelegenheiten anneh? 
men. Beſonders haben wir in unſerer Stadt 
immer die Erfahrung gemacht, daß die Mitglieder der 
Judenſchaft, die ſich in der Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung befunden haben und noch befinden, es ſich nicht 
zur Aufgabe geſtellt haben, die Intereſſen der Juden 
zu befördern, ſondern ſich auf das Eiftigſte aller ſtäbl 
ſchen Angelegenheiten anzunehmen, und redlich bemüͤh 
find, die allgemeine Wohlfahrt zu befördern. Ich kamm 
daher in dieſem Paragraphen wahrlich keinen Fortſch 
in der Geſetzgebung erblicken. Rückſichtlich derjenigen 
Provinzen, in welchen das Edikt vom Jahre 1817 
geltend iſt, möchte das Unternehmen, den Gegenben 
zu führen, gewiß die Ueberzeugung hervorrufen, daß 
durch dieſen Paragraphen ein Rückſchritt gemacht wel 
den würde. Diejenigen ſtaatsrechtlichen und mor 
ſchen Grundſätze, welche 1812 zuerſt Anlaß gaben 
eine Beſeitigung aller Verſchiedenheiten zwiſchen de 
Chriſten und Juden in bürgerlicher Beziehung zu 
wirken, und die darauf berechnet waren, die Entwich 
lung der Letzteren als Staats = Bürger zu befördern 
aber auch alle nationalen Eigenthümlichkeiten mega 
aufzulöfen, dieſelben Grundfäge, ſage ich, müſſen au 0 
heute noch vorwalten und veranlaſſen mich 0 * 


gegen die Beſtimmung des Geſetz⸗Entwurfs zu 
(Ruf zur Abſtimmung.) 


Abgeordn: Grabow: Ich will mich dem Abschuß 


der Diskuſſion nicht entgegenſetzen, weil die Rech 3 


3 2 2 > ia, dv 
Nützlichkeits⸗ und inneren Nothwendigkeit⸗ Grin an⸗ 


dem geehrten Redner vor mir ſo vollſtändig aue ird 

der geſetzt find, daß ich glaube, der Paragrap * 

einſtimmig verworfen werden. 1 bat 
Marſchall: Der Herr Abgeordnete Kanit At. 


noch das Wort, ich weiß nicht, ob er darauf hi 
..  (Abgeordn, Kanitz verzichtet auf das e, fallen 
Die Abtheilung hat vorgeſchlagen, den 9 a % e 
zu laſſen. Ich bitte diejenigen, welche nag 
beiſtimmen, aufzuſtehen. N 


k amig angenommen.) 
(Der Antrag wird faſt einſtimen deen; e 


18, bleibt aber ohne 


Geſetz⸗Entwurfs vor): 
Im Gutachten u 
A 5 
30 Goubelnemen Hinfctlich des Unterrichtsweſens der 
h 5 a 
655 1 früher eigen geweſen. Dies ſei [hen au 
ner Zufammenhaltung d 
zur Denkſchriſt S 
fkripte entnehmen. 
die allgemeinen geſetzlchen Beſtimmungen über de 
richt auch für die Juden als maßgebend 
re zu deren Beobachtung und ne, 
ein, gehe die Tendenz des letzteren Reſkr ptes 


es S. 13: „In Beziehung auf daß 


—ͤ—— — 
5) S. Nr. 138 der Bresl. Ztg. 


| 


| 


mäßigen Schulbeſuch halten würde. 


\ 


zu verbannen. Der Geiſt dieſes Reſkriptes finde 
em Geſetz⸗Entwurfe und deſſen Motiven wieder. Es 
fel in den letzteren, namentlich S. 30 der Denkſchrift, die 
Zuweiſung der jüdiſchen Kinder zur chriſtlichen Schule nur 


werd 
fon 


dis Ausweg bezeichnet und die Errichtung eigener Schulan⸗ 


Raktın für die jüdischen Kinder geradehin für zweckmäßig 

rt. Dieſe Bemerkungen riefen gegen das Gouvernement 
lebhafte Reklamationen hervor. Die Abtheilung bekannte 
fo u einem entgegengefegten Prinzipe, weil die Trennung 
der dischen von der chriſtlichen Schuljugend ebenfalls zu 
er ſcharferen Abſonderung der Juden von den Chriſten 
Überhaupt führen würde und die Erfahrung eine ſolche Tren⸗ 
g nicht gebiete, vielmehr lehre, daß die Theilnahme der 
lüdiſchen Kinder an dem unterrichte der christlichen dieſen 
Nitgendg geſchadet, auf jene dagegen nur vortheilhaft einge: 
Birke habe. — Wenn daher auch die $$ 25 und 26, als den 
nenen geſetzlichen Beſtimmungen entſprechend, zu keiner 
& nnerung Veranlaſſung gaben, ſo fand doch die Beſtim⸗ 
mung des § 27 keinen Anklang, indem dagegen Folgendes 
ervorgehoben wurde:“ 


Marſchall: Ich frage, ob gegen den § 25 und 
20 etwas zu bemerken iſt? 


Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Nach dem 
eben verleſenen Gutachten hat ein Mitglied der Abthei⸗ 
lung darauf aufmerkſam gemacht, daß das Gouverne⸗ 
ment in neuerer Zeit offenbar hinſichtlich des Unter⸗ 
tichtsweſens der Juden eine andere Anſicht gewonnen 
habe, als ihm früher eigen geweſen ſei. Ich würde 
auf dieſe Anſicht eines einzelnen Mitgliedes der Abthei⸗ 
lung nicht zurückkommen, wenn nicht Folgerungen da⸗ 
raus abgeleitet würden, und weiter der Vorwurf gegen 
das Gouvernement dadurch begründet werden follte, als 
gehe deſſen Tendenz dahin, beſondere jüdiſche Glaubens⸗ 
ſchulen ins Leben zu rufen und die jüdiſchen Kinder 
aus den Schulen, welche von Kindern chriſtlicher Eltern 
beſucht werden, zu verbannen, eine Tendenz der Ab⸗ 
Onderung, die ſich überhaupt in dem Geſetzentwurf und 
den Motiven wiederfinde. Ich finde hinreichende Ver⸗ 
Anlaffung, der Verſammlung Einiges über den Gang 
mitzutheilen, den das Gouvernement in ſeinen Beſtim⸗ 
mungen über das jüdiſche Unterrichtsweſen befolgt hat. 
Vielfach und andauernd wurde die Erfahrung gemacht, 
daß die Juden nicht geneigt waren, ihre Kinder in den 
öffentlichen Schulen unterrichten zu laſſen. Es kann 
dazu die Beſorgniß Veranlaſſung gegeben haben, die 
Kinder möchten durch den Beſuch christlicher Schulen 
dem Chriſtenthume zugeführt werden. Eine eben fo 
wirkſame Veranlaſſung ſcheint aber darin gelegen zu 
haben, daß die Privatſchulen nicht leicht mit der Strenge, 
mit der fortdauernden Wachſamkeit beaufſichtigt werden 
können, wie öffentliche Schulen. Dieſe in der Natur 
der Sache begründete geringere Strenge der Beaufſich⸗ 
tigung der Privatſchulen machte es den Juden leichter, 
die Kinder dem Schulunterrichtee zu entziehen und ſie 
für ihre beſonderen Intereſſen, für den Handel, zu be⸗ 
nutzen und überhaupt die Vorſchriften hinſichtlich des 
Schulzwanges zu umgehen. Ein dritter Grund lag 
darin, daß ſie eine Privatſchule, den wohlfeilſten Leh⸗ 
ker und einen ſolchen annehmen konnten, welcher in ſei⸗ 
nem abhängigen Verhältniſſe minder ſtreng auf regel⸗ 
Dieſe Wahrneh⸗ 
mungen veranlaßten das Gouvernement, darauf hinzu⸗ 
wirken, die jüdiſchen Kinder, den allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen gemäß, den öffentlichen Schulen zuzuführen, zugleich 
aber auch die Privatſchulen- und insbeſondere die An⸗ 
nahme der Lehrer an denſelben ſchärfer zu kontroliren. Die 
Aufnahme der jüdiſchen Kinder in die chriſtlichen Schulen 
konnte aber auch von Seiten der chriſtlichen Eltern Schwie⸗ 
rigkeiten finden und deshalb die Fortdauer des Privatſchul⸗ 
weſens der Juden Begünſtigung finden. Wir haben 
von einem Redner aus der Mitte der hohen Verſamm⸗ 
lung gehört, daß eine nähere Berührung mit Juden, ein 
näherer Umgang mit denſelben unangenehm ſein kön⸗ 
ne; auch chriſtlichen Aeltern mag der nähere Verkehr 
ihrer Kinder mit den in die Elementarſchulen eintreten⸗ 
den jlldiſchen Kindern nicht angenehm geweſen und des⸗ 
halb die Aufnahme derſelben eben nicht erleichtert wor⸗ 


den ſein. Unter dieſen Verhältniſſen war eine Hinweiſung 
der jüdiſchen Kinder in die chriſtlichen Schulen, welche 
häufig auch nicht einmal den erforderlichen Raum 
darboten, nicht von dem gewünſchten Erfolge, und da 
in jener Zeit den jüdiſchen Glaubensgenoſſen das Recht 
zur Errichtung öffentlicher Schulen nicht zuſtand, fo 
blieb nur übrig, das Privat⸗Schulweſen derſelben mög⸗ 
lichſt zu verbeſſern. Mehrere Verordnungen ſollten 
darauf hinwirken, insbeſondere die Beſtimmungen, daß 
ie mit den Privatlehrern abzuſchließenden Kontrakte 
der Aufſicht der Regierung unterworfen würden, 
um dem willkürlichen Entlaſſen derſelben wenig⸗ 
ſtens einigermaßen vorzubeugen. Dieſer Zuſtand hat 

rtgedauert bis in die neueſten Zeiten, und immer 
von neuem beſtätigt, daß, ſo lange den chriſtlichen 
Schulen gegenüber jüdiſche Privatſchulen beſtehen, es 


nicht möglich ſein werde, genügenden Erfolg des Un⸗ 


terrichts für die jüdiſchen Kinder zu ſichern. Es 
würde dadurch von ſelbſt der Weg zur Erreichung beſ⸗ 
erer Erfolge angedeutet, nämlich neben der Förderung 
der Aufnahme jüldiſcher Kinder in die allgemeinen öffent⸗ 
lichen Schulen das Privat-Schulweſen durch Geſtat⸗ 
tung öffentlicher jüdiſcher Schulen zu beſchränken, zumal 
diele jüdische Gemeinden dies ſelbſt als das Beſſere aner⸗ 
annten und wegen der in den Privatſchulen fortdauern⸗ 
den Unordnung wiederholt die Bitte ausſprachen, öf⸗ 
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fentliche Schulen errichten zu dürfen, wie dies in der 
Provinz Poſen ſeit der Verordnung vom Jahre 1833 
ſchon geſtattet war, der Geſtattung ſolcher Schulen mit⸗ 
hin nicht eine erſt in neuerer Zeit hervorgetretene Ten⸗ 
denz untergeſchoben werden kann. Bei den öffentlichen 
jüdiſchen Schulen konnte die Anſtellung und Entlaſſung 
der Lehrer, die Erhebung des Lehrer: Gehalts, die Ne: 
gelmäßigkeit des Schulbeſuches vollkommen geſichert wer⸗ 
den. — Aus dieſem Grunde und weil die jüdiſchen 
Gemeinden ſelbſt darauf antrugen, erſtattete der Mini⸗ 
ſter Eichhorn im Jahre 1842 über das jüdiſche Schul⸗ 
weſen an des Königs Majeſtät Bericht und bat um 
die Erlaubniß, an denjenigen Orten, wo die Verhält⸗ 
niſſe es wünſchenswerth erſcheinen ließen, unter biſon⸗ 
deren Bedingungen vorläufig im Wege der Dispenſa⸗ 
tion, bis der Gegenſtand im Wege der Geſetzgebung 
regulirt fein würde, die Errichtung öffentlicher jüdiſcher 
Schulen zu geſtatten. Dadurch ſollte der allgemeine 
Gtundſatz, die jüdiſchen Kinder den chriſtlichen Schu⸗ 
len zuzuführen, nicht beſchränkt werden, nur dem un⸗ 
geordneten Privat⸗Schulweſen wollte man ſteuern, und 
die beſondere jüdiſche öffentliche Schule ſollte nur da 
eintreten, wo der jüdiſche Schulunterricht in 
anderer Weiſe nicht gehoben werden könne, 
wie die Verfügung vom 14. März 1842 ausdrücklich 
vorſchreibt. Und wie iſt die dem Gouvernement von 
dem Abtheilungs Mitgliede untergeſchobene Tendenz ver⸗ 
folgt worden? Die hohe Verſammlung mag ſich ſelbſt 
hiervon durch die Angabe überzeugen, daß ſeit 1842 
bis heute in der ganzen Monarchie 3—4 ſolche Schu: 
len entſtanden ſind. — Ein anderes Motiv, die Er⸗ 
richtung öffentlicher jüdiſcher Schulen zu geſtatten, lag 
noch in dem beſonderen Verhältniß des jüdiſchen Me: 
ligions- Unterrichtes, deſſen Ertheilung man erleichtern 
wollte. Die jüdiſchen Kinder, die in chriſtlichen Schu⸗ 
len unterrichtet wurden, erhielten in dieſen keinen Re⸗ 


7 


ligions⸗ Unterricht; die Juden waren mithin in der 


Lage, neben den Koſten des gewöhnlichen Elementar⸗ 
Unterrichts noch die Beſoldung eines beſonderen Reli⸗ 
gionslehrers aufzubringen. Den Religionslehrer als 
ſolchen konnte der Staat nicht prüfen; er verlangt aber, 
damit der Unterricht nicht ungebildeten Männern über⸗ 
tragen werde, von dem jüdiſchen Religionslehrer den 


Standpunkt der Bildung, der von jedem Elementarleh⸗ 


rer verlangt wird. Wurde ein ſolcher jüdiſcher Reli⸗ 
gionslehrer gewählt, ſo lag es nahe, daß die jüdiſchen 
Gemeinden den Wunſch hegten, demſelben den Elemen⸗ 


tar⸗Unterricht auch anvertrauen zu dürfen, wogegen bei 


der nachgewieſenen Qualifikation auch gewiß nichts zu 


erinnern iſt. Wenn nun der Geſetz-Entwurf poſitiv 


ausſpricht, daß alle jüdiſchen Kinder den öffentlichen 
Ortsſchulen angehören, und negativ feſtſtellt, daß die 
jüdiſchen Glaubensgenoſſen in der Regel eine Abſonde⸗ 


rung von den ordentlichen Ortsſchulen nicht verlangen 
können, die öffentlichen jüdiſchen Schulen mithin nur 


als beſondere einzelne Ausnahmen geſtattet ſind, dies 
Recht dazu aber den Juden nicht verweigert werden 
darf, wenn ſie den Chriſten ſoweit als möglich gleich⸗ 


geftellt werden ſollen, fo überlaſſe ich es vertrauensvoll 


der Entſcheidung einer hohen Verſammlung, ob das Ge⸗ 


ſetz den Vorwurf verdient, daß es die jüdiſchen Kinder 


aus den öffentlichen Schulen habe ausſondern und jü⸗ 
diſche Glaubensſchulen habe befördern wollen. 

Referent Sperling: Was der Redner eben ge⸗ 
ſprochen hat, kann ich nicht für richtig erkennen. In 
Beziehung auf das, was er über Privatſchulen geäu: 


ßert hat, gebe ich zu bedenken, daß daſſelbe auf alle, 


auch die Privatſchulen der Bekenner chriſtlicher Konfef: 
ſion, Anwendungen finden könnte und man dergleichen 
Privatſchulen überhaupt nicht beſtehen laſſen würde, 
wenn ſie dem Zwecke nicht entſprechen könnten. Wenn 
einzeine Schulen ihre Zwecke nicht vollſtändig erfüllen, 
ſo liegt es gewiß oft auch an einem Mangel der Be⸗ 
auſſichtigung ſeitens der Behörde. Dieſes iſt es aber 


auch nicht, worauf es hier ankommt. Es iſt das Gut⸗ 


achten der Abtheilung angegriffen worden, inſofern als 
es auf zwei verſchiedene Reſkripte Bezug nimmt. In 
dem Älteren Reſkripte find die Juden⸗Kinder den ge: 


wöhnlichen Ortsſchulen zugewieſen. In dem neueren 


Reſkripte geht man davon ab, und leitet die Sache ba: 
hin ein, daß für ſie beſondere Konfeſſionsſchulen einge: 
richtet werden. Die Tendenz des letzteren Reſkripts iſt 
offenbar, wenn auch die ganze Disposition deſſelben nur 
fakultativ hingeſtellt iſt. Das königl. Minifterium der 
geiſtlichen Angelegenheiten hat wirklich die Abſicht, für 
jede Konfeffion beſondere Schulen ins Leben zu rufen. 
Es hat ſolche bereits in mehreren Fällen durch Aufhe⸗ 
bung der Simultanſchulen bethätigt. Es hat der Mi⸗ 
niſterial⸗Kommiſſar, welcher eben das Wort hatte, in 
der Abtheilung erklärt, daß fortan niemals der Fall 
vorkommen ſoll, daß bei einer katholiſchen Schule ein 
evangeliſcher Lehrer und umgekehrt angeſtellt werden 
fo. Dieſe Richtung des königl. Miniſteriums beklage 
ich aufs lebhafteſte, denn die Stärke des Staates be⸗ 
ruht auf der innigſten Verbindung ſeiner Mitglieder, 
und nirgends wird das Band zwiſchen ihnen ianiger 
geknüpft, als in der Schule. Stimme ich nun auch 
von Herzen für die Parität der Konfeſſionen, ſo finde 
ich doch andererſeits wahre Parität nur darin, daß die 


Schulen ſo eingerichtet werden, daß jeder Lehrer, ohne 


Unterſchied ſeiner Religion, nach Maßgabe ſeiner wiſ⸗ 
ſenſchaftlichen Bildung an derſelben Anſtellung finde, 
ein jeder Schüler, ohne Unterſchied der Konfeſſion, da⸗ 
rin ſeinen wiſſenſchaftlichen Unterricht erhalten kann und 
nur in Beziehung auf die Religion das beſondere Bes 
dürfniß jedes Einzelnen berückſichtigt wird. In dieſem 
Sinne will ich Parität gelten laſſe n, und fo wird fie 
gewiß auch von Anderen gebilligt werden. Werden 
dagegen für die einzetnen Konfeffionen beſondere Schu: 
len eingerichtet, ſo wird jene innige Vereinigung der 
Staatsbürger nicht nur gehindert, ſondern auch eine 
Sonderung derſelben geradezu herbeigeführt, und dieſe 
liegt nicht im Intereſſe des Staates. Sie iſt ihm 
nachtheilig und kann ihm, wie die Geſchichte lehrt, ſo⸗ 
gar gefährlich werden, weil ſie auf dem Gebiete der 
Religion ſtattfindet. Hiernach bitte ich das Gutachten 
der Abtheilung zu beurtheilen. 
(Bravo l) 

Regierungs-Kommiſſar Brüggemann: Ich bitte 
nur Weniges bemerken zu dürfen. Ich habe in der 
Abtheilung nicht ausgeſprochen, was künftig geſchehen 
ſolle, ſondern nur den beſtehenden Grundſatz ausgeſpro⸗ 
chen, wonach alle Elementarſchulen einen chriſtlichen 
konfeſſionellen Charakter haben und Simultan⸗Schulen 
nur in Fällen der Noth geſtattet ſein ſollen. Ich füge 
nur noch in Bezug auf die jüdiſchen Schulen hinzu, 
daß den Juden ja, wie man auch über den konfeſſio⸗ 
nellen Charakter der öffentlichen Schulen denken möge, 
dieſelben Rechte wie den Chriſten gewährt werden ſol⸗ 
len und es doch ſicherlich den Evangeliſchen, wie den 
Katholiken, geſtattet iſt, beſondere öffentliche Konfeſ⸗ 
ſions⸗Schulen zu errichten. 

Referent Sperling: Der geehrte Herr irrt von 
dem Gegenſtande ab. Wenn er glaubt, daß ich in Be⸗ 
ziehung auf ihn nicht die Wahrheit geſagt habe, fo 
berufe ich mich auf ein geehrtes Mitglied der Rhein⸗ 
Provinz, welches ein Beiſpiel von einer Schule ans 
führte, an der ein Lehrer anderer Konfeſſion angeſtellt 
iſt, und durch ſeine Bemerkung den Herrn Miniſte⸗ 
rial⸗Kommiſſar gerade zu jener Erklärung veranlaßte. 

Regierungs-Kommiſſar Brüggemann: Ich bes 
merke, daß es ſich hier nur um Elementarſchulen, nicht 
um Gymnaſien handelt. 

Eine Stimme (vom Platze): Auf meine Bemer⸗ 
kung, daß an den Gymnaſium in Koblenz ein Lehrer 
anderer Konfeſſion angeſtellt ſei, hat der Herr Regie⸗ 
rungs⸗Kommiſſar erklärt, daß dies fortan nicht geſche⸗ 
hen werde. f 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Ich wie⸗ 
derhole, daß hier von den Elementarſchulen die Rede 
iſt, nicht aber von den Gymnaſien. Das Faktum iſt 
übrigens richtig; ich habe dem Abgeordneten der Stadt 
Koblenz, als meine Behauptung, daß alle Gymnaſien 
einen beſtimmten konfeſſionellen Charakter hätten, ihn 
zu der Frage veranlaßte, wie es denn gekommen ſei, 
geſagt, daß an dem Gymnaſium zu Koblenz ein evan⸗ 
geliſcher Lehrer angeſtellt ſei, daß ich ihm die Verſiche⸗ 
rung ertheilen könne, es werde bei eintretender Erledi⸗ 
gung der Stelle, dem ſtiftungsmäßigen Charakter des 
Gymnaſiums gemäß, ein katholiſcher Lehrer angeſtellt 
werden. 

Abgeordn. Naumann: Die Grundſätze, welche 
die Abtheilung durch den Referenten entwickelt hat, 
muß ich überall theilen. Ich erkenne es wohl an, daß 
es nicht die Abſicht iſt, die Juden in eine andere Lage 
als die Chriſten in Beziehung auf ihre konfeſſionellen 
Bedürfniſſe zu bringen. Ich behaupte aber, daß der 
Geſetz⸗Entwurf in feinen Beſtimmungen, die hier von 
der Abtheilung angegriffen werden, doch von dem 
Grundſatze abweicht, der in Beziehung auf die chriſtli⸗ 
chen Schulen gegenwärtig gilt. Allerdings iſt es den 
chriſtlichen Kirchen-Gemeinden geſtattet, beſondere kon⸗ 
feſſionelle Schulen zu errichten; die Geſetze verpflichten 
aber die Schulverbände nicht, zu den Koſten für dieſe 
ſpeziell⸗konfeſſionellen Schulen beizutragen. Es kann 
allerdings eine katholiſche oder evangeliſche Gemeinde 
beſondere Schulen errichten, es folgt aber daraus nicht, 
daß die allgemeinen Schulverbände zu den Koſten bei⸗ 
tragen. Die Beſtimmungen, wie fie der Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf enthält, ſind aber anders. Hiernach ſoll die 
Staats⸗Regierung die Orts⸗Schulbehörden unter gewiſ⸗ 
ſen Bedingungen verpflichten können, für ein konfeſſio⸗ 
nelles Bedürfniß der Juden durch Gewährung von 
Geldmitteln zu ſorgen. Gegen dieſen Grundfag, glaube 
ich, muß man ſich ausſprechen. Man kann den Kon⸗ 
feſſionen geſtatten, beſondere Schulen zu errichten; man 
kann aber nicht geſtatten, daß die Juden beſondere 
Schulen errichten, die auch dem Charakter der öffentli⸗ 
chen allgemeinen Schulen, aus dem Schulverbande 
heraustreten und dennoch zu den Koſten eine Bei⸗ 
blue aus dem Fond des allgemeinen Schulverbandes 
erhalten. f dach e 

Geheim. Regierungs⸗Rath Brüggemann: Es iſt 
Überfehen worden, daß es im § 33 b ausdrücklich heißt: 

„Wo die Unterhaltung der Ortsſchulen eine Laſt der 
bürgerlichen Gemeinde iſt.“ { 

o dies nicht der Fall iſt, legt auch der Geſetzent⸗ 
wurf der bürgerlichen Gemeinde dieſe Laſt nicht auf. 
Abgeordn. Naumann: Ich bemerke, daß ich dies 

erade im Auge gehabt habe, nämlich die Schulverbände, 
In welchen die Koften aus allgemeinen Kommunalmitteln 


aufgebracht werden. In ſolchen 
bisher nicht üblich geweſen, (wenigſtens meines Wiſſens 
nicht), für eine beſtimmte Konfeſſtonsſchule eine Beihülfe 
bewilligen zu müſſen. BGE 

Abgeordn. Frhr. von Vincke: Ich glaube, wenn 
und der Herr Miniſterlal⸗Kommiſſar hier allgemeine 
Beſtimmungen vor Augen geführt hat, wonach vom 
Miniſterium in anderen Fällen verfahren wird, dieſe zwar 
nicht hierher gehören, daß aber jedesmal, wenn uns ein 
Geſetzentwurf zur Begutachtung vorgelegt iſt, wir da⸗ 
durch Veranlaſſung erhalten und die Verpflichtung er⸗ 
kennen müſſen die allgemeinen Grundſätze zu bezeichnen, 
welche wir als zweckmäßig erkannt haben, und deshalb 
in feſtgeſtellt zu ſehen wünſchen müſſen. Nun 
möchte ich im Einklange mit dem, was die hohe Ver⸗ 
ſammlung vor Kurzem beſchloſſen hat, bei einem An⸗ 
trage, welcher auf die Anſtellung katholiſcher Lehrer in 
den Kadettenhäuſern hinauslief, das allgemeine Prinzip 
zur Anerkennung gebracht wiſſen, daß eine Trennung 
nach Konfeſſionen in Bezug auf den rein wiſſenſchaftlſ⸗ 
chen Unterricht durchaus unſtatthaft iſt. Der Religions⸗ 
unterricht muß natürlich beſonders ertheilt werden, für 
katholiſche Kinder von katholiſchen Geiſtlichen, für evan⸗ 
gelifche Kinder von evangeliſchen Geiſtlichen und für die 
jüdiſchen von jüdiſchen Geiſtlichen. Aber daß in andern 
Unterrichtsfächern eine Scheidung nach Konfeffionen ſtatt⸗ 
finden ſoll, iſt, glaube ich, nicht die Meinung der hohen 
Verſammlung geweſen und es würde nur dazu führen, 
Miß trauen unter die Konfeſſionen zu Kite J 
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k 
mich nicht dafür ausſprechen, daß die konfe Tune Ee 
len Regel und die Simultan⸗Schulen Ausnahme ſei 
ſollen. Ich bin vielmehr der Meinung, daß die Si⸗ 
multan⸗Schulen Regeln und die konfeſſenelen Schulen 
Ausnahmen fein müſſen. Wenn ferner hier geſagt iſt 
in Bezug auf einen folgenden Paragraphen, daß, wenn 
eine Kommune, eine politiſche Gemeinde, ihre Schule 
zu unterhalten verpflichtet iſt, für den Fall einer kon⸗ 
feffionellen Sonderung fie dann auch verpflichtet wäre, 
dieſe konfeſſionelle Schule aus Kommunalmitteln zu 
unterhalten, ſo glaube ich dem aus Rechts⸗ und Billig⸗ 
keitsgründen widerſprechen zu müſſen. Die Kommune 
hat die Verpflichtung, Kommunalſchulen zu unterhalten, 
nicht aber konfeſſionelle. Wenn es alſo eine Konfeffion 
in ihrem Intereſſe findet, eine beſondere Schule zu er⸗ 
richten, wenn ihr dies von den Staats⸗ Behörden ge⸗ 
ſtattet wird, ſo hat ſie jedenfalls keinen Rechtsanſpruch 
an die Kommune, dieſe beſondere Schule zu dotiren, 
weil die Verpflichtung der Kommune uur darauf ge⸗ 
richtet fein kann, eine Schule für die politiſche Ge⸗ 
meinde zu unterhalten. Aus dieſen Gründen muß ich 
mich gegen das erklären, was von der Miniſterbank 
bemerkt iſt. 


tern erhoben werden, pP ‚wo die Schule aus Kommu⸗ 
nal⸗Fonds ſuſtentirt wird, iſt es um | 
billig, daß die jüdiſchen Drts-Einwohner an der Schule 
gleichen Theil haben wie die Chriſten, weil fie gleich die⸗ 
ſen zu den Kommunalfonds beiſteuern. Tritt der Fall ein, 
daß die an einem Orte beſtehenden Schulen dem Bedürf⸗ 
niſſe nicht entſprechen ſo iſt es geſetzliche Pflicht der Kom⸗ 
mung, für deren Grdäiterung oder Errichtung neuer 
Schulen zu ſorgen. Dieſe Laſt auf ihre jüdiſchen Mit⸗ 
glieder zu wälzen, iſt rechtlich unzuläſſig. Eben fo wenig 
läßt ſich eine Beſchränkung der jüdiſchen Einwohner in 
der Wahl unter mehreren Ortsſchulen rechtfertigen, wenn 
ſie zu allen beitragen, da der Grundſatz „gleiche Dichten, 
gleiche Rechte“ dadurch verletzt werden Gürde⸗ Wenn es 
der Regierung freiſtehen ſollte, die Kinder der Juden nach 
einer beſtimmtan Schule zu verweiſen, ſo könnte daraus, 
man denke an große Städte, auch für die Aeltern wohl 
die Nothwendigkeit hervorgehen, ihre Wohnungen nach 
dem Bezirke der Schule zu verlegen und ein mitkelalterli⸗ 
ches Ghetto ſein Daſein erhalten. Dieſe Betrachtungen 
führten zu dem einſtimmigen Beſchluſſe, den Wegfall des 
in Rede ſtehenden Paragraphen zu beantragen. Nur in⸗ 
ſofern waren die Anſichten verſchieden, als von den Anwe⸗ 
ſenden zehn Mitgliedern fünf es einfach bei deſſen Wegfall 
belaſſen wollten, weil dann, wenn mehrere Schulen an 
einem Orte beſtehen, die Freiheit der Wahl unter denſel⸗ 
ben für die Juden ſich wie bisher von ſelbſt verſtehen 
würde, die anderen fünf Mitglieder dagegen dies noch 
ausdrücklich außgeſprochen und der vorliegenden Disposition 
des Geſetzentwurfs folgende Beſtimmun g 
f „Befinden: fi) an einem Orte mehrere Elementar⸗ 
ſchulen, ſo ſtehen den jüdiſchen Einwohnern hin⸗ 
ſichtlich der Wahl der Schulen dieſelben Be 
niſſe zu, wie den chriſtlichen Einwohnern 
N J Orts“ I an N 
ſubſtituirt zu ſehen wünſchten. 9 9 9 
„Geh. Regierungs⸗Rath Brüggemann: Ich will 
mir nur die Bemerkung erlauben, daß ich in der Ab⸗ 
theilung, als ich die Deutung vernahm, die man dem 
vorliegenden e eee wollte, ſogleich den 
Vorſchlag machte, die Faſſung dahin zu ändern: Es 
ſolle den jüdiſchen Aeltern eben ſo wie den chriſtlichen 
die Wahl der Ortsſchule unter mehreren vorhandenen 


1 


freiſtehen, ſo lange nicht Uebelſtände daraus hetvorgin |" 5 
Vorſchlag der Abtheilung geht dahin, daß Anſtalten zur 
Ausbildung in der jüdiſchen Religion eingerichtet wer⸗ 


gen, welche ein Einſchreiten etforderlich machten. 
Es iſt nämlich lediglich det Fall ins Auge gefaßt wor⸗ 
den, wenn in einem Orte zwei oder mehrere öffentliche 
ſtädtiſche Schulen und die Anzahl der jüdiſchen Kinder 


“| 


das Wort geſtattet. 


2 


der jüdiſchen Aeltern bei, dieſer eg 
L 


ten ſoll. 

Abgeordn, von Auerswald: Ich glaube, daß 
der Vorbehalt, der in dem von dem Herrn Kommiſ⸗ 
ſarius angeführten Abänderungs⸗Vorſchlage enthalten 
iſt, keinen anderen Zweck und Sinn haben kann, als 
die Schulen vor der Ueberfüllung zu hüten; dies ſcheint 
aber überflüſſig, denn in den allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen, welche auch für die chriſtlichen Kinder maßgebend 
find, find. ſchon genügende Abwendungs⸗ Maßregeln 
enthalten. Hat der Vorſchlag aber einen anderen Sinn, 
und will er die konfeſſionellen Scheidungen bewahren, 
dann würde er ſchädlich ſein und ich mich dieſem Vor⸗ 
ſchlage entſchieden widerſetzen. 

(Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Der einſtimmige Vorſchlag der Ab⸗ 


theilung geht dahin, dieſen Paragraphen ganz weg⸗ 
fallen zu laſſen. Ueber das, was an die Stelle deſſel⸗ 


ben zu ſetzen wäre, hat ſich die Abtheilung nicht verei⸗ 
nigen können. Bevor wir über dieſen letzteren Punkt 


die Diskuſſion eröffnen, will ich an die hohe Verſamm⸗ 


lung die Frage ſtellen, ob der Paragraph wegfallen fol 
(Majorität für die Verwerfung.) 


Referent (Lieſt ad § 28 des Gutachtens dog: 
In der Denkſchrift 15 S. 32 bemerkt worden, daß es 


im Intereſſe des Staates liege, daß ſeine Unterthanen 
ohne Ausnahme in der Religion, zu welcher fie ſich befen- 
nen, erzogen werden. Iſt dies der Fall, ſo muß der Staat 


ſich auch deſſen vergewiſſern, daß ſolches geſchieht, und 
Anſtalten treffen, daß es geſchehen kann. Zu Gunſten der 


Juden kann es nun nicht ausgelegt werden, wenn es, wie 
in den Worten „eine jede Judenſchaft ꝛc.“ beabſichtigt 
worden, lediglich ihnen anheimgegeben wird, wie ſie ihren 


Kindern den Religionsunterricht beibringen wollen. Den 


meiſten Familien würde ſolches wegen Beſchränktheit ihrer 
Verhältniſſe bei dem beſten Willen nicht möglich ſein, wenn 


ihnen der Staat dabei nicht zu Hülfe käme. Deshalb ent⸗ 
ſchied ſich die Abtheilung einſtimmig dahin, daß in Stelle 
des angedeuteten Paſſus, den eigenen Wünſchen der Ju⸗ 


den entſprechend, die Beſtimmung zu treffen ſei: 
daß eine jede Synagogen⸗ Gemeinde verbunden 
ſein ſoll, wenigſtens einen Religonslehrer anzu⸗ 
ſtellen und zu beſolden, welchem der Unterricht der 
Kinder in den jüdiſchen Religions⸗Wahrheiten zu 
übertragen iſt, N u; 
indem fie es dabei als ſich von ſelbſt verſtehend anſah, 
daß, wenn an einem Orte mehrers Synagogen⸗Gemein⸗ 
den beſtehen ſollten, denſelben es unbenommen bliebe, ſich 
in Beziehung auf einen gemeinſchaftlichen Religionslehrer 
zu vereinigen.“ g 
(Der Antrag wird beinahe einſtimmig angenommen.) 
Referent (left in dem Abtheilungs⸗Gutachten 
weiter): EN n 
„Legt aber der Staat den Synagogen⸗Gemeinden dieſe 
Verpflichtung auf, ſo meinten einige Mitglieder, müſſe er 
auch dafür ſorgen, daß dieſelben ſolcher genügen können, 
daß es an gualificirten Religions ⸗Lehrern nicht fehle. 
Ba ſeien beſondere ldungs⸗Anſtalten, gewiſſermaßen 
eminarien, nothwendig. Wie der Staat Anſtalten zur 
Heranbildung der Lehrer der chriſtlichen Religion ins Leben 
ei es Ahges dr % es . ae = zu Lu 
en der Lehrer der j en Religion es zu thun, da die 
Juden zu ſeinen fen 7500 ſo bei * wie die 
Chriſten, und im Wege der allgemeinen Beſteuerung ſelbſt 
zur Unterhaltung der Anſtalten für die Lehrer der chriſt⸗ 
lichen Religion beitragen. — Dem wurde von den übrigen 
Mitgliedern widerſprochen, indem einzelne derſelben unter 
Hinweiſung darauf, daß die 14 igion nur eine ge⸗ 
duldete ſei, ſchon die rpc g des Staats, überhaupt 
darum zu kümmern, wie die Juden ſich ihre Religions: 
Lehrer heranbilden, Andere wenigſtens die Obliegenheit 
deſſelben, die Koſten ſolcher Bildungs- Anſtalten herzugeben, 
in Abrede ſtellten. — Als es zur Ab nn kam, er: 
r ſich A die Abtheilung mit ſechs men gegen 
er zw N ALT ene BO 5 
5 daß es überhaupt zweckmäßig und nothwendig ſei, 
Anſtalten zur Ausbildung jüdiſcher Religionslehrer 
einzurichten, Ji 
im gleichen Stimmen⸗Vethaltniſſe aber dagegen: 
daß dies auf Koſten des Staates geſchehe.“ 
Marſchall: Wenn jetzt der Herr Abgeordnete 
Graf von Schwerin Gelegenheit nehmen will, ſeinen 
früheren Vorſchlag vorzutragen, ſo iſt demſelben hierzu 
Si (Geſchieht nichtt an d le: 
Verlangt ſonſt Niemand das Wort? Der Haupt⸗ 


den ſollen, und dies bildet die allgemeine Frage. Ob 
dieſe Einrichtungen auf Koſten des Staats ausgeführt 


nz 


werden ſollen, iſt demnächſt die zweite. Zunächſt wenn 
ich über die erfte Frage abſtimmen laſſen und bitte die⸗ 
jenigen, welche dieſelben bejahen wollen, aufzuſtehen. 
Dies geſchieht.t , 14780 
Das Ergebniß der Abſtimmung iſt nicht mit Ge⸗ 
wißheit zu überſehen, ich bitte daher die Herren Ordner, 
zu zählen. | 4 
Das Ergebniß der Abſtimmung iſt folgendes: die 
Frage iſt mit 213 gegen 177 Stimmen beit 17 
und hiernach ſteht feſt, daß Anſtalten für die 
Ausbildung jüdiſcher Lehrer eingerichtet werden ſollen. 
Nun iſt noch die Frage, ob die Einrichtung auf 10 
ſten des Staats ſtattfinden ſoll. Die Abtheilung ha 
ſich dagegen erklärt, und es fragt ſich, ob ſich Je 
darüber äußern will. yanı 
Abgeordn. Wodiczka: Ich gehöre zu den Mit 
gliedern, die der Anſicht ſind, daß die Anſtalten zur 
Ausbildung jüdiſcher Lehrer nicht auf Koſten des Staats 
eingerichtet werden, denn es giebt katholiſche Semma⸗ 
rien, die nicht vollſtändig auf Koſten des Staates, ſon⸗ 
dern größtentheils aus Fonds der Katholiken eingerich 
tet werden, und ich ſehe nicht ein, watum die Juden 
bevotzugt werden ſollen. N 
Marſchall: Wenn Niemand mehr das Won 
verlangt, ſo kommen wir zur Abſtimmung, und ich 
frage, ob die Anſtalten zur Ausbildung der jädiſchen 
Lehrer auf Koſten des Staates errichtet werden ſolen! 
Die Befahenden bitte ich, aufzuſtehen. 9 
(Es erheben ſich nur fehr wenig Mitglieder und 
die Frage iſt verneint.) * 
Referent (lieſt vor): n 
„Eine Prüfung der jüdischen Neliglonslehter n 
Betreff ihrer Rechtgläubigkeit und des Maßes der 
beiwohnenden Religionskenntniſſe kann füglich 
ſtattfinden, weil das Judenthum eine delle 
tät überhaupt nicht anerkennt. Jedoch datf des hal 
Staate es nicht gleichgättig fein, weiche wirfenfeaftlif* 
Bildung der Religionslehrer außerdem beſitzt. Da dor 
einem Manne, welcher einen gewiſſen Grad allgemelt 
wiſſenſchaftlicher e „ſich angeeignet hat, mit Grin 
auch eine geſundere ufaflung der Religionswahthell 
zu erwarten iſt, ſo ſchlen es der Abtheilung zweckmäß 
von einem jüdiſchen Religionslehrer wenigſtens die 
gemeinen wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe eines Elementen 
lehrers zu fordern und in dieſer Beziehung ihn em 
Staats⸗Prüfung zu unterwerfen. Sie öl dere“ 
einftimmig, daß hierüber noch eine ausdrückliche © 
fegung erfolge, und würde ihrem Wunſche genügt wer 
den, wenn in dem zweiten Abſchnitte des vorliegen 
Paragraphen hinter „zugelaſſen werden, welche“ 
Worte: „in einer mit ihnen anzuſtellenden Prüfung, 
allgemeinen wiffenfajaftiigen Kenntniſſe eines chriſt 
Elementarlehrers nachgewieſen und“ eingeſchaltet 2 
den, fo daß dann dieſer Abfchnitt dahin lauten möchte 
Als 9 3 7 
oldye Perſonen zugela „ N 
19 en ‚anzufte I Prüfung die allgem 
wiffenſchaftlichen Kenntniffe eines chriſtlichen 
mentarlehrers nachgewieſen und zur Au 109 
eines Lehramtes vom Staate die Erlaubniß A 
halten haben.)) 4 wolle 
Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Ich w 
mir die Bemerkung erlauben, das das, was die Ab 
lung wegen der Prüfung der Religionslehrer wünf 
bereits beſteht; denn es wird kein jüdiſcher Lehrer 
Ausübung des Amtes eines Religionslehrer zuge 
der nicht die allgemeine Bildung und die Kennel 
eines chriſtlichen Elementarlehrers nachgewieſen und 
Ausübung eines Lehramtes vom Staate die Erl 
hat. Die Extheilung der Erlaudniß zur Auslͤlbt 
eines Lehramtes ſetzt die nachgewieſene Qualifikakt 


dazu voraus. 9 1 1 
Graf Schwerin; Cine Senieckund Di 


Abgeord. sd Na Me 
Herrn Regierungs⸗Kommiſſar gegenüber e 
zu erlauben. Ich mochte es far zweckmäßlg 9 
wenn es bei der ane bleibt, welche die Abt 1908 


vorgeſchlagen hat. Mit 1 deſſen, s 
dec Herr Regierungs⸗Kommiſſar uns gefagt hat ele 
die Tendenz der Staatsregierung ſei, 120 


7 


coe 
ir J e 


denz auch 
ausgeſprochen, und es wird daher die e f 
die Abtheilung vorgeſchlagen hät, bie beſſecz fe! rs 
Regierungs⸗Kommiſſar "Brügge Bi 1 
* ſeinerſeits eine Pelfang Bee erg cen 
gionslehrer nicht anordnen künden dumiſchen — — 
den inneren jüdiſchen Kultus nicht e 115 
Referent: Nach meiner Anſicht würde ſſch 
Prüfung nur datauf beſchränken von welcher me 
ſchen Qualifikation er ie, Auf die wiſſenſchaſ 1 
Ausbildung des Lehrers dürfte fie ſich nicht ausdehnen 
und um in dieſer Beziehung jedes Bedenken zu * 
iſt es nothwendig, daß der Zusatz zu dem 878 ſo g 
faßt wird, wie die Abtbeilung ihn gewünscht 948. , 
f Regierungs- Kommiſſar Brüggemann: Dagege⸗ 
würde ich nichts zu erinnern haben.. . t DH 
Marſchall: Wenn Niemand das Wort 12 
ifo frage ich, ob der Antrag der Abtheilung ange 
men werden ſoll? Aten ae 
„(Wird von der Verſammlung angenommen.) . 
Referent (lieſt vor): 0 1 oz an 
um den Lehrern füddiſcher Religion keine nen, 
Waun ear Seewald a Kenntniſſe en 
ſchien es einigen Mitgliedern amemählg. „ 

(Fortfegung in der dritten Beilag 


nt U 
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auch die Aufnahme in die Seminarien des Staats für 

chriſtliche Lehrer, zu geſtatten. Dies wollten andere 

Mitglieder bedenklich finden, weil der Unterricht in den 

Seminarien mit der Religion im innigſten Zuſammen⸗ 

hang ſtehe und die ganze Erziehung der Zöglinge in 

den jetzigen Seminarien auf chriſtlicher Lebensanſchauung 
beruhe. Indeß blieben jene Mitglieder bei ihrer Anſicht, 
weil den geiſtlichen Bö«lingen die Anweſenheit von Zus 
den in den Semmarien fo wenig gefährlich werden 
könne, als in Gymnaſien oder andern Schulen, die auf 
geworfenen Bedenken alſo höchſtens auf Seiten der 

Juden beſtänden und denſelben dadurch begegnet werde, 

daß die Juden zum Eintritt in die Seminarien der 

Ohriſten nicht gezwungen werden, ihnen ſolcher nur, 
wenn ſie es wünſchen, geſtattet werden ſolle. Mit 

Stimmen gegen 6 entſchied ſich die Abtheilung für den 

Vorichlag, alſo dafür, daß den jüdiſchen Lehramts⸗Aſpi⸗ 

ranten die Aufnahme in die Seminarien für chriſtliche 

Lehrer zu gewahren ſei.“ 

Ich glaube, es iſt eine Konſequenz des erſten Sa⸗ 
zes, und wir haben ihn aufgeſtellt, damit die jüdiſchen 
Lehrer die Kenntniſſe der chriſtlichen Elementar- Lehrer 
ſich aneignen. 5 \ 

Abgeordn. von Auerswald: Ich erkläre mich 
entſchieden gegen den Vorſchlag der Abtheilung, weil 
der Vergleich, der hier gemacht iſt, auf die Seminarien, 
die keinesweges nur Unterrichts⸗Anſtalten find, nicht 
daßt. Zweitens und hauptſächlich aber aus dem 
Grunde, weil ich bereits gegen einen früheren Vorſchlag, 
der eine direkte Einmiſchung in die Verhältniſſe einer 
geduldeten Religions⸗Geſellſchaft bezweckte, geſtimmt 
habe, weil ich eine ſolche Einmiſchung im Intereſſe 
derſelben nicht geeignet halte, und aus demſelben Grunde 
glaube ich, daß auch hier keine Einmiſchung ftatıfinden 
ürfe. 

Abgeordn. Graf von Schwerin: Ich habe ge: 
glaubt, daß es nicht nothwendig fein würde, noch etwas 
zu den Gründen der Abtheilung hinzuzufügen, da ſich 
aber eine, namentlich für mich ſehr gen ichtige Stimme 
dagegen erhoben hat, ſo bitte ich, das Abtheilungs⸗Gut⸗ 
achten noch einmal vertheidigen zu dürfen; ich bin für 
daſſelbe, indem ich für die Seminariſten eines chriſtli⸗ 
chen Seminars, wenn Juden Theil nehmen an dem 
Unterricht, keinen Nachtheil ſehen kann. Daß die 
endenz des Unterrichts nicht geändert werden ſoll, ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt. Wenn alfo die Juden keinen An⸗ 
08 daran nehmen, fo iſt auch nicht abzuſehen, warum 
elwas von uns dagegen gethan werden ſoll. Ich halte es 


für das Intereſſe des Chriſtenthums ſogar wünſchenswerth, 


die Juden zu dem Unterrichte in demfelben heranzuziehen, 
da ihnen dadurch die Kenntniß des Cyriſtenthums möglich 
wird, und jemehr man das Chriſtenthum kennen lernt, 
deſto mehr wird man ſich demſelben anzuſchließen ge⸗ 
neigt ſein. 5 5 
Abgeordn. Frhr. von Vincke: Ich ſchließe mich 
dem an, und ich glaube, daß von dem Standpunkte 
des chriſtlichen Staates aus, daß von dem Standpunkte 
des chriſtlichen Staates aus, der uns von der Miniſter⸗ 
ank proklamirt worden iſt, es als eine gewiſſe Schwäche 
erſcheinen würde, wenn man das Chriſtenthum durch 
die Zulaſſung der Juden gefährdet halten wollte. Da⸗ 
gegen möchte ich doch das Gouvernement verwahren. 
Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Es iſt kei⸗ 
neswegs das Chriſtenthum durch die Aufnahme jüdiſcher 
Schulamts⸗Aſpiranten in die chriſtlichen Seminarien 
für gefährdet gehalten worden, ſondern der Grund, wes⸗ 
alb die Aufnahme in die Seminarien bei der in ein⸗ 
zelnen Fällen nachgelaſſenen Theilnahme an dem Unter⸗ 
icht verſagt worden iſt, liegt in der chriſtlichen Lebens⸗ 
emeinſchaft, in welcher die Seminariſten verbunden 
nd, und nach welcher ihr ganzes Leben in den Se⸗ 
minarien geregelt iſt; in dieſe Gemeinſchaft jüdiſche 
ſpiranten aufzunehmen und dieſelbe dadurch zu trüben 
Der von den jüdiſchen Aſpiranten eine Theilnahme zu 
derlangen, ſchien nicht zuläffig. i 
Abgeordn. von Maſſow: Ich bemerke, daß die 
Aufnahme in den Seminarien, falls ſie beſchloſſen 
würde, in Folge unferes früheren Beſchluſſes jedenfalls 
auf Koſten der Judenſchaft geſchehen würde. 
Landtags: Kommıffar: Nachdem der Kommif: 
ar des geiſtlichen Miniſteriums erklärt hat, daß die 
ufnahme der jüdiſchen Schul- Aſpiranten in den Un: 
terricht der chriſtl chen Seminarien keinen Anſtoß finde, 
fe feither zugelaſſen ſei und ferner zugelaſſen werden 
rde, ſo ſcheint es mir doch kaum an der Zeit zu 
fin, daß ſich die Verſammlung noch länger mit der 
tage beſchäſtige, ob dergleichen Aſpiranten auch in den 
eminarien eſſen, trinken und ſchlafen ſollen. Es iſt 
es eine Frage, die in den Haus⸗Ordnungen der Se⸗ 
inarien zu entſcheiden ſein wird, nicht aber in dem 
ſetze über die Juden. öge man über die Frage 
oh wie man will, hierher ſcheint die Entſcheidung 
ſcht zu gehören. 
Referent Sperling: Es handelt ſich hier um Zu: 
ſobehung der Rechte der Staats⸗Bürger an die Juden 
weit als irgend möglich. Von dieſem Geſichtspunkte 


wüſſen wir ausgehen. Wenn von dem königlichen 


— 1600 — 


Dinstag den 22. Juni 1847. 


„ Dritte Beilage zu Ne 142 der Breslauer Zeitung. 


Herrn Kommiſſar geſagt worden, es würde für die Ju⸗glieder der Abtheilung zu dem einftimmigen Wunſche, daß we⸗ 


den ausreichend fein, wenn fie nur am Unterricht theil⸗ nigſten 


nehmen, ſo kann ich dieſer Anſicht nicht beiſtimmen. 
Es kommt auf Feſtſtellung des Prinzipes an. Ich 
glaube, daß das Gutachten der Abtheilung nicht ges 
ſchwächt und aufrecht zu erhalten iſt. 

Abgeordn. v. Maſſow: Ich habe nur eine kurze Be⸗ 
merkung zu machen zu dem, was der Referent geſagt 
hat, nämlich daß wir nirgend im Staate Simultan⸗ 
Sewinarien haben. Wir haben nur Seminarien für 
evangeliſche oder katholiſche Schulamts⸗Aſpiranten. 

Referent Sperling: Ich kann dies weder zugeben, 
noch beſtreiten. Es kommt auch hier nicht in Betracht, 
da hier nur von Juden die Rede iſt. 

Marſchall: Die Frage iſt zunächſt, ob die Auf- 
nahme jüdiſcher Lehramts-Aſpiranten in Seminare für 
chriſtliche Lehrer geſtattet werden ſoll, Diejenigen, welche 
die Frage bejahen, bitte ich aufzustehen. 

Ich werde bitten, zu zählen. 

Die Frage iſt mit 206 gegen 183 Stimmen be⸗ 
jaht worden. 

Referent Sperling: 


158 29. 

Zur Unterhaltung der Ortsſchulen haben die jüdiſchen 
Glaubensgenoſſen in gleicher Weiſe und in gleichem Verhäli⸗ 
niſſe mit den chriſtlichen Gemeindegliedern den Geſetzen und 
beſtehenden Verfaſſungen gemäß beizutragen.“ 

Er blieb unangefochten. 


Abgeordn von Fock: Ich beantrage den Fortfall 
von § 29 aus demſelben Grunde, wie den der §8 26 
und 27, weil danach das Verfahren daſſelbe ſein ſoll, 
wie nach den beſtehenden Geſetzen, weil es alſo dieſes 
Paragraphen gar nicht bedarf. 

Marſchall: Wird dieſer Antrag unterſtützt? Abge— 
ſehen davon nämlich, daß über $$ 31—33 noch abge⸗ 
ſtimmt werden wird, ſoll dieſer Paragraph wegfallen. 

(Der Antrag wird unterſtützt.) 


Referent: In Beziehung auf dieſen Paragraphen 
erlaube ich mir die Bemerkung, der hoffentlich die ganze 
Abtheilung beiſtimmen wird, daß nämlich wir den Weg⸗ 
fall des Paragraphen nur deswegen nicht beantragt ha⸗ 
ben, weil die darin enthaltene Beſtimmung den Juden 
vortheilhaft werden könnte, indem in Beziehung auf ſie 
etwas Anderes bisher beobachtet worden iſt. Das iſt der 
einzige Grund, warum die Abtheilung ſich für ſeine 
Beibehaltung entſchieden hat. 


Marſchall: Ich frage nun: Soll $ 29 wegfal⸗ 
len? Diejenigen, welche für den Wegfall ſind, bitte ich 
aufzuſtehen. 

’ (Es erhebt ſich keine Majorität.) 

Referent: 


Gutachten der Abtheilung zu $ 30. 

Nach der Faſſung dieſes Paragraphen könnte es den 
Anſchein gewinnen, als wenn es lediglich von dem freien 
Entſchluſſe des Vorſtandes der Judenſchaft abhängen ſoll, 
ob eine beſondere öffentliche Schule für die Kinder der jü⸗ 
diſchen Orts⸗Einwohner einzurichten ſei oder nicht. Geht 
man aber auf die in der Denkſchrift Seite 34 aufgeführten 
Gründe zurück, welche zur Errichtung einer ſolchen Schule 
Veranlaſſung bieten ſollen, ſo findet man, daß ſolche von 
der Art ſind, daß ſie überall eintreten können, und daß da⸗ 
ſelbſt, wo ſie geltend gemacht würden, der Vorſtand der 
Judenſchaft gezwungen ſein würde, die Errichtung einer 
eigenen jüdiſchen Schule in Antrag zu bringen. Hiernach 
dürfte es auch kaum einem Zweifel unterliegen, daß die 
Tendenz des Geſetz⸗Entwurfs geradezu dahin gerichtet ſei, 
auf die Errichtung eigener, jüdiſcher, ſogenannter Glaubens- 
Schulen hinzuwirken, und dies muß, wie ſchon zu $,17 be 
merkt worden, nicht allein dem Staats⸗Intereſſe widerſpre⸗ 
chend, ſondern auch mit den beſtehenden allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Grundſätzen unvereinbar erachtet werden. Nach die⸗ 
ſen iſt es lediglich Sache der bürgerlichen Kommunen, Ele⸗ 
mentarſchulen, ſo weit es das Bedürfniß erfordert, einzu⸗ 
richten; und wie hierbei auf die verſchiedenen Bekenntniſſe 
der chriſtlichen Kirche nicht geſehen wird, eben ſo wenig 
kann dabei das Glaubensbekenntniß der Juden in Betracht 
kommen, ſo wenig von einzelnen Sekten der chriſtlichen 
Kirche, wenn ſie auch nur zu den geduldeten gehören, ge⸗ 
fordert wird, daß ſie für ſich eigene Schulen anlegen und 
unterhalten, eben ſo wenig kann daſſelbe von den Juden ge⸗ 
fordert werden, da ſie eden ſo Mitglieder der Kommune 
ſind, wie die Chriſten. Selbſt nur in Form einer Vergün⸗ 
ſtigung es ihnen zu überlaſſen, für ſich beſondere öffentliche 
Schulen zu errichten, würde eine Ausnahme von der Regel 
ſein, welche bedenklich wäre, weil es an Beſtimmungen nicht 
fehlt, nach welchen, wenn einmal dergleichen öffentliche 
Schul⸗Anſtalten beſtehen, dieſelben auch unterhalten werden 
müſſen. Daher kam die Abtheilung zu dem einmüthigen 
Beſchluß, den Wegfall des in Rede ſtehenden Paragraphen, 

mit alleiniger Ausnahme des erſten Sages, und aller übri⸗ 
gen bis § 33 incl. zu beantragen, aber auch im erſten Satze 
des $ 30, um Zweifel zu vermeiden, noch die Worte „der 

Regel nach“ zur Löſchung zu empfehlen, fo daß ſich dieſer 

Paragraph auf die Worte beſchränken würde: 

„Ein Abſonderung von den ordentlichen Ortsſchulen 

konnen die jüdiſchen Glaubensgenoſſen nicht verlangen; 

doch iſt es den Juden geſtattet, im eigenem Intereſſe 
auf Grund diesfälliger Vereinbarungen unter ſich mit 

Genehmigung der Schul⸗Behörden Privat⸗Lehr⸗Anſtal⸗ 

ten nach den darüber beſtehenden allgemeinen Beſtim⸗ 

mungen einzurichten.“ 
Für den Fall, daß auf dieſen Vorſchlag von dem Ple⸗ 
num nicht eingegangen werden ſollte, vereinigten ſich die Mit⸗ 


$ 30 am Schluſſe hinter der Worte: „Vorſtand,“ die 
Worte: „und der Repräſentanten,“ eingeſchaltet wer⸗ 
den möchten, da der Antrag auf Errichtung einer be⸗ 
ſonderen öffentlichen Schule zu bedeutungsvoll für die 
Gemeinde ſei, als daß er dem Vorſtande allein über⸗ 
laſſen werden könnte. 

Marſchall: Es fragt ſich, ob Jemand das Wort 
über den Antrag der Abtheilung begehrt? Wenn nicht, 
fo frage ich, ob dem Antrage beigetreten werden foll, 

(Es erhebt ſich eine Majorität dafür.) 

Wir kommen nun zu dem Vorſchlage, der gemacht 
iſt, auch die übrigen Paragraphen bis 33 wegfallen zu 
laſſen. 5 * g 

Referent Sperling: Das würde nicht gut gehen; 
ſämmtliche Paragraphen würden nicht fortfallen können, 
namentlich ſchon wegen deſſen, was wir bei § 28 be⸗ 
ſchloſſen haben. Solches mußte ſtehen bleiben. Es be⸗ 
rührt die Juden ganz allein. 

Marſchall: Ich will fragen, ob der Antrag Unter⸗ 
ſtützung findet, und bitte Diejenigen, die ihn unterſtützen, 
aufzuſtehen. 

(Der Antrag wird nicht unterſtützt.) 

Referent (verlieft): Ueber § 34 ſpricht ſich die Abs 
theilung in folgender Weiſe aus: 

Nach der Dispoſition dieſes Paragraphen ſoll der 
Vorſtand dafür ſorgen, daß die jüdiſchen Knaben nach voll⸗ 
endeter Schulbildung einen gemeinnützigen Lebensberuf er⸗ 
wählen und ſich nicht dem Handel oder einem anderen Ge⸗ 
werbebetriebe im Umherziehen ergeben. Dieſe Verpflich⸗ 
tung des Vorſtandes kann ihre guten Folgen haben, ſo wie 
jede Vormundſchaft dieſelben hat, wenn ſie gewiſſenhaft 
verwaltet wird. Indeß iſt es augenfällig, daß der Vor⸗ 
ſtand bei ſeinen ſonſtigen Geſchäften derſelben wegen ihres 
Umfanges vollſtändig zu genügen außer Stande iſt, und 
wenn in Poſen diejenigen günſtigen Erſcheinungen eingetre⸗ 
ten ſind, welche man beabſichtigte, als man in der Ver⸗ 
ordnung vom 1. Juni 1833 dem dortigen Judenſchafts⸗ 
Vorſtande eine gleiche Verpflichtung auferlegte, ſo können 
ſolche auch wohl in ande en Beſtimmungen der gedachten 
Verordnung und in anderen Verhältniſſen, als gerade in 
dieſer den Vorſtänden angewieſenen Thätigkeit, ihren Grund 
gehabt haben. Abgeſehen von der Zweifelhaftigkeit des 
Erfolges dieſer in Rede ſtehenden Beſtimmung, führt die⸗ 
ſelbe zu Eingriffen in die väterliche Gewalt, welche dem 
Vater zunächſt das Recht giebt, auf den Lebensberuf ſeiner 
Kinder einzuwirken. Außerdem erſcheint es auch als hart, 
die Vorſteher dafür, daß jeder jüdiſche Knabe ein Gewerbe 
erlerne oder ſich auf wiſſenſchaftlichen Lehr⸗Anſtalten einem 
höheren Berufe widme, verantwortlich zu machen, da ihm, 
um dieſen Zweck zu erreichen, kein anderes Mittel zuſtehen 
ſoll, als Rückſprache mit den Vätern oder Vormündern 
und Anträge bei dem Magiſtrat und Kreis⸗Landrath. Aus 
vorſtehenden Gründen erklärten einzelne Mitglieder eine 
Umarbeitung dieſes Paragraphen für nothwendig, ſo daß 
die Vorſteher nur eine moraliſche Berpflichtung (ohne be⸗ 
ſondere Verantwortlichkeit) träfe, auf die Wahl des Lebens⸗ 
berufes jüdiſcher Knaben einzuwirken, und auch dies ihnen 
nur in Beziehung auf ſolche Kinder zur Pflicht gemacht 
würde, deren Eltern der fortſchreitenden Geſittung gera⸗ 
dezu entgegenſtreben. — Andere Mitglieder gingen aber 
weiter, indem ſie anführten, die allgemeinen Geſetze geben 
ſchon hinreichende Mittel an die Hand, die heran⸗ 
wachſende Jugend zu nützlichen Staatsbürgern heranzu⸗ 
zuziehen. Sei der Vater nicht am Leben, fo ftände es bei der 
vormundſchaftlichen Behörde, tüchtige Vormünder zu beſtel⸗ 
len und dieſelben in Erfüllung ihrer Pflichten zu überwa⸗ 
chen. Lebe der Vater, ſo ſei es allgemeine Obliegenheit 
der Polizei⸗Behörde und jedes rechtlichen Mannes, ſobald 
der Fall eintritt, daß der Vater ſeine Obliegenheiten gegen 
ſeine Kinder vernachläſſigt, der vormundſchaftlichen Behörde 
davon Anzeige zu machen und dieſelbe zur Beſtellung 
eines Kurators für die Kinder zu veranlaſſen. Die 
in Rede ſtehende Beſtimmung würde mit der Stel⸗ 
lung des Vorſtandes, welche ſich auf die Kultus⸗Ange⸗ 
legenheiten beſchränken ſoll, unvereinbar ſein. Durch 
dieſelbe werde er gewiſſermaßen zu einem polizeilichen 
Organ des Staats geſtempelt. Indem die Beſtimmung 

allgemein laute, und jeden jüdiſchen Familienvater ohne 

Ausnahme der Ueberwachung des Borſtandes in Betreff 

der Kinder⸗Erziehung unterwerfe, kränke ſie zugleich das 

Ehrgefühl der Juden, welche durch ihren Bildungszu⸗ 

ſtand weit über die Nothwendigkeit einer ſolchen Ueber⸗ 

wachung hinaus ſind, und könne in ihrer Allgemeinheit 
nur ſchaͤdlich, nicht vortheilhaft wirken. Sie ſei gerade⸗ 
hin eine Schmach, welche den Juden neu angethon 
werde, ſtatt daß ſie dem Zeitgeiſte und der allgemeinen 

Volksſtimme gemäß derjenigen Feſſeln, in weichen fie 

verroſtetes Vorurtheil bisher gehalten, entledigt werden 

ſollen. Die gedachten Mitglieder hielten den gänzlichen 

Wegfall dieſes Paragraphen für nothwendig, und bei 

der vorgenommenen Abſtimmung erklärten ſich von zwölf 

Anweſenden für dieſe ihre Anſicht ſieben, für die oben 

angedeutete bloße Umarbeitung des Paragraphen nur 

fünf Stimmen. 

Marſ chall: Der Vorſchlag der Majorität der 
Abtheilung geht dahin, den Paragraphen wegfallen zu 
laſſen. Diejenigen, die für den Wegfall ſtimmen, bitte 
ich, aufzuſtehen. > 

(Es erhebt ſich eine Majorität dafür, jedoch iſt nicht 

erſichtlich, ob es zwei Drittel der Stimmen ſind.) 

Ich bitte die Ordner, zu zählen, da, wenn es nicht 
zwei Drittel der Stimmen ſind, auch die Gründe der 
Minorität angeführt werden müſſen. 

Das Ergebniß der Abſtimmung iſt folgendes: 

Die Frage iſt mit 254 gegen 127 Stimmen be⸗ 
jaht, es find alſo die nöthigen zwei Drittel det Stim⸗ 
men gerade vorhanden, ı 


(Bravo!) 


Referent (left vor): 


„830 7 
Zu unmittelbaren Staatsämtern ſollen die Juden, infos 
weit zugelaſſen werden, als fie ſich durch den Dienſt im 
ſtehenden Heere verfaſſungsmäßig Civil⸗Verſorgungs⸗Anſprüche 
erworben haben und mit «en ihnen zu übertragenden Cipil⸗ 
m Militärdienſten nicht die Ausübung einer obrigke tachen 
utorität verbunden iſt.“ 
Gutachten zu § 35. 

Abſchnitt 1. Was der Ausdruck: „obrigkeitliche Au: 
torität“ bedeuten ſoll, iſt nicht ganz klar. Im Allgemeinen 
iſt man geneigt, ein jedes Stantsamt für ein obrigkeitliches 
und als mit einer obrigkeitiichen Autorität verbunden anz 
ſehen. Doch ergiebt der ganze Inhalt des in Rede ſtehen 
den A' ſchnitts, daß der Ausdruck in einer engeren Bedeu: 
tung zu verſtehen ſei, und dieſe lernte die Abtheilung aue 
einem von dem Miniſterial- Kommiſſarius ihr mitgetheiiten 
Miniſterial- Refiripte vom 21. März 1840 kennen, weiches 
ad pass. concern. dahin lautet: „daß unter der ausſchle⸗ 
ßenden obrigfeitlichen Auter'tät jedes richterliche oder po i⸗ 
zeilſche und jedes mi einer exekutiboen Gewalt verbundene 
Amt verſtanden werden muß, vermöge deſſen der Beamte 
mit dem Publikum in unmittelbare perſönlſche Berührung 
tritt: Es werden ſonach Juden zu den Stellen der Regi⸗ 
ſtr toren, Kanzliſten, Kalkulatoren und Boten, ſofern Letztere 
nicht etwa zu gleicher Zeit als Exekutoren funziren und 
dergleichen Stellen nicht den Militar⸗Invaliden ausſchließlich 
vorbehalten find, zugelaſſen werden können“ — um Miß 
deutungen zu vermeiden, ſchien es der Abtheilung wünſchens⸗ 

eith, daß der Te noch Inhalt dirſes Reſkripts in dem 
Geſe Entwulfe erläutert würde, wenn letzterer zum Geſetze 
ert oben werden ſollte. — Was die Beſtimmung feibft ah: 
langt, ſo fehlte es nicht an Mitgliedern, weiche ſie für an⸗ 
gemeſſen erklärten. Dieſelben hielten dafür, daß der im 99 
des Edikts vom 11. März 18/2 ausgedrückte Vorbehalt: 

„Inwi fern die Juden zu anderen öffentlichen Vedienungen 

und Staatsämtern zugelaſſen werden können, behalten wir 

uns vor, in der Folge der Zeit geſetzlich zu beſtimmen.“ 
durch ſolche ſeine Erlediauug erhalte, und ſie auszudehnen bel dem 
zur Zeit noch niedrigen Standpunkte der Sittlichkeit, auf welchem 
ſich ein großer Tbeil der Juden beſinde, nicht räthlich erſcheine — 

Dieſer Anſicht konnte der übrige größere Theil der Mit⸗ 
glieder nicht beitretenz vielmehr wurde von deren Seite Fol. 
gendes entgegnet: ob und inwieweit die Juden ſich auf einer 
niedrigen Bildungsſtufe beſinden, ſei gleichgültig, weil, wenn 
auch ihre Zulaſſung zu Staatsämtern allgemein ausgeſpro⸗ 
chen werden ſollte, daraus noch nicht folgen würde, daß jeder 

Einzelne von ihnen dazu gelangen müßte; dies vielmehr nur 
unter denfeiben Bedingungen und Vorausſetzungen heherer 
Bildung geſchehen würde, unter welchen Chriſten zu Staates 
ämtern gelangen. Was der Geſetz⸗ Entwurf den Juden in 
Beziehung auf den Civil⸗ und Mili ärdienſt gewähre, würde 
vielleicht unmittelbar nach dem Erſcheinen des Edikts genügt 
haben, könne aber jetzt, nach Vertauf eines mehr als dreißig⸗ 
jähtigen Zeitraumes, nicht mehr genügen, nachdem die criſt⸗ 
liche Bevölkerung ſich daran gewöhnt hat, die Juden in ver⸗ 
ſchiedenen praktiſchen Fächern thätig zu ſehen, nachdem die 
Erfahrung getehrt hat, daß Juden in Gemeinde⸗Aemtern, zu 
denen ſie durch das Vertrauen ihrer Mitbürger berufen wur⸗ 
den, gleich jedem Chriſten ſich tüchtig gezeigt, daß ſie im 
Freiteitskampfe von 1813 bis 1815 gleich dieſen für das 
Vaterland geſochten und geblutet haben. Jetzt würde die 
Beſtimmung des Entwurfs ein Rückſchritt gegen beſtehende 
Zuſtände ſein, da die Juden der in der Denkſchrift S. 38 
gemachten Angabe entgegen Staatsämter, mit denen obrie⸗ 
keitliche Autoritat unzweifelhaft verbunden iſt, wie z. B. das 
Amt eines königlichen Bau-Inſpektors und eines Gensd'ar⸗ 
men, bereits bekleidet haben und im ſtehenden Heere zur Zeit 
noch als Offiziere zur Zufriedenheit ihrer Vorgeſetzten dienen. 
— Daß überhaupt des Militärdienſtes in dieſem Geſetze und 
nur ſo beiläufig gedacht worden, war den Vertretern der 
vorſtehenden Anſichten nicht anders erklärlich, als daß ſolches 
nur der Konformität wegen geſcheben. Dieſelben glaubten 
ſich der Vorausſe ung hingeben zu dürſen, daß, wenn die in 
Rede ſtehende Beſtimmung des Entwurfs in Beziehung auf 
den Civildienſt aufgehoben würde, in Betreff des Militär⸗ 
dienſtes es bei den darüber beſtehenden, keine Beſchränkung 
für die Juden enthaltenden allgemeinen Geſetzen von ſelbſt 
verbleiben würde und ging zur Erörterung der Frage über, 
in welchem Umfange den Juden die Civiel⸗Staatsämter zu⸗ 
gänglich zu machen ſeien? In dieſer Beziehung theilten ſie 
ſich in zwei Parteien; die Einen behaupteten, daß die Juden 
in Beziehung auf die Staatsämter Ps noch nicht eine 
völlige Gl ichſtellung mit den Chriſten forderten, vielmehr 
zufrieden wären, wenn in dieſer Hinſicht vorerſt ein Ueber: 
gang zur Gleichſtellung vermittelt würde, und mit Rückſicht 
auf die Vorurtheile, die unter den Ghriften gegen Juden hin 
und wieder noch beſtanden, es angemeſſen erſcheine, dieſelben 
nicht nur von den Aemtern, welche mit Kultus: und Unter: 
richtsangelegenheiten der Chriſten in Verbindung ſtehen, fon: 
dern auch von den Dirigentenſtellen der Verwaltungsbehorden 
und dem Richteramte auszuſchließen, das Letztere hauptſäch⸗ 
lich w’gen der vorkommenden Eidesabnahmen, welche einem 
jüdiſchen Richter, einem Chriften gegenüber, nicht füglich 
überlaſſen werden könnten und Verlegenheiten herbeiführen 
müßten, wo nicht eingerichtete Richter⸗Kollegien exiſtirten 
und eine Subſtitution ftattfinden könnte. Die Anderen hiel⸗ 
ten dieſe Ausnahme nicht für motivirt, weil es dem Gouve : 
nement immer freiſtehen würde, in jedem einzelnen Kate die 
obwaltenden individuellen und lokalen Verbältniſſe zu berück 
ſichtigen und Jaden da nicht hinzuſtellen, wo fie Einzein. 
Richter ſein oder als Dirigenten mit Erfolg nicht würden 
werken konnen. Dieſelben glaubten vielmehr, daß es dem Ge: 
meinwohle des Staates entſprechend ſein möchte, alle in dem 
Kreiſe feiner Untertkanen ſich entwickelnden Krafte, auch die der 
Juden, zu Triebwerke des Ganzen, wo es nur irgend möglich, 
be- anzuziehen und mitwirken zu laſſen und fanden, von diefen 
Geſichtspunkte ausgehend, für die Zulaſſung der Juden zu 
Staatsämtern keine andere Schranke, als welche ſich, wie bei 
den Kirchen- und den mit dieſen in Verbindung ſtebenden 
Aemtern, aus ihrer Religion unmittelbar ergebe. Sie wünſch— 
ten, daß Juden zu allen Staatsämtern zugelaffen werden, 
welche nicht ihrer Natur nach das chrißliche Glaubensbekennt⸗ 
niß vorausſetzen, indem fie dem Einwande, daß die Beſtim⸗ 
ming in dieſen Ausdrücken zu allgemein und für das Gore 
vernement zu wenig leitend fein werde, um fo weniger Raum 
geben zu können glaubten, als die Proxis in anderen Län: 
dern längſt darüber ent ſchſeden habe, inwieweit die Verwal- 
tung eines Amtes mit dem Glanben zuſammenbhänge. — 
Demnach waren über den in Rede ſtehenden Abſchnitt über⸗ 
Haupt drei verſchiedene Anſichten laut geworden, und 
bei der Abſtimmung erklärten ſich dafür, & 


199, 


daß die Dispoſition des Geſetz⸗Entwurfs, wie 


ſie lautet, beizubehalten ſei, 
vier Mitalieder, dafür: f 

daß die Juden zu allen Staatsämtern zuzu⸗ 

laſſen freien, mit Ausnahme der Aemter, 
weiche mit den Kultus: und Unterrichts⸗An⸗ 
gelegenheiten der Ehriften in Verbindung 
ſteheu, des Nichteramtes und der Dirigenten: 
ſtellen der Verwaltungs⸗ Behörden, 
fünf, und für die Beſtimmung endlich: 

daß die Juden zu allen Stagtsämtern zuzu⸗ 

laſſen feien, welche nicht ihrer Natur nach 

0 cheiſtliches Glaubensbetenntniß voraus⸗ 

etzen, 5 J g > 
wiederum vier Mitglieder, 

Ich gehöre zu denjenigen, welche ſich dafür ausgeſpro⸗ 
chen haben, daß die Juden zu allen Stagtsämtern zugelaſ⸗ 
fen werden, welche nicht ein chriſtliches Glaubens bekenntniß 
vorausſetzen, und bin daher gegen die Beibehaltung des ver: 
tefenen Paſſus des § 35, und zwar jetzt um fo mehr, als ich 
mich bei näherer Erwägung überzeugt babe, daß den Juden 
darin eigentlich gar nichts oder nur ſcheinbar etwas bewil⸗ 
ligt würde. Es iſt nämlich aus dem beigebrachten Mini- 
ſterial⸗Reſkripte zu erſehen, in welcher beihränften Sphäre 
die Juden zu den Beamtenſtellen zugelaſſen ‚werden, fol: 
len. Es würden nur ſolche Juden, die ſich auf den 
unteren Stufen der Ausbildung befinden, ſich zu den ihnen 
vorbehaltenen Aemtern überhaupt meiden, nicht die Gevil⸗ 
deten, die es eben ihrer Bildungsſtufe zuwider halten möchten, 
einen ſolchen Poſten zu bekleiden. Gerade diejenigen Juden 
alſe, welche dem Staate vorzugsweiſe nützen konnten, find 
von den Aem tern ausgeſchloſſen. Außerdem iſt aber noch 
ins Auge zu faſſen, daß auch die wenigen gebüdeten Juden 
in der ihnen angewieſenen beſchränkten Sphäre nur dann 
eine Anſtellung erlangen ſollen, wenn ſie ſich durch den Mi⸗ 
litärdienſt Anſprüche auf Civil⸗Verſorgung erworben haben, 
und ich glaube, daß kein Jude es dahin bringen werde, dieſe 
Anſprüche zu erwerben, weil es dazu gehört, daß er 12 Jahre 
im ſtehenden Heere dient. Er ſoll weder im Militär noch 
im Cioil ein Amt bekleiden dürfen, mit welchem eine obrig⸗ 
keitliche Gewalt verbunden iſt. Iſt aber die Schildwache nicht 
ein ſolches Amt? Ein Jude würde alſo nicht im Stande 
ſein, Schüdwache zu ſtehen und dadurch ſein Ehrgefühl ſo 
gekränkt werden, daß er 12 Jahre beim Militär nicht aus⸗ 
halten und alſo auch nicht Eivil⸗Verſorgungs⸗Anſprüche ſich 
erwerben würde. Daraus ziehe ich eben den Schluß, daß 
den Juden in dieſem Abſchnitte nichts gewährt iſt. 


Landtags⸗Kommiſſar: Ich will mich Feines: 
weges auf eine weitere Erörterung der Frage einlaſſen, 
die anderthalb Sitzungen hindurch die Verſammlung 
beſchaͤftigt hat, ich meine die Frage über vollſtändige 
Emancipation der Juden, durch deren Bejahung die Juden 
befähigt ſein würden, alle Staatsämter ohne Ausnah⸗ 
me zu bekleiden. Nur der von einem Theile der Ab: 
theilung ausgeſprochenen Anſicht, daß der Geſetz- Entwurf 
in Beziehung auf die Anſtellungsfähigkeit bei Staats⸗ 
ämtern keinen Fortſchritt, ſondern einen Rückſchritt ent⸗ 
halte, muß ich entſchieden widerſprechen. Nach dem 
Geſetze vom Jahre 1812 war die Beſtimmung vorbe 
halten, inwiefern die Juden zu Staatsämtern zugelaſ⸗ 
ſen werden ſollten; die Praxis aber hat ſich dahin ge 
ſtellt, daß ſie zu keinem ſolchen Amte zugelaſſen ſind, 
wobei nicht beſtritten werden ſoll, daß in den Freiheits⸗ 
kriegen einige Juden zu Offizieren avancirt ſind. Ob 
wirklich, wie behauptet worden, einmal ein jüdiſcher 
Bauinſpector exiſtirt hat, weiß ich nicht; zuverläſſig 
aber iſt es, daß der Regel nach keiner eine ſtaatsamt⸗ 
liche Stellung erhalten konnte, bis Se. Majeftät der 
jetzt regierende König in neueſter Zeit zu beſtimmen ge⸗ 
ruhte, daß den Juden, wenn fie ſich durch den Mili- 
tärdienſt Anſprüche auf Civilverſorgung erworben haͤt⸗ 
ten, ſie dieſer theilhaftig werden ſollten, unter dem Vor⸗ 
behalt jedoch, daß mit einer ſolchen Anſtellung keine 
obrigkeitliche Function verbunden ſein dürfe. Dieſen 
Grundſatz hat das neue Geſetz aufgenommen und alſo 
einen offenbaren Fortſchritt gegen den Zuſtand gewährt, 


der von dem Jahre 1812 bis zum Erlaſſe der neue⸗ 


ſten Beſtimmungen beſtanden hat. Wenn alſo dieſer 
Fortſchritt als illuſoriſch bezeichnet wird, ſo iſt auch 
dies irrig. Es haben bereits Juden als Unteroffiziere 
jo lange gedient, um ſich Anſtellungs-Anſprüche zu er: 
werben, und werden jetzt, wo ihnen die Anſtellungs⸗ 
Anſprüche verliehen ſind, gewiß mehrere den Ver⸗ 
ſuch machen, ſolche zu verwirklichen. Die Sphäre, 
in der ſie angeſtellt werden können, iſt allerdings 
beſchränkt, aber ſie umfaßt doch den größten Theil 
der Aemter, worauf Unteroffiziere nach zwölfjähriger 
Dienſtzeit überhaupt Anſpruch haben. Wenn nun her⸗ 
vorgehoben iſt, daß nach dem Geſetz-Entwurf Juden 
nur durch den Heeresdienſt zu ſolchen Aemtexrn gelan⸗ 
gen können, ſo muß ich dies anerkennen, aber bemer⸗ 
ken, daß hierin eine ſehr weſentliche Beſchränkung nicht 
liegt, weil die Aemter dieſer Art überhaupt der Regel 
nach den Militär- Anwärtern vorbehalten find: und 
nur in einzelnen Ausnahmefällen auch auf anderem 
Wege dahin zu gelangen iſt. — Welches demnach auch 
die Wünſche der Verſammlung in Beziehung auf die 
Ausdehnung der Anſtellungs-Befähigung fein mögen, 
ſo bitte ich doch die Anſicht feſtzuhalten, daß die Be⸗ 
ſtimmung des Geſetz⸗Entwurfs auch in dieſem Punkt 
keinen Rückſchritt, ſondern einen Förtſchritt in Bezie⸗ 
hung auf die Verhältniſſe der Juden enthalte. 

Abgeordn. von Gaffron: Ich will mich in Be⸗ 
ziehung auf dieſen Paragraphen der Faſſung anſchlie⸗ 
ßen, welche von fünf Mitgliedern beantragt worden iſt, 
nämlich: daß die Juden zu allen Aemtern zuzulaſſen 
fein würden, mit Ausnahme u. ſ. w. 

ge (Lieſt vor.) 2 


und mehrere Beſtimmungen dieſes Geſetzes find 


chriſtichen Religion nicht in ſich hat? Daß ein Jude 


Was die mit dem Kultus verbundenen Aemter af: 
langt, fo ſpricht die Ausnahme für ſich ſelbſt, für die 
Aubılahme des Richter⸗Amtes find die Gründe in dem 
Gutachten entwickelt, und was die Dirigentenſtelle anlangt, 
fo glaube ich, daß dieſer Vorbehalt dadurch mo 
wird, daß im Allgemeinen ein großer Theil unſerer Bes 
völkerung, und zwar ein höchſt achtbarer, ſich noch nicht 
daran gewöhnt hat, die Juden in ihren höheren amt 
lichen Stellungen zu ſehen, und wenn nicht ein ſucceſ⸗ 
ſiver Uebergang ſtattgefunden, fo möchte Diefer plötzliche 
Uebergang im Volke Mißfallen erregen. Ich werde 
jetzt nicht weiter darauf eingehen, aber ſpäter; wenn 
von den ſtändiſchen Befugniſſen die Rede ſein wird, 
auf dieſen Gegenſtand zurückkommen. 

Abg. Wodiczka: Ich gehöre zu denjenigen Mit⸗ 
gliedern der Abtheilung, welche der Anſicht ſind, 
die Juden zu allen Staatsämtern zuzulaſſen ſtien, mit 
Ausnahme der Aemter, welche mit den Kultus? und 
Unterrichts⸗Angelegenheiten der Chriſten in Verbindung 
ſtehen, des Richter⸗Amtes und der Dirigentenſtellen der 
Verwaltungsbehörden, und daß ihnen auf Univerfitäten 
das Dekanat, Rektorat oder Protektorat nicht übfrkrä⸗ 
gen werden könne. Dieſe Anſicht ſtützt ſich auf das 
moſaiſche, auf das geoffenbarte Geſetz der Sa Je 
weges als Aberglaube zu erachten, wie ein Ae 
der ſchleſiſchen Ritterſchaft anführte, namen ach fin) 
dies die Beſtimmungen wegen der ſtrengen Feier; 1 
Sabbaths und wegen der religiöfen Beſchäf igüngn 
und Waſchungen u. ſ. w. Es legen viele Redner und 
Juden darauf Gewicht, daß einzelne Juden, ann 5 
zuihrer Zahl in einem ſehr geringen Verhältniß, Kriegsdienst 
geleiſtet und ſogar am Sabbath gefochten been e . 
haben fie. aber nur in Folge eines Dispenſes gethan 
welchen ihnen ihre Synagoge und Rabbiner gegeben 
haben. Dieſer Dispens kann aber widerrufen werden, 
und ein Dienſt, der widerrufen werden kann, iſt prekar 
und eigentlich, da ihn das göttliche Geſetz verblettt. 
unſittlich. Uebrigens weiß ich ganz genau, daß ein 
Dispens zur Verwaltung von Civil⸗Staatsamtern gal 
nicht vorhanden iſt, und wenn man auch annehme 
kann, daß der Staat Kriegsdienſte zu verlangen berech; 
tigt iſt, ſo folgt daraus noch nicht, daß die June 
Civildienſte in Anſpruch nehmen können, zu denen 
auch gar nicht einmal fähig find, wenn man bedenkt, 
daß die Juden den Sabbath ſtreng feiern ſollen, un 
die meiſten Juden auch ſo ſtreng ſind, daß fe a 
Sabbathe nicht einmal ein Licht anzünden, ſondern es 
von einem chriſtlichen Dienſtboten anzünden laſſen, wenn 
ſie es brauchen. Die Waſchungen und die Übrigen 
Gebräuche nehmen den gewiſſenhaften Juden ſo viel 
Zeit weg, daß ein Drittel des Jahres gewiß darauf hin 
geht, fo daß fie dieſe Zeit nicht für den Staatsdienſt 
würden benutzen können. Es giebt zwar einige Jae 
die ſich um dieſe Gebräuche nicht kuͤmmern und den 
Sabbath nicht vorſchriftsmäßig feiern, aber was thu 
dieſe? ſie thun weiter nichts, als daß ſie ein göttliche 
Geſetz übertreten. Kann aber ein Jude, der ein gött⸗ 
liches Geſetz übertritt, ein ruhiges Gewiſſen haben! 
Wird er die weltlichen Gefege halten? Ich, für mei 
nen Theil, würde einem Menſchen, der ein göttliche 
Geſetz des Privatvortheils wegen übertritt, kein Amt 
anvertrauen, und der Staat wird wohl daran thun, den 
Juden ſolche Aemter zu entziehen, welche fie veranlal“ 
ſen oder verpflichten könnten, die göttlichen Gebote zu 4 
übertreten. Was insbeſondere das Richter-Amt ande 


Eheſcheidung, die zwiſchen chriſtlichen Eheleuten ſtattſinden 
ſoll, ein Uttheil ſprechen, wenn er die Prinzipien. 
einen chriſtlichen Eid abnehme, halte ich ebenfalls füt be⸗ 
denklich, obgleich Viele von der Anſicht ausgehen, daß 
es ganz gleich ſei, wer den Eid abnimmt, und 1 12 1 
nur auf die Geſinnung desjenigen ankomme 6 bei 
ihn leiſtet. Wenn ein Jude das weltliche 110 fo 
Verwaltung eines Amtes vollſtändig erlüllen 0 ro 
würde er nur dem Scheine nach ein d fein, 0 
ein Jude, welcher das moſaiſche, göttliche ee ganze 
aufgiebt, wenn es dem bürgerlichen pee in den > 
teitt, itt nur ein Schein Jude. DI: ft aber, giant 
ich, tadelnswerther, als der zum hriſtenthume getke⸗ 
tene Jude. Dieſer wird von ven meiften Juden nur 
für einen Schein⸗Chriſten erklärt; aber diejenigen, 11 
ich kenne, die von dem Judenthume zum Chriſtenthum 
übergegangen find, ſind mir als ehrenwerthe Männe; 
bekannt und find keine Schein⸗Chriſten. Ich wieder⸗ 
hole meine Meinung, daß den Juden nicht alle Aem⸗ 
ter übertragen werden können. gi 
Abgeordn. von Borries ſagt im Eingange fein 
Rede: Meine Herren! Wenn wir bei der Beurthei 
lung der vorliegenden Frage die Gefühle und An 7 
des Volkes zu Rathe ziehen, fo werden wir uns ſchw. 
lich für die unbedingte Zulaſſung der Juden zu S 1 
Aemtern ausſprechen können. Denn, ſelbſt nach 
jenigen, was mehrere Emancipations⸗Männer 
getragen haben, unterliegt es wohl keinem Zwel 


* 3 
fl der großen Maſſe d Be ee 
U die Juden vorhanden find, daß vielmehr — en 
en Theilen ein Mißtrauen beſteht, welches ſelblt ein 
hongſähriges Aufaaumenmohne; nicht zu verwiſchen ver⸗ 
Dies gilt insbeſondere für den Landestheil, dem 
0 angehöre, für Weſtfalen; hier hegt namentlich der 
andmann ein ſolches Mißtrauen gegen die Juden, daß 
unparteiiſcher Beurtheiler ſich nicht verhehlen kann, 
aß zwiſchen der chriſtlichen und jüdiſchen Bevölkerung 
noch eine große Kluft, eine große Scheidewand beſteht, 
welche ſich nicht durch einige Federſtriche beſeitigen läßt. 
Beiſpielsweiſe führe ich nur an, daß der Landmann bei 
uus den Juden nur mit „Jude“ und „Du“ anredet. 
Diefes „Du“ iſt aber, nicht das zutrauliche „Du, ins 
Niger, Gempinfhaft,. —, denn das „Dußen“ ft, bei un⸗ 
ten Landleuten im Allgemeinen nicht gebräuchlich — 
Ondern es iſt der ſprechende Beweis, daß die Juden 
doch als eine beſondere Menſchenkaſte angeſehen werden. 
Abgeordn. Graf von Schwerin: Der königliche 
ommiſſar hat den allgemeinen Geſichtspunkt der Frage 
noch einmal ins Auge gefaßt und die Behauptung auf: 
gestellt, durch die Beſtimmungen des Geſetz⸗Entwurfes 
fien die Juden gegen den früheren Zuſtand nicht de- 
lerioris conditionis geworden; es ſei alſo in dem 
Geſetz⸗Entwurfe kein Rückſchritt. Ich habe mir geſtern 
erlaubt, die Anſicht auszuſprechen, daß ich darin nur 
einen Rückſchritt erblicken könnte, und ich muß zu mei⸗ 
E Rechtfertigung mir geſtatten, dies näher zu mo⸗ 
viren. 5 
cd 7, 8 und 9 des Geſetzes von 1812 disponiren 
7. Die für Inländer zu achtenden Juden hin 
gegen ſollen, inſofern dieſe Verordnung nichts Abwei 
chendes enthält, gleiche bürgerliche Rechte und Freihei 
ten mit den Chriſten genießen. — . 
88. Sie können daher akademiſche Lehr- und 
Schul⸗ auch Gemeinde⸗Aemter, zu welchen ſie ſich ge⸗ 
ſchickt gemacht haben, verwalten. 
98 9. Inwiefern die Juden zu anderen öffentli⸗ 
chen Bedienungen und Staats⸗Aemtern zugelaſſen wer⸗ 
den können, behalten Wir Uns vor, in der Folge der 
it geſetzlich zu beſtimmen.“ 
Deieſer Vorbehalt iſt jetzt verwirklicht worden, aber 
in einer Weiſe, die den Hoffnungen, die die Juden be: 
techtige waten, zu hegen, nicht entſprechend iſt. Die 
üben durften hoffen, nachdem fie für Staatsbürger 
erklärt wurden, daß man in weiterer Anerkennung die⸗ 
ſes Grundſatzes, ſie im Laufe der Zeit auch zu allen 
Staats⸗Aemtern zulaſſen werde; während der Geſetz⸗ 
Entwurf ausſpricht; ſie find zu keinem Amte befähigt, 
welches Fe e Autorität in ſich begreift. 
Die Abtheilung hat aber bereits ausgeführt, daß ihnen 
damit faſt alle Befähigung abgeſprochen iſt. Es iſt 
nur ein ſehr enger Kreis, in welchem ſie ſich bewegen 
können. — Indem alſo der Gefeg-Entwurf die Erwar⸗ 
tungen nicht erfüllt, zu denen das Geſetz von 1812 
berechtigte, ja, eine ganz andere Baſis legt, muß ich 
dabei ftehen bleiben, daß die Juden dadurch bedeutend 
deterioris condılionis geworden find. Je 
für, daß die Juden zu allen Aemtern zugelaffen werden, 
die nicht in direkter Verbindung mit dem Kultus ſte⸗ 
hen. Ich bin aber nicht für die Faſſung, welche di. 
Minoritäts⸗Mitglieder angenommen wiſſen wollen, weil 
mir darin eine 


Es heißt: ae eg | 
„die Juden follen zugelaſſen werden zu allen 
Stadtsamtern, welche nicht ihrer Nakur nach ein 


chriſtiiches Glaubensbekenntniß vorausſetzen.“ 
Il, meine Herren, das iſt die Verſchiedenheit der 
Meinungen; eben diejenigen Mitglieder, die von der 


Juden zu den Aemtern beſtreiten, thun dies, weil ſie 
annehmen, es ſeil christliches Glaubensbekenntniß zu je⸗ 
dem Staatsamt mit obrigkeitlicher Autorität erforderlich. 
Wir würden daher hier wieder keinen beſtimmten Bo⸗ 
fen, wir würden ſagen müſſen, welches Amt iſt ein 
ſolches, das die chriſtliche Religion nöthig macht? Ich 
wide aus dieſem Grunde den zweiten Satz für viel 
praͤgnanter halten, menn man ſagte: x 

„daß Juden zu alten Staatämtern zuzulaſſen feien, 


mit Ausnahme derjenigen, die mit den Kultus: 
Vetbindung ſtehen. 

Dies heißt, meiner Meinung nach, ganz klar aus⸗ 
ge prochen: fie dürfen nicht Geiſtliche, nicht Lehrer der 
chkiſttichen Religion an Schulen und nicht Miniſter des 
öffentlichen Unterrichts und der geiſtlichen Angelegen⸗ 

eiten ſein. n 

Abgeordn. Dittrich: Dem Antrage des geehrten 


Satz der Fraktion der Abtheilung von fünf Mitgliedern, 
e des letzten, welcher wegzulaſſen ſein 
N anzunehmen, etlaube ich mir, einige Einwen⸗ 
dun en, die gegen die Zulaſſung der Juden zu Staats⸗ 


orten. Zuer “ ſagt man, es ſei nur ein allmäliges 


18, ob die er bis 
emter ſchlecht verwaltet haben? wenn das nicht der 


Ich bin da⸗ 


nbeftimmtheit gelaffen zu ſein ſcheint. 


Idee des chriſtlichen Staats aus die Befähigung der 


den haben, es würde eine Definition hinzutreten müſ⸗ 


und Unterrichts ⸗ Angelegenheiten der Chriſten in 9 


Abt eordneten aus Pommern mich anſchließend, den 


ern gemacht worden find, in Folgenden zu beant⸗ 


Fot chreiten nothwendig; nun find aber ſeit 36 Jah⸗ 
ER mälige Fortſchritte eingetreten, und es fragt ; 


uden die ihnen bis jetzt übertragenen 


1 — 


Fall, wie ich doch annehmen muß, ſo folgt daraus, daß 
wir noch eine Stufe weiter gehen müſſen, daß wir ihnen 
nach den Sualternenämtern, zu denen man ſie bis jetzt 
verſtattet hat, auch zu den höheren und edleren den 
Weg erſchließe, um alles Unwürdige in ihnen zu ertöd⸗ 
ten, namentlich ſie von dem unglücklichen Schacher ab⸗ 
zubringen, 1 beiläufig erwähnt, durch das allzu⸗ 
weit zuläffige Hauſiren begünſtigt wird, welches Hauſiren 
jedenfalls der Einſchränkung zu bedürfen ſcheint. Wenn 
ich alſo dafür ſtimme, daß die Juden zu den höheren 
Aemtern zugeläffen werden mögen, fo muß ich noch ei⸗ 
nige Einwendungen widerlegen, die ſich in Bezug auf 
dieſe Aemter geltend gemacht haben. Die Haupt⸗Ein⸗ 
wendung iſt, daß ihnen die Richter⸗Aemter und insbe⸗ 
fondere die Functionen, welche unmittelbare Beziehung 
auf die Religion haben, nicht übertragen werden könn⸗ 
ten. Ich ſtimme damit überein, daß ſolche Funktionen 
ihnen nicht übertragen werden; aber der Staat kann 
ſehr wohl Fürſorge treffen, daß da, wo Einzel⸗Richter 
ſind, die Juden 1 in ſolchen Beziehungen fungiren 
dürfen. Indeſſen hindert das nicht ihre Befähigung 
zu Richter⸗Aemtern im Allgemeinen, eine Nichtbefähi⸗ 
gung folgt daraus keinesweges. Außerdem iſt noch der 
frühere Einwand wiederholt worden, daß wir den An⸗ 
ſichten des Volkes nicht entgegentreten müßten, daß es 
gegen uns einen üblen Eindruck hervorbringen würde, 
wenn wir für die Emancipation der Juden in Bezug 
auf die Zulaſſung zu Staats⸗Aemtern ſtimmen; ich 
habe mir aber ſchon früher erlaubt, dagegen zu erwi⸗ 
dern, daß Vorurtheile von uns nicht begünſtigt werden 
dürfen, was ſelbſt vom Gouvernement in der. Denk: 
ſchrift in Bezug auf Zulaſſung der Juden zum (ide 
anerkannt worden iſt. Wenn alſo Vorurtheile in die⸗ 
ſer Beziehung herrſchen, ſo können und müſſen ſie ge⸗ 
rade durch die Heranziehung des Juden zum Edleren 
widerlegt werden, wozu es jetzt an der Zeit iſt, nach⸗ 
dem ſolche Vorurtheile in Bezug auf die Zulaſſung der 
Juden zu Aemtern ſeit ſo langer Zeit beſtanden haben. 

Aus der Rede des Abgeordn. von Wedell theilen 
wir folgende Stelle mit: Ich weiß, daß in einer der 
erſten Hauptſtädte des Landes wenigſtens noch vor ei⸗ 
nem Jahre eine kaufmänniſche Corporation beſtand, 
deren Grundbedingung es iſt, daß nur ſolche Kaufleute 
als Mitglieder aufgenommen werden, die ſich zum chriſt⸗ 
lichen Glauben bekennen, die bei chriſtlichen Kaufleuten 
gelernt und das Bürgerrecht erlangt haben. Ich weiß, 
daß dieſe Corporation ſich entſchieden geweigert hat, 
wohlhabende und gebildete Juden in ihre Gemeinſchaft 


aufzunehmen, ja daß ſie ungeachtet vielfacher Bemi: | S 


hungen der Regierung bis voriges Jahr nicht dazu zu 
bewegen war. as ſeit der neuen Gewerbe⸗Ordnung 
eingetreten iſt, iſt noch zu neu und mir unbekannt. 
Wenn noch ſolche Vorurtheile ſelbſt unter den gebilde⸗ 
ten Klaſſen des Volkes beſtehen, ſo kann ich es nicht 
an der Zeit halten, jüdiſche Beamte anzuſtellen, die 
mit dem Volke nothwendig in unmittelbare Berührung 
kommen. ann 

Abgeordneter von Puttkammer aus Stettin: 
Ich wollte mir vor Allem erlauben, eine Frage, worüber 
ich noch nicht klar geworden bin, an den Herrn Ver⸗ 
treter des Kriegsminiſters zu richten. Dürfen die Ju⸗ 
den Offiziere werden? = i . 

General von Reyher: Nein, es iſt bis jetzt nicht 
erlaubt, Juden zur Beförderung zum Offizier in Vor⸗ 
ſchlag zu bringen. 

Abgeordneter von Puttkammer aus Stettin: 
Wenn alſo die Juden in dem Freiheits⸗Kriege, den ſie 
mit uns durchgemacht haben, haben Offiziere werden 
können und jetzt nicht mehr, ſo würde dies ein Rück⸗ 
ſchritt ſein. Wenn der Jude Unteroffizier werden kann. 
ſo ſteht er zum gemeinen Soldaten in demſelben Dis⸗ 
ziplinar⸗Verhältniß, wie der Offizier zum Unteroffizier, 
denn der Soldat iſt dieſem Subordination ſchuldig. 
Wenn der Jude alſo Unteroffizier werden kann, ſo ver⸗ 
ſtehe ich nicht, warum hier die Grenze gezogen werden 
fol, daß er nicht Offizier werden kann. Könnte er aber 
Subaltern⸗Offizier werden, fo könnte, er auch noch hö⸗ 
her ſteigen; da, muß ich ſagen, kann ich mir gar keine 
rechte Idee machen, was das Gouvernement will; wenn 


es aber der Fall iſt, daß ein Jude nicht Offizier werden 


kann, ſo würde allerdings ein Theil deſſen, was ich 
ſagen wollte, beſeitigt ſein. Denn wenn er Offizier 
werden könnte, ſo würde ich nicht den Unterſchied abſe⸗ 
en können, welcher zwiſchen den Stellungen im Mili⸗ 
tair⸗ und Civildienſt gemacht wird. Jetzt freilich bin 
ich eines Anderen belehrt worden. Ich will auf die 
Sache ſelbſt eingehen und mich dahin erklären, daß ich 
mich der Anficht anſchließe, welche die Juden zu allen 
Staats⸗Aemtern zulaſſen will, mit Ausſchluß derer, die, 
wie in dem Amendement geſagt worden iſt, Bezug au 
tultus⸗ und Unterrichts Angelegendeiten haben, denn 
4 nenftcht ſich von ſelbſt, daß von letzteren keine Rede 
ein kann, i 

Marfhall: Der Herr Abgeordnete Milde wollte 
eine perſonliche Bemerkung machen. Dr 

(Gelächter) 

Abgeordneter Milde: Ich wollte mit eine ganz 

kurze Bemerkung erlauben auf das, was das geehrte 


2 


Mitglied ausgeſprochen, welches als vorletzter Redner 
hier geſtanden. Derſelde hat in ſeiner Rede Bezug ge⸗ 
nommen auf die Kaufmannſchaft einer großen Stadt, 
in welcher ich eine Korporation nach den von ihm gege⸗ 
benen Andeutungen erblicken mußte, der ich die Ehre 


habe anzugehören. Dieſe Korporation als ſolche beſteht 
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} . Farne 
ſchien dies allerdings nicht allein ein Uebelſtand zu 
fein, daß man einen ehrenwerthen Theil der Kaufmanns 
ſchaft von dem Richterſtande geſetzlich ausſchleßt, ſon⸗ 
dern man glaubte darin auch eine mit den Ideen der 
Zeit nicht zu vereinbarende Härte in einer ſolchen Aus⸗ 
ſchließung zu erblicken. So viel zur Aufklärung einer 
Angelegenheit, welche vielfach nach außen hin unrichtig 
aufgefaßt, weil man die Natur und die Verpflichtun⸗ 
gen der beſtehenden Corporation nicht anerkannte oder 
anerkennen wollte. 3 
Referent Sperling: Ich erlaube mir eine Bemer⸗ 
kung auf das, was von dem Herrn Vertreter des 
Kriegsminiſter geſagt iſt. Ich habe kein Geſetz gefün⸗ 
den, durch welches der Jude vom Offisierftande ausge⸗ 
ſchloſſen ſei. Es ift natürlich, daß es St. Maſeſtät 
vorbehalten bleibt, fie avaneiten zu kaſſen oder nicht. 
Mir iſt jedoch keine geſetzliche Beſtimmung kkinnerljch, 
welche jene Ausſchließung feſtſetzt. Ich kenne nur die 
Verordnung vom Dezember v. J., welche nichts Ande⸗ 
res ausſpricht, als daß die Juden zu Unteroffizieren be⸗ 
fördert werden können. Durch Auslegung kann man 
freilich dazu gelangen, anzunehmen, daß eine Vernel⸗ 
nung für die Frage, ob fie zu Offizieren befördert wer⸗ 
den können, darin enthalten ſei. Indeß glaube ich an⸗ 
dererſeits auch, daß, wenn Solches die Anſicht des 
Gouvernements geweſen, letzteres deſtimmt ausgeſpro⸗ 
chen wäre. in re 
General von Repher: Se. Majeftüt der König 
haben bis jetzt nicht geſtattet, Juden zur Beförderun 
zum Offizier in Vorſchlag zu bringen, und da die 
feftfteht, fo find auch keine dergleichen Vorſchläge ge⸗ 
macht worden. Durch die Kabinets⸗Ordre vom 31. De⸗ 
zember 1845 iſt nachgegeben worden, daß die Juden 


1 unteroffizieren befördert werden dütfen; es war auch 
dies bis dahin nicht zulaſſig. Jetzt wird in jedem Fall 


an das Miniſterium berichtet und ein Qualifikations⸗ 


Zeugniß eingereicht. Alsdann kann das betreffende In⸗ 
f dividuum zum Unteroffizier befördett werden. 


Referent Sperling: Es iſt alſo keine geſetzliche 
Beſtimmung, ſondern nur eine Inſtrüktion für die vor⸗ 
ſchlagende Behörde? 5 1020 

Landtags⸗Kommiſſar: In Bezug auf die letz⸗ 
tere Bemerkung muß ich entgegnen, daß es eines Ge⸗ 
ſetzes darüber, wen Se. Majeftät zum Offizier befor 
dern wollen, gar nicht bedarf; dieſe Beförderungen ge 
hen allein von Sr. Majeftät Allerhöchſtſelbſt aus, 
und Se. Majeſtät brauchen ſich darüber keine Geſete 
vorzuſchreiben. > anni Tuch 

Referent Sperling: In diefem Sinne habe ſch 
es nur verſtehen können, Se. Majeſtät haben Sich 
auch vorbehalten, Ihre Räthe Ju ernennen, dennoch 
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haben Se. Majeſtät allgemeine Geſetz⸗Beſtimmungen 
aufgeſtellt, unter denen überhaupt ein Anſpruch auf 
Rathsſtellen erhoben werden kann, und in dieſer Bes 
ziehung glaube ich, daß es auch in Form eines Geſetzes 
ausgeſprochen werden könnte, ob die Juden Hoffnung 
auf Beförderung zum Offizierſtande haben. 

Abgeordn. von Meding: Ich glaube, die Geſetz⸗ 
Beſtimmung liegt in der Beſtimmung des Edikts vom 
Jahre 1812, worin geſagt iſt, daß fie zum Staats⸗ 
dienſte nicht zuzulaſſen find, und dazu gehört doch auch, 
daß ſie nicht Offizier werden können. 

Abgeordn. Freiherr v. Vincke: Ich muß mir eine 
Anmerkung in Betreff der Anwendung der Geſchäfts⸗ 
Ordnung erlauben. Dem Mitgliede für die jüterbogker 
Ritterſchaft iſt das Wort zugeftanden worden, ohne daß 
er an der Reihe geweſen ware oder ein perſonliches 
Faktum zu berichtigen hatte. 

Marſchall: Es iſt bis jetzt damit fo genau nicht 
genommen worden, denn wenn die vorherigen perſön⸗ 
lichen Fakta als ſolche zugelaſſen worden ſind, ſo wird 
auch gegen dieſe kurze Bemerkung nichts zu erinnern 
ſein. Wenn die Verſammlung jedoch wünſcht, daß ich 
in dieſer Hinſicht ſtrenger ſein ſoll, ſo will ich das 
gewiß thun. (Viele Stimmen: Nein, Nein!) 

Abgeordn. Freiherr von Vincke: Ich wollte mir 
zu meiner Rechtfertigung die Bemerkung erlauben, daß 
es ſich in dem einen Fall um etwas handelte, was die 
Provinz Sachſen betraf und von einem Mitglied die⸗ 
ſer Provinz widerlegt wurde. Der andere Fall betraf 
die Breslauer Kaufmannſchaft, welcher der betreffende 
Abgeordnete als Mitglied angehörte. Hier aber han⸗ 
delt es ſich um ein Prinzip für den ganzen Staat, 
und ich kann doch nicht recht einſehen, wie das Mit⸗ 
glied der jüterbogker Ritterſchaft die Vertretung des 
Gouvernements als ein perſonliches Faktum betrachten 


kann. (Gelächter. Bravo!) 
(Ruf zur Abſtimmung.) a 
Marſchall: Ich muß die hohe Verſammlung 


erſt fragen, ob fie den Schluß der Debatte wünſcht, 
und bitte diejenigen, welche dies wünſchen, aufzuſtehen. 
(Majoritat für den Schluß der Debatte.) 

Wir kommen alſo zur Frageſtellung. Ich werde 
wieder den Grundſatz befolgen, daß zuerſt diejenigen 
Vorſchläge zur Abſtimmung kommen, welche ſich am 
weiteſten von dem Entwurf entfernen, und daß dann 
erſt zum Entwurfe ſelbſt übergeg ingen werde. 

Sekretär Naumann: (Lieſt den erſten Vor⸗ 
ſchlag vor): - 

Sollen die Juden zu allen Staatsämtern zugelaffen 
werden, mit Ausnayme derjenigen, mit welchen eine 
Leitung oder Beaufſichtigung der chriſtlichen Kultus⸗ 
und Unterrichts⸗Angelegenheiten verbunden iſt? 

Marſchall: Es iſt auf die namentliche Abſtim⸗ 
mung angetragen worden. 

(Der Antrag findet hinreichende Unterſtützung.) 

Sekretär Naumann: (eLieſt noch einmal die vor 
rige Frage vor, und der namentliche Aufruf findet ftatt.) 

Die ſchleſiſchen Deputirten ſtimmten wie folgt: 

Namen. Ja. Nein. 

Allnoch, Erbſcholtiſeibeſitzer 
Bauch, Bürgermeiſter i fehlt. 
Berndt, Erb⸗ und Gerichtsſcholz 1 
Bleyer, Eibſcholtiſei-Beſitzer 0 
Bornemann, Medizinal⸗Aſſeſſor und 

Rathsherr 1 
Cochlovius, Erbſcholtiſei⸗Beſitzer 0 
Frhr. von Czettritz, Landrath 
von Diebitſch, Landes⸗Aelteſter 
Dittrich, Bürgermeiſter 
Doering, Kaufmann 1 


Baron von Durant, Landrath fehlt. 
Engau, Bürgermeiſter 0 
Facilides, Bürgermeiſter fehlt. 


Fiebig, Bürgermeiſter 

Feeitag, Erb: und Gerichtsſchulz 0 

Fritze, Apotheker, 

Baron von Gaffron, Kredit⸗Inſtitutdirektor 0 

Germershauſen, Kaufmann 1 

Göllner, Erbſcholtiſeibeſiger 0 

Haugwitz, Kreis⸗Deputirter 0 

Hayn, Kaufmann 0 

Hein, Erbſcholtiſei⸗Beſitzer 55 15 

Hirſch, Bürgermeiſter und Juſtitiar 

Graf von Hoverden, Kammerherr 

Karker, Kaufmann 

von Keſſel, Landesälteſter 

Krauſe, Gerichts ſchulz 

Krüger, Bürgermeiſter 

Lehmann, Apotheker 

von LEſtecg, Oberſt⸗Lieutenant 

Graf von Locben, Landes älteſter 

Matthis, Kreis⸗Deputirter 1 

von Maubeuge 

Meyer, Erbſchulz 

Milde, Kaufmann 1 

Moſchner, Kaufmann 

von Mutius, Rittmeiſter und Landes⸗ 
Aelteſter > 

Neitſch, Stadt⸗Syndikus 

Neumann, Rittergutsbeſitzet 


— ——— — 


e oo so 


fehlt. 
0 
fehlt. 
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Namen. Ja. 
von Ohneſorge, Landrath und Landſchafts⸗ 


Direktor 
von Prittwitz, Landrath 
Protze, Erblehnrichter 
Prüfer, Rathsherr 
Graf Pückler von Gröditz, General⸗Land⸗ 
ſchafts-Repräſentant 
von Raven, Rittergutsbeſitzer — 1 
Graf von Renard, Excellenz, wirkl. geh. 
Rath 1 
Fürſt Heinrich der 74ſte von Reuß⸗Köſte⸗ 
ritz, Rittergutsbeſitzer 
Richter, Partikulier . 
Richter, Kaufmann und Kämmerer 
Röhricht, Gerichtsſchulz 
Baron von Rothkirch⸗Trach, Ober⸗Landes⸗ 
Gerichts⸗Rath 0 
Sattig, Land⸗Syndikus fehlt. 
Graf von Saurma-Jeltſch, Ritterguts⸗ 
Beſitzer a | 
Schaefer, Kreisrichter 
Schneider, Kaufmann \ 
Scholz, Kämmerer 
Scupin, Freigutsbeſitzer 
Siebig, Holzyandler 
Sommerbrodt, Apotheker 
von Stegman, Major a. D. 
Steinbeck, Geh. Ober-Bergrath 
Graf von Strachwitz, Landſchafts⸗Direktor 
und Landrath 
Graf von Strachwitz, Landrath 
Graf von Strachwitz, Rittergutsbeſitzer 1 
Thomas, Erb⸗ und Gerichtsſchulz 
Freiherr von Tſchammer, Landesälteſter 
Tſchocke, Maurermeiſter 
von Uechtritz, Landrath 
Ungerer, Porzellan⸗Fabrikant 
Walliczeck, Erbſcholtiſeibeſitzer 
Baron von Wechmar, Landrath 
Werner, Apotheker 
Wiggert, Kaufmann 
von Wille, Landes⸗Aelteſter h 0 
Winkler, Erbſcholtiſeibeſitzer 0 
Wodiczka, Juſtizrath 0 
von Wrochem, Landes⸗Aelteſter fehlt 
Freiherr von Zedlitz⸗ Neukirch, Major und 
Landſchafts⸗Direktor 0 

Marſchall: Das Ergebniß der Abſtimmung iſt 
folgendes; die Frage iſt mit 220 gegen 215 Stimmen 
bejaht. 

Vor dem Schluß der Sitzung iſt der Verſamm⸗ 
lung noch ein Allerhöchſter Erlaß mitzutheilen. 

Eine Stimme: Da die vorſtehende Frage nicht 
mit einer Majorität von zwei Drittel angenommen wor⸗ 
den iſt, ſo verſteht es ſich doch von ſelbſt, daß die 
Gründe der Majorität und Minorität in dem Bericht 
angegeben werden. 

(Mehrere Stimmen: Ja wohl!) 

Sekretär Naumann (lieft die Allerhöchſte Kabi⸗ 
nets⸗Ordre wegen Ausſetzung des Schluſſes des 
Landtages am 19. d. M. vor): 

Wir Friedrich Wilhe em, von Gottes Gnaden, Kö⸗ 
nig von Preußen ꝛc. ꝛc. entbieten Unſeren zum erſten verei⸗ 
nigten Landtage verſammelten getreuen Ständen Unſeren 
guadigen Gruß. — Da ſchon jetzt mit Sicherheit voraus zu⸗ 
hen iſt, daß die von der Kurie der drei Stände in Bezug 
auf Unjer patent und die Veroldnungen vom 3. Februar 
d. J. beſchloſſenen, gegenwartig der 3 zur Be⸗ 
cathung vorlegenden Antrage dis zum 19. d. M. ihre Er: 
ud gung nich finden werden, fo wollen Wir für dieſe Ber: 
ane lungen des erſten vereinigten Landtages hierdurch noch 
auf jo lange Friſt ertbeilen, bis die Berathungen Unferer 
getreuen Stände Über jene Anträge beendigt und die Ber 
ſehle, zu denen Wer uns durch das Reſultat dieſer Bera⸗ 
hungen bewogen finden mochten, von Unſeren getreuen 
Stunden eriedigt fein werden. Wir haben Unſeren Land⸗ 
taägs⸗Kommiſſarius beauftragt, Uns anzuzeigen, an welchem 
Zuge hernach die Schließung des erſten vereinigten Land⸗ 
ages wud erfolgen konnen. — Uebrigens bleiben Wir Un. 
jerın getreuen Ständen in Gna en gewogen. — Gegeben 
Sansſouci, den 16. Juni 1847. 1 


— — — ——— 
S S S SSS 


S 228 28 288 


fehlt. 


—— — — 


(gez.) Friedrich Wilhelm. 


An 
die zum vereinigten Landtage ver⸗ 
ſammelten Stande. 

Marſchall: Da es doch möglich ware, daß nach 
dem Schluß der Berathung über den gegenwärtigen 
Gegenſtand morgen noch Zeit übrig bliebe, ſo will ich 
die Gegenſtände ankündigen, welche dann an die Tages⸗ 
Ordnung kommen, nämlich: zuerſt das Gutachten über 
die Aufhebung des Geleit⸗Zolles auf ruſſiſche und pol⸗ 
niſche Juden, ſodann die 8 Gutachten, welche neulich 
bereits an der Tages⸗Ordnung waren, jedoch wegen der 
Berathung der Allerhöchſten Propoſition über die Ver⸗ 
hältniſſe der Juden ausgeſetzt wurden. Es ſei denn, 
daß die Verſammlung wünſcht, daß andere Gutachten 
den Vorzug haben. 

(Einige Stimmen: vielleicht das über die Preßfreiheit.) 

Es iſt früher ſchon gewünſcht worden, daß das 
Gutachten wegen der Kredit = Anftalten für bäuerliche 
Beſitzer den Vorzug erhalten möge. 

Abgeordn. von Rothkirch: Zu dieſer Angelegen⸗ 
heit würde eine befondere Sitzung nöthig ſein, denn ſie 


Nein. iſt zu wichtig, als daß fie, fo zu ſagen, über's Knie ge 


brochen werden ſoll. = 

Marſchall: Da doch morgen ſehr wenig Zeit 
übrig bleiben wird, fo ſtelle ich anheim, ob ſich die 
Verſammlung nicht mit der Berathung über die angege⸗ 
denen kleineren Sachen begnügen will, und ſchließe die 
heutige Sitzung, bemerke auch noch, daß die ſtenogra 
phiſchen Berichte bis morgen früh 10 Uhr außliegen 
werden. (Schluß der Sigung 3 Uhr 50 Minuten.) 


Sitzung der Herren-Kutie am 15. Juni. 
Die Sitzung beginnt um 12 / Ude unter dem 

Vorſitz des Marſchalls Fürſten zu Solms. 

Marſchall: Wir kommen zur Fortſetzung der ge? 
ſtern abgebrochenen Berathung. Ich bitte den 
von Itzenplitz, den Bericht weiter zu erſtatten. 

Graf von Itzenplitz: Die Berathung war geſtern 
bis zu 9 14 vorgerückt. — Der $ 14 dos Geſeb⸗Vor⸗ 
ſchlags lautet: 


„8 14. Der Vorſtand iſt das Organ, durch welches 
Antrage oder Beſchwerden der Jadenſchaft an die Staate“ 
beporde gelangen. Er hat üver alle die Judenſchaſt be⸗ 
treffenden angelegenheiten und über einzeine zu ih. ge 
rige Weetglieder den Staais-⸗ und Kommunal, Behörden 
auf Erfordern pflichtmaßig und unter eigener Verantwort⸗ 
lichkeit Auskunft zu erthellen.“ 6 


Das Gutachten lautet: 
„Der Inhalt des $ 14 dat, fobald der Geſetz⸗Entwurf be⸗ 
tannt gewoaden, bei den J den viele Bedenten erregt UN 
erhebuche Wußuimmung hervorgerufen. — Man fürchlel, 
das durch dieſen Paragraphen den Vorſtehein des Ber? 
eins auch eine bürgerlich⸗politiſche Auſſicht üser ſeine 
ginder aufgebürdet wercen ſoue und ſie dadurch verpfli 
tet werden wurden, eine Art Polizei, vielleicht ſogar el 
geheime, zu uben, um über Jeden Auskunft geben zu ln 
nen. — Daß jede Corporaton über Angelegenheiten ihr 
Geſchafts⸗Bereichs der vorgeſetzten Regurung Auskunft # 
geben hat, beruht bereits in der augemeinen Geſetzgebung, 
Dies hier noch beſonders zu wiederholen, erſcheint vielleicht 
nützlich, da das Inuuut der Synagogen⸗Vereine ein neut 
iſt. Warum aber der Vorſtand über aue die Judenſcha 
betreffenden Angelegenheiten und ſogar über einzelne IH 
iyr geyorige Mitglieder und unter eigener Verantwortung 
Auskunft geben ſoll, iſt kaum abzuſehen, und es kant 
ſchweruch in Abrede geſtellt werden, daß die Faſſung die 
fs Paragraphen zu den Beſorgniſſen, die er hervorrieſ⸗ 
Veranlaſſung gegeben hat. — Die Abtheilung ſchlagt da 
her vor, den ganzen zweiten Satz des § 14 wegzulaſſen . 
Soute dies aber nicht beuebt werden, fo würden wenige 
nens die Worte des zweiten Satzes: „und über einzelne 
zu ihr gehörige Mitglieder,“ und ferner: „pflichtma 
und unter eigener Verantwortlichkeit,“ wegbleiben konnen, 
indem jene in der That beventlihen Inhalts und viele 
üverfluſſig erſcheinenz denn die Pflichtmaßigkeit verſteht 
ſich bei jeder amtuchen Aeußerung von ſelbſt.“ — Der 
Haupt⸗ Antrag geht aljo dahin, den ganzen zweiten Saß 
des Paragraphen wegzuaſſen; demgemaß wurde § 14 ſe 
lauten: „Der Vorſtand iſt das Organ, durch welches An' 
trage oder Beſchwerden des Synagogen » Vereins an die 
Staats- Behorde gelangen.“ 


Staats⸗Miniſter Eichhorn: Dieſer Paragraph 
hat, wie ich hemerke, ein großes Mißverſtändniß er⸗ 
fahren. Zuerſt habe ich aus dem Gutachten der ver 
ehrlichen Abtheilung erſehen, daß Furcht und Beſorg⸗ 
niß unter den Juden entſtanden, es ſei die Abſicht, 
mitteiſt dieſes Paragraphen eine Polizei, ja vielleicht 
gar eine geheime Polizei über Individuen einzurich⸗ 
ten. Man muß ſich billig wundern, wie bei den SW 
den, die doch auch preußiſche Staatsbürger find, ein 
ſolches Mißtrauen hat entſtehen können. Kennen fie ſo 
wenig die Geſinnung auch ihres Königs und Herrn, 
um argwöhnen zu konnen, daß Seine Majeftär den 
Meiniſtern erlauben würde, Ihm ein Geſetz vorzulegen , 
welches dieſe Abſicht und Tendenz hätte? Im Gegen 
theil hat gerade der Paragraph eine wohlthätige 
ſicht fur die Juden. Wenn darin geſagt wird, 
Vorſtand ſolle Auskunft geben auch über einzelne 
ſonen, ſo liegt die Abſicht fern, von Seiten der 
Staatsbehorde nach Konvenienzen Erkundigungen 
über das Benehmen und die Gefinnung dieſer Einze 
nen einzuziehen. Für die Staatsbehörde um ein 
ſolchen Zweckes willen iſt der $ 14 nicht vorgeſchlagen, 
ſondern im Intereſſe der Juden ſelbſt. Es ſollte ihnen 
namlich ein Mittel gegeben werden, wenn ihnen daran 
liegt, für Geſchafte, die ſie zu betreiben haben, oder 
dei Gelegenheit einer Anftellung, die ſie wünſchen, ſich 
eine Bürgſchaft zu verſchaffen, ein Zeugniß zu erwer⸗ 
ben, wodurch fie ſich darüber legitimiren, konnen, daß 
fie wirklich Männer der Art find, um. ihnen das Ver⸗ 
trauen gerade für das Gefhäft, für dieſe Anſtellung zu 
ſchenken. Es wird nach dem Paragraphen dieſe Legt⸗ 
timation in die Hände eines Vorſtandes gelegt, den ‚x 
ſelbſt wählen. Wie würde die Staatsbehörde auf den 
Einfall kommen, wenn fie die Abſicht hätte, eine Dr 
ligei und vollends eine geheime Polizei über die 
auszuüben, einen Vorſtand zu benutzen, welcher von den 
Juden ſelbſt gewählt iſt? Es ſcheint mir, wenn 1 . 
den Paragraphen im Zuſammenhange auffaßt, pe 
ſolche Furcht ganz widerfinnig iſt. Mag die Faſſ it, 
des Paragraphen, wenn man einmal mißtrauiſch 
eine andere Deutung zulaſſen, die Beftimmung 
aber, wie ich wiederhole, nur den Zweck, den 
ein Organ der Bürgschaft zu verſchaffen. Wäre 


uden 
dieſe 
(Fortſetzung in der vierten Beilage.) 
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u 142 der Breslauer Zeitung. 


Dinstag den 22. Juni 1847. 


Abſicht nicht geweſen, ſo würde der Paragraph weſent⸗ 


lich überflüſſig ſein, und man könnte ſich damit voll⸗ 
kommen einverſtanden erklären, ihn lieber ganz wegzu⸗ 
laſſen. Ich ſtelle der hohen Verſammlung anheim, ob 
ſie nach dieſer Erklärung es für nöthig hält, daß der 
zweite Satz des Paragraphen ganz wegbleibe, oder daß 
eine Faſſung gewählt werde, welche die wahre Abſicht 
der Regierung beſtimmter ausſpricht. 

(Nach einiger Debatte ſchritt man zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Wenn weiter keine Bemerkung er⸗ 
folgt, ſo kommen wir zur Abſtimmung. Die Frage 
iſt gerichtet auf den Vorſchlag der Abtheilung, der 


dahin geht, daß der zweite Satz des $ 14 ganz weg⸗ 


falle, und diejenigen Mitglieder, welche dieſem Antrage 
der Abtheilung beiſtimmen, würden dies durch Aufſtehen 


zu erkennen geben. — Der Antrag iſt angenommen. 


Wir kommen zum $ 15. 5 

Referent Graf von Itzenplitz. (Lieſt 9 15 des 
Geſetz⸗Entwurfs vor, desgleichen die darauf bezügliche 
Stelle des Abtheilungs⸗Gutachtens.) 

g 15. Wenn in einer Stadt, in welcher eine der 
beiden Städte⸗Ordnungen gilt, ſich ſo viele wahlberechtigte 
Bürger jüdiſchen Glaubens befinden, daß fie mindeſtens die⸗ 
jenige Zahl der ſtädtiſchen wahlberechtigten Bürgerſchaft er⸗ 
reichen, welche eine Theilung der Geſammtzahl der letzteren 
durch die Zahl der Stadtverordneten ergiebt, ſo kann auf 


den Grund einer zwiſchen den ſtädtiſchen Behörden und dem 


Vorſtande der Judenſchaft unter Zuſtimmung der Repräſen⸗ 
un ſtattſindenden Einigung den jüdiſchen wahlberechtig⸗ 
ten Bürgern geſtattet werden, einen oder nach dem angege⸗ 
benen Verhältniſſe auch mehrere Verordnete nebſt Stellver⸗ 
tretern aus ihrer Mitte zu wählen, welche in der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung in allen, nicht das chriſtliche Kir⸗ 
chen⸗ und Schulweſen betreffenden Angelegenheiten Sitz und 
Stimme haben; dagegen ſcheiden alsdann die Juden bei den 
Wahlen der übrigen Stadtverordneten, deren Zahl ſich nach 
Maßgabe der eintretenden jüdiſchen Verordneten vermindert, 
als Wähler und Wahl⸗Kandidaten aus. — Das Ergebniß 
einer ſolchen Vereinbarung unterliegt der Beſtätigung der 
Regierung und iſt in das en ls Ortsſtatut aufzunehmen. 
— Bei der ſeitens der Juden ftattfindenden Wahl von Ver⸗ 
ordneten aus ihrer Mitte ſinden die Vorſchriften und Bedin⸗ 

ungen Anwendung, welche für die Stadtverordneten⸗Wahlen 
Mer daupt an dem betreffenden Orte maßgebend ſind. 


Zu 8 15. Der $ 15 hat zu umfaſſenden Erörterungen 
a ung gegeben. Derſelbe bezieht ſich lediglich auf 
bürgerliche Verhältniſſe der Juden, auf ihre Vertretung in 
der Stadtgemeinde, und es kann in etwas Wunder nehmen, 
wie dieſe Beſtimmung hier in das Geſetz kommt, wo ſonſt 
von Kultus⸗ und Schul⸗Angelegenheiten gehandelt wird. Zu⸗ 
nächſt iſt nun zu beachten, daß ſowohl nach der alten, als 
nach der neuen Städte⸗Ordnung der jüdiſche Glaube weder 
die Ausſchließung von der Stadtverordneten⸗Verſammlung 
begründet, noch ein Recht in derſelben zu erſcheinen und ver⸗ 
treten zu werden, verleiht. Eben ſo verhält es ſich nach der 
rheiniſchen Gemeinde⸗Ordnung, und nur durch die weſtfä⸗ 


iſche Gemeinde⸗Ordnung werden Juden von der Gemeinde: 


Vertretung ausgeſchloſſen. Im Allgemeinen ſteht alſo jetzt 
die Sache ſo, daß Juden, wenn ſie das Vertrauen ihrer 
Mitbürger genießen, in die Gemeinde Vertretung gelangen 


können, daß ſie dann aber nicht als Juden, ſondern als Bür⸗ 


er hineinkommen, und daß ſie nicht darin erſcheinen, wenn 
fe das Vertrauen der Mitbürger noch nicht in dem Grade 
gewonnen haben, daß fie gewahlt werden. Dies Verhältniß, 
was wohl ein natürliches und gutes ſein dürfte, wird nun 
zwar nicht durch den Inhalt des $ 15 aufgehoben, es wird 
aber eine Durchlöcherung deſſelben zugelaſſen und dadurch 


die Aufhebung angebahnt. Es ſoll zuläſſig ſein, daß die Ju⸗ 
den ee als Juden in die Gemeinde⸗Vertre⸗ 
tung ſenden. Wird eine ſolche Einrichtung getroffen, ſo ha⸗ 


ben dann auch Juden ein Rech t, als Juden in die Stadt⸗ 


verordneten Verſammlung zu gelangen, auch wenn fie das 
Vertrauen der chriſtlichen Einwohner gar nicht beſitzen. 
Es liegt ſehr nahe, daß ſie ſich dann auch für verpflichtet 
halten werden, zunächſt das Intereſſe der Juden und nicht 
das der Stadt zu fördern, was dem Gemeinſinn gewiß ſcha⸗ 
den wird. Außerdem möchten, wenn einmal dies Prinzip Ein⸗ 
gang findet, auch chriſtliche Konfeſſionsverwandte eine beſon⸗ 
dere Vertretung in der Stadtverordnetenverſammlung ver⸗ 
langen: ſo könnten wir denn leicht in einer großen Stadt 
die Stadtverordneten⸗Verſammlung in Vertreter veligiöfer 
Körperſchaften gethrüt und zerfallen feyen. — Eine ſolche 
Scheidung iſt dem Weſen der Städte⸗Ordnung fremd, ſie 


will, daß alle Bürger und Vertreter der Stadt durch ein 


gemeinſames Band des Gemeinſinnes für das Wohl derſel⸗ 
ben vereinigt werden. — Eine Einrichtung, wie fie der 8 15 
vorſchlägt, wid erſpricht aber auch dem durch die Bundesakte 
beſtätigten Juden⸗Edik von 1812. Nach dem $ 7 dieſes Ge⸗ 
ſetzes ſollen die Juden gleiche bürgerliche Rechte mit den 
Chriſten haben, alſo nicht eine beſondere Vertretung in der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung. — Jede kaſtenmäßige Ab⸗ 
ſonderung der Juden dürfte ihrer Fortbildung nicht förder⸗ 
lich, ſondern dazu geeignet ſein, hergebrachte Anſichten, viel⸗ 
leicht Vorurtheile, aufrecht zu erhalken. — Aus allen dieſen 
Gründen ſchlägt die Majoritäl der Abtheil. mit ö gegen 1 Stimme 
vor, die Weglaſſung dieſes ganzen Paragraphen zu beantragen. 
Die Minorität der Abtheilung macht für ihre Anſicht fol⸗ 
gende Gründe geltend: Sie ſieht in der vorgeſchlagenen 
Beſtimmung die Anſicht der Regierung ausgeſprochen, auto⸗ 
nomiſche Rechte zu begünftigen; fie it überhaupt im Prin⸗ 


zig dafür, die Regierung gerade da zu unterſtützen, wo es 


ſich darum handelt, aus dem Vormundſchafts⸗Prinzip heraus⸗ 
zutreten. Die Minorität ſtimmt daher für Beibehaltung des 
$ 15, wenn zu demſelben der Zuſatz gemacht wird: daß es 
den Juden jederzeit frei ſteht, die Wiederaufhebung der ge⸗ 
troffenen Vereinigung unter Zuſtimmung der ſtädtiſchen Be⸗ 
hörden zu veranlaſſen, ohne daß hiergegen der Regierung 
ein Widerſpruchsrecht zuſteht. 


Bei der Berathung der weiteren Paragraphen die⸗ 
ſes Geſetzes ift die Abtheilung in Uebereinſtimmung mit 
dem Geſetz⸗Entwurf von der Anſicht ausgegangen, daß 
die Juden im geſetzlichen Sinne zu den „geduldeten“ 
Religions⸗Geſellſchaften gehören. Es entſpricht dies den 
Grundſätzen des Religions⸗Edikts vom 9. Juli 1788, 
den ſonſtigen geſetzlichen Verhältniſſen der Juden in 
den meiſten Landestheilen, in welchen das Religions⸗ 
Edikt nicht gelten möchte, und der bisherigen Praxis der 
Staats⸗Verwaltung. Auch aus dem Edikt vom 11. 
März 1812 iſt ein anderer Grundſatz nicht herzuleiten. 
(Allg. Landrecht Thl. II. Tit. 11. § 20.) 


(Man ſchritt abermals nach kurzer Debatte, wie 
folgt, zur Abſtimmung.) 5 

Marſchall: Wenn keine weitere Bemerkung 
erfolgt, ſo kommen wir zur Abſtimmung, und zwar in 
der Art, daß diejenigen, welche dem Antrage der Ab⸗ 
theilung, daß der Paragraph wegfalle, beiſtmmen, dies 
durch Aufſtehen zu erkennen geben. — Dem Antrage 
iſt beigeſtimmt, und wir kommen zu dem § 16. 


Neferent: Die folgenden Paragraphen handeln 
von dem Kultusweſen. — (Vorleſung § 16 des Ge⸗ 
ſetzes, und des Gutachtens ad. § 16.) 

2 9 16, 

Die auf den Kultus bezüglichen inneren Einrichtungen 
bleiben der Vereinbarung jeder einzelnen Judenſchaft, r⸗ſp. 
deren Vorſtehern und Repräſentanten überlaſſen. Die Re⸗ 
gierung hat von dieſen Einrichtungen nur inſoweit Kenntniß 
zu nehmen und Entſcheidung zu treffen, als die öffentliche 
Ordnung ihr Einſchreiten erfordert. — Zum § 16 iſt bei der 
Abtheilung nur ein Zuſatz in Anregung gekommen, welcher 
jedoch die Majorität nicht erhalten hat, ſondern mit 4 gegen 
3 Stimmen abgelehnt worden iſt. — Der Inhalt dieſes Pa⸗ 
ragraphen entſpricht ganz den 85 46—48. Tit. 11, Th. II, 
des allgemeinen Landrechts. Wenn alſo die Vereine Syna⸗ 
gogen⸗Ordnungen annehmen und dieſe die Genehmigung der 
Regierung inſofern erhalten, daß der Staat nichts gegen 
den Inhalt zu erinnern findet: ſo haben dieſe Synagogen⸗ 
Ordnungen die Natur der Polizei⸗Geſetze. Hiernach iſt es 
züläſſig und auch gerathen, daß die Synagogen⸗Ordnungen 
zuweilen Geldſtrafen gegen Störungen des Gottesdienſtes 
androhen; es fragt ſich, ob dieſe von dem Vorſtande des 
Vereins oder auf Antrag deſſelben von der Orts⸗Polizei⸗ 
Behörde ſeſtgeſetzt und eingezogen weeden ſollen. Die Vor: 
ſteher der Juden im Poſenſchen wünſchen öfter Letzteres, 
um dem Vorſtande das Odium der Straffeſtſetzung zu er⸗ 
ſparen, und die Minorität hielt dies auch für paſſend, wäh⸗ 
rend die Majorität eine ſolche Einmiſchung der Polizei⸗Be⸗ 
hörde, ſelbſt auf Antrag des Vorſtandes, für bedenklich hielt. 
— Sollte die Anſicht der Minorität bei der hohen Kurie 
Anklang finden, fo dürfte der beregte Zuſatz möglicher Weiſe 
dahin gefaßt werden können: 

„Auf Anſuchen des Vorſtandes hat die Polizei⸗Behörde die 
Geldſtrafen feſtzuſetzen und einzuziehen, welche durch eine 
Ae eingeführte Synagogen⸗Ordnung angedroht wor⸗ 
en ſind. 


Im Allgemeinen empfiehlt die Abtheilung den $ 16 und 


eben fo auch den $ 17 zur Annahme. 


Marſchall: Wenn keine weitere Bemerkung er⸗ 
folgt, ſo kommen wir zur Abſtimmung und zwar in 
der Weiſe, daß diejenigen Mitglieder, welche dem An⸗ 
trage, wie er vorliegt, beitreten wollen, dieſes durch 
Aufſtehen zu erkennen geben. 2 

Referent Graf von Itzenplitz: Der Antrag lau⸗ 
tet: „Auf Anſuchen des Vorſtandes hat die Polizei⸗ 
Behörde die Geldſtrafen feſtzuſetzen und einzuziehen, 
welche durch eine geſetzlich eingeführte Synagogen⸗Ord⸗ 
nung angedroht worden ſind.“ 

Graf Mork: Wenn ich recht verſtanden habe, fo 
ſoll jetzt die Anſicht der Minorität zur Abſtimmung 
kommen. i f 

Marſchall: Der Vorſchlag iſt von 6 Mitglie⸗ 
dern unterſtützt worden, und dies iſt die Veranlaſſung, 
weshalb ich ihn jetzt zur Abſtimmung bringe. Es wür⸗ 
den diejenigen, welche dem Vorſchlage beitreten, dies 
durch Aufſtehen zu erkennen geben. 0 

Die Majorität iſt dem Vorſchlage beigetreten. Wir 
kommen zu § 17. 

Referent Graf von Itzenplitz: (Xieft vor.) 

$ 17. Dem Statute einer jeden Judenſchaft bleibt die 
Beſtimmung darüber vorbehalten, ob Kultusbeamte angeſtellt 
und wie dieſelben gewählt werden ſollen. Bis dahin behält 
es wegen dieſer Wahlen bei demjenigen, was in den einzel⸗ 
nen Judenſchaften herkömmlich iſt, und in Ermangelung 
eines feſten Herkommens bei den allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften wegen der Wahl von Geſellſchaftsbeamten ſein Be⸗ 
wenden. Die gewählten Kultusbeamten dürfen in ihr Amt 
nicht eher eingewieſen werden, bis die Regierung erklärt hat, 
daß gegen ihre Annahme nichts zu erinnern iſt. Die Re⸗ 
gierung hat bei dieſer Erklärung außer den Förmlichkeiten 
der Wahl nur darauf Rückſicht zu nehmen, daß die gewähl⸗ 
ten Kultusbeamten unbeſcholtene Männer ſind. 5 

Das Gutachten hierzu lautet: „Im Allgemeinen em⸗ 
pfiehlt die Abtheilung den $ 16 und eben fo auch den $ 17 
zur Annahme.“ 

§ 17 wird zur unveränderten Annahme Seitens der Ab⸗ 
theilung empfohlen. 

Marſchall: Der Paragraph iſt angenommen. 

Referent Graf von Itzenplitz (trägt vor): 


§ 18. Entſtehen innerhalb einer Judenſchaft Streitig⸗ 
keiten über die inneren Kultus⸗Einrichtungen, welche auf 
Bildung einer neuen Synagoge abzielen, ſo ſind die Miniſter 
der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten und des Innern ermächtigt, 
auf den Antrag der Intereſſenten eine Begutachtung der ob⸗ 
waltenden Differenzen durch eine zu dieſem Zweck einzuſetzende 
Kommiſſion eintreten zu . Kann durch den Ausſpruch 
der Kommiſſton der Konflikt nicht ausgeglichen werden, fo 
haben die Miniſter unter Benutzung des von der Kommiſſion 
abgegebenen Gutachtens darüber Anordnung zu treffen, ob 
und mit welcher Maßgabe die Einrichtung eines abgeſonder⸗ 
ten Gottesdienſtes oder die Bildung einer neuen Synagoge 
zu geſtatten iſt; zugleich haben dieſelben mit Ausſchluß des 
Rechtsweges zu beſtimmen, welcher Theil im Beſitz der vor⸗ 
handenen Kultus⸗Einrichtungen verbleibt. 

Bei dem § 18 ſind der Abtheilung die Worte; „ob 
und“ (in der vierten Zeile von unten) bedenklich erſchienen. 
Aus dieſen könnte gefolgert werden, daß die Behörde auch 
das Recht habe, die begehrte Trrunung pure zu verſagen. 
Es iſt dies wohl nicht die Abſicht des Geſetzgebers, und der 
Staat kann keinen Grund haben, ſolche Trennung zu hin⸗ 
dern; es kommt nur darauf an, die Modalitäten derſelben 
zu ordnen und feſtzuſtellen. Die Abtheilung beantragt da⸗ 
her einſtimmig, die Worte: „ob und“ wegzulaſſen, übrigens 
aber den Paragraphen anzunehmen. In der letzten Zeile 
deſſelben wird nach der Anſicht des königl. Rathes, welcher 
den Berathungen der Abtheilung beiwohnte, ſtatt: „Kultus⸗ 
Einrichtungen“ beſſer zu ſagen fein: „Vermögen des Syna⸗ 
gogen⸗Vereins.“ — Die Abtheilung war hiermit ganz ein⸗ 


verſtanden. 
(Schluß folgt.) 


(Berichtigung .) 
In Nr. 139 der Bresl. Ztg. Seite 1555 dritte 
Spalte ſteht in der Abſtimmungs⸗Liſte: 
„Sattig, Land⸗Syndikus, fehlt.“ 
Es muß aber heißen: . 
„Sattig, Land⸗Syndikus, ja.“ 


Verantwortlicher Redakteur Dr. J. Nimbs. 


Mr 


J 


An die geehrten Zeitungsleſer. 


10 Die Pränumeration auf die Breslauer Zeitung und die Schleſiſche Chronik für das nächſte Vierteljahr (Juli, Auguft, September) beliebe man fo 


zeitig zu veranlaſſen, daß vor dem 1. Juli auch von auswärts die. Beſtellungen durch die nächſte Poſt⸗Behörde bei dem hieſigen Königlichen Ober⸗Poſt⸗Amte eins 
gegangen ſind. Der Preis iſt der bisherige, wie er am Schluſſe der Beilage angegeben. Die hieſigen Abonnenten wollen ſich gefälligſt an die Expedition, Herrenſtraße 


Nr. 20, oder an eine der nachbenannten Commanditen wenden. 


Albrechtsſtraße Nr. 53, bei Herrn Schuhmann. 
Bieiteſtraße Nr. 40, bei Herrn Steulmann. 


Matthias ſtraße Nr. 17, bei Herrn Sympher. 
Neumarkt Nr. 12, bei Herrn Müller. 


Bürgerwerder, Waſſergaſſe Nr. 1, bei Herrn Rösner. Neumarkt Nr. 30, bei Herrn Tietze. 
Frledrich⸗Wilhelms⸗Straße Nr. 5, bei Hm. Herrmann. Nikolaiſtraße Nr. 69, bei Herrn Geiſer. 
Friedrich⸗Wilhelms⸗Straße Nr. 9, bei Hrn. Schwarzer. Ohlauerſtraße Nr. 18, bei Herrn Thiel. 


Gräbſchner Straße Nr. I a, bei Herrn Forchner. 
Junkernſtraße Nr. 30, bei Herrn Schiff. 
Karlsplatz Nr. 3, bei Herrn Kraniger. 
Kloſterſtraße Nr. 1, bei Herrn Beer. 

Kloſterſtraße Nr. 18, bei Herrn Spring. 


Ohlauerſtraße Nr. 38, bei Herrn Koltzhorn. 


Ohlauerſtraße Nr. 80, bei Hrn. Lehmann u. Lange, 


Reuſcheſtraße Nr. 12, bei Herrn Eliaſon. 
Reuſcheſtraße Nr. 37, bei Herrn Sonnenberg. 
Ring Nr. 6, bei Herren Joſef Max u. Komp. 


Die Expedition der Breslauer Zeitung. 


Ring Nr. 30, im Anfrage- und Adreß⸗Büreau. 
Roſenthalerſtraße Nr. 4, bei Herrn Helm. 
Sandſtraße Nr. 12, bei Herrn Hoppe. 
Schmiedebrücke Nr. 56, bei Herrn Leyfer. 
Schweidnitzerſtraße Nr. 36, bei Herrn Stenzel. 
Neue Schweidnitzerſtraße Nr. 4, bei Herrn Binde 
Neue Schweidnitzerſtraße Nr. 6, bei Herrn Lorcke. 
Stockgaſſe Nr. 13, bei Herrn Kar naſch. 

Neue Taſchenſtraße Nr. 4, bei Herrn Kahn. 
Weidenſtraße Nr. 25, bei Herrn Siemon. 


Kunſtausſtellung. 
II. 

Die zweite Hälfte der diesjährigen Kunftausftellung 
iſt ſeit dem 10. d. Mis. aufgeſtellt, und wir wollen 
uns beeilen, den Freunden der Kunſt in kurzer Ueber⸗ 
ſicht die vorzüglichern Gegenſtände anzuzeigen und vor⸗ 
zuführen: überzeugt daß dieſe 2. Hälfte namentlich ſo 
reich an größern hiſtoriſchen Gemälden, ſich des reichen 
Beifalls der Kunſtfreunde zu erfteuen haben wird. Zu⸗ 
erſt die Figuren⸗Bilder, und vor allen die ſtrenger hi: 
ſtoriſchen. Unter dieſen nennen wir zuvörderſt die von 
fremden Künſtlern, und hier das von Horace Ver⸗ 
net Nr. 542, das Schlachtfeld von Haſtings 
am Morgen nach der Niederlage der Sachſen 
gegen Wilhelm den Eroberer, 14. Oct. 1066. 
Die Prinzeſſin Editha mit dem Schwanenhalſe er⸗ 
kennt den König Harald, ihren Verlobten — den 
letzten Sachſenkönig von England unter den Erſchlage⸗ 
nen, unter einer aus Baumſtämmen errichteten Feldfeſte. 
Die Fürſtin iſt von Geiſtlichen begleitet; neben dem 
Könige die Leichen der Grafen v. Weſtſer, und der 
mit ihm gefallenen Brüder. In der Ferne das nor⸗ 
männiſche Lager. Wenn vielfach dem Bilde Schorns 
vorgeworfen worden iſt, daß es aller geſchichtlichen Treue 
enibehre, fo würden Viele geneigt fein,‘ dem Gemälde 
Vernets nachzuſagen, daß deſſen Auffaſſung mehr 
gäbe als die biftorifhe Wahrheit, und daß die Darſtel⸗ 
lung über die Gränzen der Kunſt ſich hinaus bewegt. 
Dem iſt aber nicht alſo. Die Schlacht dei Haſtings 
iſt eine der entſcheidenſten, welche je geſchlagen wurden, 
ſie vernſchtete die angelſächſiſche Herrſchaft, und brachte 
ein neues Volk und neue Regenten in ein Reich, wel⸗ 
ches ſchon fo vielen Stürmen hingegeben geweſen 
war. Auch der Moment iſt wichtig, dieſe Schlacht 
ſetzte den großen Bewegungen der Welt — den 
Völkerwanderungen das letzte Ziel. In dem vor 
uns ſtehenden Bilde erblicken wir die letzte Kataſtrophe 
dieſes Zeitabſchnitts. Vergebens ſuchte man den Leich⸗ 
nam Haralds, bis Editha, die im Carmen de 
bella hast ing als die ſchwanenhälſige Geliebte 
des Gefallenen bezeichnet iſt, fie entſtellt unter den Lei⸗ 
chen, an „untrüglichen Kennzeichen“ wlederfand. 
Dieſer Augenblick iſt von dem Künſtler mit ergreifen: 
der Wahrheit dargeſtellt worden. Der ganze Schrecken 
der Zerſtörung in dem mit mächtigen Baumſtämmen 
umgebenen Lager, erſcheint vor unſern Augen, und in 
der Geſtalt der ſchönen Editha, die von den Mönchen 
von Waltham geführt wird, die mit Entſetzen er⸗ 
füllte Geliebte dis Erſchlagenen. Die Leichen der Er⸗ 
ſchlagenen, und vor ihnen die des gefallenen Königs, 
bedecken die rechte Seite des Bildes, und ſind mit der 
erſchütterndſten Naturtreue dargeſtellt; ein Laien⸗Bruder 
hebt den einen ſchwer verwundeten Körper auf, und fo 
erſt erſcheinen die ausgeſtreckten Körper der andern 
Todten und der getödtete König: Die Ruhe des 
Todes nach ſo hartem Kampfe, der allerdings durch 
Haralds Treubruch entzündet worden, ſteht gegenüber 
dem lebendigſten Schmerz derer, welche die Todten ent⸗ 
deckten, und wer die Geſchichte kennt, wird bald ent⸗ 
decken, daß der Künſtler feinen Gegenſtand in feiner 
innerſten Tieſe begriffen hat. Das Bild ſelbſt, abge⸗ 
ſehen davon, ob der Gegenſtand überhaupt ein Vor⸗ 
wurf der Kunſt ſein ſollte, iſt mit einer Kraft dargeſtellt 
und mit einer Natur- Beobachtung, wie fie nur einem 
großen Meiſter gegeben iſt. Das Leben und der Tod, die 
Leldenſchaft und die Ruhe ſtehen im lebendigſten Ge⸗ 
genſatz, und in der großen tragiſchen Wirkung liegt 
eben die Morfie des Bildes ſelbſt; die wie die alten 
Sänge und Sagen, welche aus jener Zeit zu uns her⸗ 
übergeklungen, auch im Bilde die Saiten des Herzens 
anſchlagen und in tiefem Schmerz erklingen laſſen. — 
(Eine ſchöne Beſchreidung der Schlacht von Haſtings 
iſt nachzuſchen in Lappenbergs Geſchichte von Eng: 
land. 1. Band, 1834. S. 549 u. f.) Das andere 
Bild eines bedeutenden franzöſiſchen Meiſters, iſt das 
von Charles Girardet — welches uns zu unſerer 
Ausſtelnng von Sr. Majeſtät dem Könige beivilliget 
worden iſt. Ne. 171, „die Unterbrechung einer 
gottesdienſtlichen Verſammlung von Prote⸗ 
ſtanten in einer Höhle der Cevennen durch 
bewaffnete Macht unter Führung von Mön⸗ 
chen“. Der Aufhebung des Ediktes von Nantes, den 
18. Okt. 1685, waren nach und nach die Auswande⸗ 
rung einer großen Anzahl gewerdfleißiger Franzoſen, 
und fpäter die blutigen Verfolgungen der Proteftanten, 
namentlich im ſüdlichen und öſtlichen Frankreich, und 
der mit gleichem Fanatismus geführte Cevennen ⸗ Krieg 
gefolgt, von deſſen Gräueln die Geſchichte uns Scenen 
der Barbarei aufbehalten hat, die dem gepriefenen Zeit: 
alter Ludwig XIV. ſtets zur höchſten Schmach gerels 
chen werden. Ein poetiſches Bild dieſes religiöfen Auf⸗ 
ſtandes hat uns Tieck in ſeiner unvollendeten ſo herr⸗ 
lichen Novelle gegeben, in der der wahre Glaubens: 
muth der verfolgten Chriſten fo ſchön geſchildert iſt. 
Das Bild von Girardet möchte man der Dichtung 
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ten in einer einſamen Höhle verfammelt, in welcher 


ein Gedicht des Malers. 


der Prediger ſie in ihrem Glauben geſtärkt hatte. Hier 
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werden ſie von der wilden Rotte der Verfolger unter 
Anführung von Mönchen überraſcht, und von der ro⸗ 
hen Gewalt erfaßt. Hier iſt nichts von Gegenwehr 
und Empörung, der Friede, den die religiöſe Ueberze u⸗ 
gung und der feſte Glaube gewähren, ſpiegelt ſich in 
dem begeiſterten Prediger und in der Gemeinde, die um 
ihn verſammelt it — meſſtens bejahrtete und ernſtere 
Perſonen und Frauenzimmer; — die Scene «rin: 
nett an das Märtprerthum der erſten Chriſten in den 
Katakomben, in denen wehrlos, aber feſt an der gewon⸗ 
nenen Ueberzeugung haltend, dieſe hingeopfert wurden. 
Es iſt alſo auch in dieſem Bilde die hiſtoriſche Treue 
bewahrt, und weder das Maaß einer Darſtellung übers 
ſchritten noch verletzt. Ueberall iſt der Charakter feſt⸗ 
gehalten und nichts hinzugefügt, was irgend einen Abſcheu 
hervorzurufen im Stande wäre; die Folgen der bö⸗ 
ſen That zu bedenken, iſt der Phantaſie des Beſchauers 
überlaſſen, und hierzu fehlt die Gelegenheit nicht. Vor⸗ 
treffich und ergreifend iſt das ganze Bild zuſammen⸗ 
gedacht, und eben fo künſtleriſch behandel!. Ein war⸗ 
mes, ſchönes, faſt zu geſuchtes und lebendiges Koloeit, 
gelungene Gruppicung, eine harmoniſche Beleuchtung 
und charakteriſtiſche Auffaſſung der einzelnen Figuren, 
einzelner Geſtalten — wie der ganzen Gruppe zeichnen 
das Bild des trefflichen Meiſters aus, und geben im 
unter den neuern Gemälden unſerer Zeit eine bedeu⸗ 
tende Stelle. 

Das 3. größere hiſtoriſche Bild dieſer Ausſtellung 
iſt das von Bouterweck — derzeit in Paris. (Eis 
genthum St. Majeſtät des Königs.) Ne. 89, 
die Taufe des Kämmerers der Mohrenkönt⸗ 
gin (Candazes) du ich den Apoſtel Philippus. 
(Apoſtelgeſchichte Kap. 8, Vers 26 — 40. — Die Be 
a als genau bekannt norausfigend, müſſen wir 
dem Künſtler das Zeugniß geben, daß dieſes ſein Ge⸗ 
mälde von viel größerem Ernſt und tieferer Auffaſſung, 
von viel gelungenerem Kolorit und guter Charakteriſtik 
erſcheint, als viele ſeiner frühern und ſelbſt ſeiner grö⸗ 
fern hiſtoriſchen, auch von größerer Selbſiſtandigkeit 
zeugt es, indem es von der franzöſiſchen Nachahmung 
ſich mehr entfernt, 
durchſcheinen laßt wie das namentlich demjenigen Bilde 
anhing, welches wir in der erſten Hälfte dieſer Aus⸗ 
ſtellung ſahen; es gehört mithin unter die ſchönen, 
wohlverſtandenen und ihren Gegenſtand charaktetiſtiſch 
darſtellenden Bilder dieſer letzten Zeit, in dem auch das 
deutſche Gemüth, frei vom Theater ⸗ Effekt anderer 
Schulen, natürlich ſich ſpüren läßt — und er⸗ 
wärmt. 

Mit wahrem Vergnügen und erneuerter Hochach⸗ 
tung begrüßen wir unſern Landsmann Ludwig Ro⸗ 
ſenfelder, derzeit zu Königsberg als Direktor der 
böhern Kunſtſchule daſelbſt. Sein ſchönes Gemälbe 
Nr. 406, Karl J. König von England nimmt 
vor ſeiner Enthauptung Abſchied von ſeinen 
Ae der viergehnjährigen Prinzeſſin 

liſabeth und dem noch jüngern Herzog von 
Gloceſter, 1649. — Bei der vorigen Ausſtellung 
ſahen wir denſelben Fürſten, umgeben vom Glanz ſet⸗ 
nes Hofes, umſtrahlt von der Sonne des Glücks; 
in dieſem Bilde an der letzten Gränze des Unglückes 
und des Lebens, von dem ihn nun bald der gewaltſame 
Tod trennen ſollte. Den rührendſten Moment dieſes 
letzten Abſchnittes, den Abſchied von zwei gelſebten Kin⸗ 
dern, die er der Gewalt einer aufgeregten Bevölkerung 
hinterließ, hat der Künſtler auf eine höchſt einfache Weiſe, 
aber mit innerer Wahrheit aufgefaßt, 
Wehmuth des Vaters und den Schmerz der Kinder, 
in ihrer Unſchuld, welche das drohende Unglück noch 
nicht begriffen, dargeſtellt hat. Des Königs Porträt⸗ 
Aehnlichkeit iſt beibehalten, wahrſcheinlich auch die der 
Kinder; aber das Bild iſt nicht etwa eine van Dyk⸗ 
ſche Nachahmung, ſondern ein aus dem ſchaffenden 
Geiſte des Künſtlers ſelbſt hervorgegangenes poetiſches 
Erzeugniß. Unſer Gemüth wird von dem Schmerz an⸗ 
geregt, nicht zerriſſen, und wenn der Verftand uns das 
Opfer der Schwäche in dem unglücklichen König nicht 
unerkannt läßt, ſo wendet ſich das Herz vollig dem 
Unglück zu, welches den Menſchen bedroht. Das 
Bild iſt außerdem vortrefflich geardeitet, warm und 
ſchön gemalt, tadellos gezeichnet — z. B. die Hände, 
und ſehr gut gruppitt; es iſt ein ſchönes Bild, und 
eben deshalb würde es jeder Sammlung zur Zierde ge⸗ 
reichen, ohne daß der Gegenſtand ſelbſt uns nöthig te, 
den Blick abzuwenden. 

Die Cleopatra — von Peofeffor Kanne⸗ 
gieſſer, Nr. 252 in dem Moment, in wel⸗ 
chem fie ſich den Tod gab, aufgefaßt, iſt eines derjeni⸗ 
gen Bilder, von denen wir in einem frühern Bericht 
erwähnten, daß fie in unſeter Zeit weniger das allge: 
meine Intereſſe zu erwecken vermöchten; es gehört 
in Verbindung mit ihrem Beiblatre: „D! 
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deter wir ſogleich gedenken wollen, 
in Bezug auf die maleriſchen 
Gegenſtände nicht mehr zu den herrſchenden Anſich⸗ 
ten ſich fügt. Es wird aber die Zeit kommen, welche 
den Werth ſolcher Kunſtbeſtrebungen wieder anerkennen 
wird, So wie ſich das Gehör an der modernen Mu⸗ 
ſik der italienifhen Opern, obwohl zwar voll Melodie, 
und an allen den Etüden obwohl voll techniſcher Fertigkeit, 
endlich ſalt hört, ſo auch das Auge an der übertriedenen 
Romantik und Sentimentalität der Malerſchulen. — 
Man wird die unbeschreibliche und fade gewordene 
Adoration der Antike einer kaum verfloſſenen Periode 
in der Malerei nicht wieder aufkommen laffen, noch 
weniger die falſche Nachahmung der Malerſchulen dis 
15. und 16. und früherer Jahrhunderte; allein der 
Ernſt, der ſich mit der Kunſt ewig einigen eh und 
den Flitter verachtet — der wird einem iſchlechte, 
welches derzeit einer mechanſſchen. Anſicht hingegeben 
iſt, wieder die Augen öffnen in das wunderbare 
Land der Poeſie, deſſen Thore uns verſchloſſen ſcheinen. 
Wir müſſen alſo alle die Andeutungen, welche u 
zur Wahrheit hinleiten, auch in einer geringern Bol 
kommenheit anerkennen. Die Cleopatra gehört zu 
dieſen, und hat einen entſchiedenen künſtleriſchen Werth. 
Daſſelbe gilt von Emil Jacobs: Simſon, von 
den Philiſtern gebunden, Nr. 244 — einem 
Gemälde voll künſtleriſcher Intentionen, trefflichem Kos 
lorit und ſchöner Anordnung. Hierbei iſt uns ein 
Blick in eine kaum vorübergegangene Zeit geſtattet, in 
den Nachlaß eines unlängſt verſtorbenen tüchtigen un 
wackern Künſtlers, Koch in Rom. In feinem my 
thologiſchen Bilde Nr. 276, der Sieg der Diana, 
ſehen wir, ohne ängſtliche Imitation, die geiſtreiche 
Studie, eben ſo die Natur in ihrer edlen Erſcheinung, 
als den Hauch der Kunſt der alten italieniſchen Mel 
ſterſchaft. Von dieſem Hauch belebt iſt das ander! 
Bild dieſes trefflichen Meiſters (ohne Nummer): 
der barmherzige Samariter; und wir find die 
Bemerkung der Wahrheit ſchuldig: daß nur wenige 
Bilder unſerer modernen Ausſtellungen, dieſes ſchöne 
Bild, in ſinnvoller und gemüthlicher, ja man kann 
ſagen tiefer, künſtleriſcher Auffaſſung übertreffen werden. 
Unter unſern Freunden — hat Zimmermann in 
ſeiner Judith mit dem Haupte Holofernes, 
Nr. 582, denſelben Weg verfolgt, und einen ſchö⸗ 
nen Beweis wahrer Kunſtbeſtrebung an den 
gelegt. 

Zur romantiſchen Schule zurückkehrend, nennen 
wir gleich das Bild von Teicks in Braunſchweig, 
Nr. 528. Kaiſer Karl V. und Herzog Alba 
am Grabe Luthers in der Schloßkirche zu 
Wittenberg — nach der bekannten Geſchichte. Ohne 
das viele Gute und Gedachte dieſes umfangreichen Ge⸗ 
mäldes verkennen zu wollen, können wir es doch 1 
zu den gelungeneren des Meiſters rechnen, wozu no 
kommt, daß es mit ſehr matten Farben gemalt, und 
außerdem noch eingeſchlagen iſt, was den Eindruck 
vermindert. Das Gemälde von F. Marterfteig — 
derzeit in Paris, Nr. 315, Luther am 10. Dec. 
1520 die Bannbulle verbrennend, iſt unbe⸗ 
denklich eine kräftige und gedachte Kompoſition. Daß 
ſich aber in derſelben der große Geiſt dieſer in ihrer 
Zeit wahrhaft heldenmüthigen Handlung klar ausſpricht, 
das kann man nicht behaupten. 9 5 

Das Lied der Nibelungen hat einen und den⸗ 
ſelben Gegenſtand; von zwei Künſtlern — vielleicht 
für eine Stipendien⸗Aufgabe? — hervorgerufen; die 
ſchöne Stelle in dem 15. Abent., und wie Sivrit 
verraten ware (Vers 3625 ferner), in welcher 
Chriemhilde die Stelle dem treuloſen Hagen br 
zeichnet, auf welcher allein Sivrit verwundbar; 
zu beiden Gemälden Anlaß gegeben. Irren wir nicht, 
fo find dieſelben die Werke jüngerer Künſtler. Nr. 177 
von Gräf in Königsberg, (Eigenthum des Kunſtver⸗ 
eins dortſelbſt), iſt wohl das tiefempfundenſte und am 
beſten dargeſtellte, und hat viele Schönheiten; — we 
niger hat uns das andere, Nr. 646, von T 
Steffens in Rom gefallen. Die Chriemhild —. 
eine ſchöne Geſtalt, Hagen jedoch wohl 
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Das herrliche Gedicht des deutscher, Dane 
erweckt immer wieder aufs Neue bie ge, fe ö - 915 
und der Freunde wahrer Poeſie, und wie wir die ſchö⸗ 
nen Illuſtrationen letzter Zeit in a, Prachtausgaben 
des Nibelungenliedes wieder freudig egrüßt haben, fo 
wollen wir gern auch die Darſtellungen der Kunſt 
deſſelben willkommen heißen. Wit machen nur nech 
aufmerkſam auf die Urfulinerin v. Schrader, Nr. 464, 
einem Gemälde von trefflicher Wirkung, und von ei⸗ 
nem Meiſter, der uns früher werthvolle Gemälde gege⸗ 
ben hatte. Das Bildniß des Geographen Ritter 
Nr. 57, von Begas, Eigenthum Sr. Mojeftät des 
Königs, rechnen wir auch zu den eben ſo wohlgetroffe⸗ 
nen als ſchön gemalten, hiſtoriſchen Bildern. 


Verantwortlicher Redakteur Dr. J. Nimbs. 
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